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ZIVILSCHUTZ 
VORMALS ZIVILER LUFTSCHUTZ 

UND BAULICHER LUFTSCHUTZ 

Notstand aus der Sicht der Wirtschaft 

von Dr. Elmar Michel 

Altf der Vollversammlung des Deutschen lndustrie- und Handelstages am 13. Mai 1963 in Travemünde hat der V orsitzende 
des Arbeitskreises des DIHT für verteidigungswirtschajlliche Fragen, H err Generaldirek tor Dr. Elmar Michel, Ministerial-
d irektor a. D ., ein ausführliches Referat ~ber ."Fragen 1er N otstandsr.esetzgebung" gehalten.... . . 
Herr Dr. Michel hat uns freundlicherwetSe dte wesenthchen r erfe semer Ausfuhrungen als Bettrag fur unsere Zettschnjl zur 

Verfügung gestellt. 

Fragen der Landesverteidigung, auch solche der zivilen 
Verteidigung, sind zwangsläufig wiederholt Gegenstand 
der Erörterungen der Gremien des Deutschen Industrie
und Handelstages (DIHT) gewesen. In Heft 79 der Schriften
reihe des DIHT "Notstandsvorsorge als Aufgabe der Wirt
schaft", das über die Vollversammlung am 13. April 1962 

in Bremen berichtet, heißt es: 

"So groß die Versäumnisse auf diesem Gebiet - der zivi
len Verteidigung - sind, so sehr möchte ich davor warnen, 
nun des Guten zu viel und zu schnell zu tun . Mit anderen 
Worten, von einem Extrem in das andere zu fallen 

Die Aufgaben, die in den nächsten Jahren zur Sicherung 
unserer Freiheit und unseres Lebens erfüllt werden müs
sen, sind ungeheuer, fast erschreckend groß, vor allem auf 

w irtschaftlichem Gebiet." 
Auch die Vollversammlung des DIHT am 3. März 1961 hat 
nach meinem einleitenden Referat "Aufgaben auf vertei
digungswirtschaftlichem Gebiet " verteidig ungswi rtschaft
liche Fragen erörtert. Als Vorsorge für den Krisenfall 
haben wir damals gefordert, "daß alsbald Entscheidendes 
geschehen müsse, um die Schutzbereitschaft in der Bevöl
kerung, vornehmlich in der gewerblichen Wirtschaft, zu 
wahren zu stärken und fest zu verankern." Wir waren 
uns ab:r darin einig : "So wichtig die Aufgaben der zivilen 
Verteidigung sind, Selbstzweck dürfen sie nicht werden. 
Die Wirtschaft und ihre Unternehmen sollen in erster Linie 

leben und arbeiten für den Frieden." 

Nachdem die Entwürfe der Notstandsgesetze nunmehr in 
den Ausschüssen des Bundestages beraten werden, ist es 
Zeit, sich an diese Mahnungen zu erinnern . Die Maßnah
men, die sich aus den Notstandsgesetzen ergeben, werden 
zweifellos auch schon in Friedenszeiten erhebliche Aus
wirkungen auf die Lebensweise jedes Staatsbürgers, ins
besondere auf das wirtschaftliche Geschehen haben. Für 

die Wirtschaft ergeben sich vor allem vier grundsätzliche 
Probleme: 

I. Die finanziellen Belastungen, die den Unternehmen 
aus der Durchführung der notwendigen Maßnahmen 
erwachsen, 

11. d ie personellen Erschwernisse, die sich durch die Her
anziehung von Betriebsangehörigen zum Selbstschutz
dienst während der Arbeitszeit ergeben werden , 

111. die außerordentlichen Ermächtigungen, die der Exe
kutive in den drei Sicherstellungsgesetzen auch schon 
in Friedenszeiten eingeräumt werden und damit eine 
legale Umgestaltung unserer gesamten Wirtschafts
ordnung ermöglichen, 

IV. die sachgemäße, den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
angepaßte, also betriebsnahe Planung und Durchfüh
rung der notwendigen Maßnahmen durch Mitwirkung 
sachverständiger Stellen der Wirtschaft. 

Zum ersten und vielleicht praktisch wichtigsten Problem, 
nämlich der 

Aufbringung der Mittel, Verteilung der Kosten 
ist zu sagen : 

Die Entwürfe zu den Notstandsgesetzen enthalten bis auf 
eine Ausnahme keine Aufstellung der anfallenden Kosten 
und auch ke inen Plan, wie die Mittel dafür aufgebracht, 
vor allem, inwieweit hierzu die öffentliche Hand die 
Wirtschaft und jeder einzelne Staatsbürger herangez'ogen 
werden sollen. Led iglich dem Entwurf zum Schutzbau
gesetz ist eine Aufstellung der jährlich im Durchschnitt an
gesetzten Beträge be igefügt. Die Gesamtsumme läßt sich 
zwar überschlägig berechnen, die Berechnung enthält aber 
eine Reihe Unsicherheitsfaktoren, da noch nicht entschie
den ist, in welchem Umfange und mit welcher Schutzstufe 
diese Schutzräume gebaut werden sollen. 
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Aus dem Entwurf eines Schutzbaugesetzes ist zweifellos 
das Bestreben erkennbar, dem Grundsatz, daß Staat und 
Wirtschaft am Aufbau einer zivilen Verteidigung mitwir
ken müssen, Rechnung zu tragen und die anfallenden 
Lasten zwischen den öffentlichen und privaten Haushalten 
aufzuteilen. Die hierzu vorgesehenen Regelungen können 
jedoch nicht als angemessen anerkannt, insbesondere kön
nen die Finanzierungserleichterungen nicht als ausreichend 
angesehen werden. Zudem dürfte die Berechnung der Ko
sten für den baulichen Schutz aller Varianten den tat
sächlichen Verhältnissen nicht entsprechen. Schon vor Jah
resfrist sind die Kosten für einen Schutzplatz des Grund
schutzes mit 380,- DM angegeben worden, während in 
der dem Entwurf beigefügten Aufstellung über die Gesamt
kosten nur 320,- DM angesetzt sind. Nicht berücksichtigt 
sind die Kosten der Inneneinrichtung des Schutzraumes, 
die je Schutzplatz mit 160,- DM zu veranschlagen sind, 
und die jährlichen Steigerungen der Baukosten von 1961 
bis 1963 z. B. 15 %. Trotz der verschiedenen Bemühungen 
zur Dämpfung der Baukonjunktur ist der Baumarkt immer 
noch stark angespannt. Es ermangelt eines Vorschlages, 
wie die durch den Schutzb'au anfallenden zusätzlichen Bau
ten ohne unerwünschte wirtschaftliche Auswirkungen in das 
nun einmal begrenzte Bauvolumen eingefügt werden kön
nen. 

Die Auflagen, die den Unternehmen durch das Schutzbau
gesetz gemacht werden, gehen weit über die Fürsorge
pflicht des Unternehmers hinaus. Es muß vor allem darauf 
Bedacht genommen werden, daß sie nicht die Wett
bewerbsfähigkeit der Unternehmen, vor allem dem Aus
land gegenüber, gefährden. Die Abschreibungsmöglich
keit muß verbessert werden, den Unternehmen, die die 
Aufwendungen für den baulichen Luftschutz von den Ein
künften nicht absetzen können, müssen andere Finanzie
rungserleichterungen gewährt werden, die unterschied
liche Belastung arbeits- und kapitalintensiver Betriebe 
sollte ausgeglichen werden und die Bildung zweckgebun
dener Rücklagen für solche Betriebe zugelassen werden, 
die aus irgendwelchen Gründen zunächst nicht in der Lage 
sind, Schutzräume zu errichten. 

In allen anderen Gesetzentwürfen ist zu den Kosten über
haupt nichts gesagt. Dazu sollen nur einige große Posten 
genannt werden, die schon für die Vorbereitung in Frie
denszeiten anfallen, z. B. : 

a) Die Kosten für eine dezentrale Bevorratung mit Roh
stoffen, Halbfabrikaten, Fertigerzeugnissen, Ersatztei
len, Zubehör, Materialien aller Art, Primärenergiestof

fen, 

b) die Kosten für den Selbstschutz, Betriebsselbstschutz, 
Werkselbstschutz, darunter auch als mittelbare Kosten 
der Ausfall an Produktion, wenn die Arbeitszeit durch 
die Ausbildung von Selbstschutzpflichtigen in Anspruch 

genommen wird, 

c) allgemeine Kosten, die sich durch organisatorische 
Maßnahmen ergeben, z. B. durch die in den SichersteI
lungsgesetzen begründeten Buchführungs- und MeIde

pflichten, 

d) weitere mittelbare Kosten, so die Speisung der öffent
lichen Haushalte durch Abgaben, damit die öffentliche 
Hand die gesamte Organisation der zivilen Vertei
digung überhaupt aufbauen und unterhalten kann. 
Außer an die Maßnahmen, die sich aus den eigentlichen 

Notstandsgesetzen ergeben, sei nur an die Kosten für 
den Aufbau, die Aurüstung, die Ausbildung und lau
fende Unterhaltung des öffentlichen Luftschutzhilfsdien
stes mit seinem Soll von 320000 Helfern erinnert. 

Es besteht kein Zweifel, daß die Gesamtkosten einen hohen 
Milliardenbetrag ausmachen werden. Die Aufbringung die
ser entstehenden Kosten führt zu zwei weiteren Problemen, 
nämlich 

1. der Aufbringung der erforderlichen Mittel insgesamt 
aus dem Sozialprodukt, 

2. der Verteilung der Kosten auf die Kostenträger, also 
auf die öffentliche Hand und die private Wirtschaft, 
also die Unternehmen. 

Es muß jedenfalls sorgfältig geprüft werden, ob die Maß
nahmen, wie sie in den Entwürfen vorgesehen sind, finan
ziell noch tragbar sind, d. h. ob die Haushalte, seien es 
nun die öffentlichen, seien es die privaten, die Mittel hier
für überhaupt aufzubringen vermögen. Wir sind der Mei
nung, daß, wenn Maßnahmen aus Gründen der Sicherheit 
durchgeführt werden müssen, zusätzliche Mittel hierfür 
in der notwendigen Höhe aber nicht verfügbar sind, keine 
andere Möglichkeit bleibt, als diese für das Leben der 
Staatsbürger und die Erhaltung der freiheitlichen wirt
schaftlichen Ordnung notwendigen Vorkehrungen 

durch eine Umgestaltung der öffentlichen Haushalte und 
durch Festsetzung von Prioritäten 

zu finanzieren. Gerade auf diese Notwendigkeit hat der 
DIHT in seinen Eingaben unmißverständlich hingewiesen. 
Zu der Aufbringung der Kosten ist grundsätzlich noch fol
gendes zu sagen : Der Schutz der Bevölkerung und ihrer 
Güter gegen einen potentiellen Gegner ist Aufgabe des 
Staates. Die Aufgabe schließt alle Maßnahmen für die 
Zivilverteidigung und innerhalb dieser für den zivilen Be
völkerungsschutz ein. Die Schutzbereitschaft der Zivil
bevölkerung und der Wirtschaft erstreckt sich nicht nur 
auf den Schutz der einzelnen Person oder Sache, sie dient 
ebenso dem Schutz der gesamten nationalen Substanz, 
zu deren Fortbestand ein möglichst großes Potential an 
Menschen und lebensnotwendigen und verteidigungswich
tigen Sachgütern erhalten bleiben muß. Sie ist damit eine 
Grundvoraussetzung für die Aufrechterhaltung der mili
tärischen Verteidigungsfähigkeit. Ohne geordnete Zu
stände im Heimatland, die ohne Schutz nicht vorstellbar 
sind, ist eine militärische Verteidigungsbereitschaft nicht 
a ufrechtzuerha Iten. 

t=Ur alle Maßnahmen des zivilen Bevölkerungsschutzes 
1 trägt also der Staat die Verantwortung, dem es daher auch 
! obliegt, die finanziellen Mittel hierfür aufzubringen. 
I Diese grundsätzliche Forderung schließt nicht aus, daß auch 

der einzelne Bürger und der einzelne Betrieb ihren Beitrag 
zu leisten haben. (Ohne die Bereitschaft jedes einzelnen 
Staatsbürgers, am Aufbau einer Zivilverteidigung mitzu
wirken und persönliche Opfer auf sich zu nehmen, bleiben 
alle Maßnahmen der zivilen Verteidigung Stückwerk. 1\ 
Die gewerbliche Wirtschaft erkennt an, daß sie selbsfe inen 
Beitrag zur Herstellung ihrer Schutzbereitschaft leisten 
muß, jedoch dürfen die Belastungen nicht einen Umfang 
annehmen, der der Erfüllung ihrer eigentlichen Aufgaben, 
für ein gesundes und sich weiter kräftigendes wirtschaft
liches Gefüge der Bundesrepublik zu arbeiten, hinderlich 
oder abträglich ist. 

( 
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11. Selbstschutz in Verantwortung für das Gemeinwohl 

Nach dem Entwurf des Selbstschutzgesetzes sollen Inhaber 

und Angehörige eines Betriebes zum gemeinschaftlichen 

Selbstschutz dem Betriebsselbstschutz, und in den Betrie
ben, die w~gen ihrer Größe, Aufgabe oder Eigenart er
höhte Schutzmaßnahmen erfordern, zur Aufstellung eines 
Werkselbstschutzes verpflichtet werden. Die Aufstellung 

des Betriebsselbstschutzes, einschließlich des Werkselbst
schutzes, die Ausbildung geeigneter Betriebsangehöriger 

und die Auswirkung von Ausbildungsveranstaltungen für 
den Selbstschutz in Wohnstätten auf das Dienst- und Ar

beitsverhältnis verursachen erhebliche Aufwend~ngen . 
Alle die damit verbundenen Kosten sollen nach dem Ent
wurf den Unternehmen angelastet werden. Die Ausbildung 
soll während der Arbeitszeit stattfinden. Soweit es sich 

um den Betriebsselbstschutz handelt, w ird diese Regelung 
damit begründet, daß sich die Teilnahme am Betriebsselbst
schutz als eine Pflicht aus dem Dienst- oder Arbeitsverhält

nis ergibt und der Betrieb die volle Eigenverantwortlich
keit für den Betriebsselbstschutz hat. Diese Annahme trifft 
aber nach unserer Ansicht nicht zu. Die Selbstschutzpflicht 

ist in jedem Fall eine Verpflichtung, die dem Selbstschutz
pflichtigen durch Gesetz auferlegt worden ist. Es handelt 

sich somit nicht nur um eine Verpfl ichtung zum Schutz der 
eigenen Person, sondern ebenso um Pflichten gegenüber 
der Gesamtheit. Sie verpflichten nämlich den Selbstschutz

pflichtigen zur Obernahme von besonderen Aufgaben im 
gemeinschaftlichen Selbstschutz sowohl in Wohnstätten als 

auch in Betrieben, es handelt sich also um eine staats

bürgerliche Verpflichtung. Eine solche Verpflichtung , die 

nicht nur dem Schutz der eigenen Person, sondern ebenso 
der Erhaltung der Gemeinschaft dient, gestattet es nicht, 

die Aufwendungen dafür den Unternehmen allein anzu
lasten. Sie gestattet es auch nicht, die Verantwortung da
für, daß die Betriebsangehörigen ihrer Verpflichtung nach

kommen, den Unternehmen zu übertragen. 

Für die Ausbildung im Selbstschutz sollte die . Regelung , 
die die freiwilligen Hilfsorganisationen aus e l ge~e: Ini 
tiative getroffen haben, übernommen werden. Bel Ihnen 
findet d ie Ausbildung nach Dienst- oder Arbeitsschluß 
statt. Sogar die Hilfeleistungen dieser freiwill igen Orga
nisation werden - soweit es sich nicht um Katastrophen
einsätze handelt - an den Wochenenden gele istet. Diese 
Verantwortung für das Gemeinwohl, die in d ieser frei
willigen beispielhaften Tätigke it ihren Ausdruck findet, 
muß auch die Grundlage für die Mitarbeit im Selbstschutz 

sein. 

Wir sind uns durchaus bewußt, daß es vielle icht schwierig 
sein wird für diese unsere Forderung, die gerade zur 
Wiederbe'lebung staatsbürgerlicher Verant",:,ortun~ von 
öffentl ichem Interesse ist, überall VerständniS zu finden. 
Wir glauben aber, daß wir gerade zur Klarsteilung der 
Mitverantwortung jedes Staatsbürgers an der .Herstellun~ 
der Schutzbereitschaft an dieser Forderung nicht vorbe i
gehen können. Zudem mindert ein Ausfall an Arbeitszeit 
die volkswirtschaftlichen Leistungen, deren Steigerung ge
rade die Voraussetzung für erhöhte Verteidigungsanstren
gungen ist. Für die Unternehmen bringt die Aufste!lun g 

des Betriebsselbstschutzes sowieso schon mancherlei Be
lastungen mit sich . Die Aufwendungen, die die Unterneh
men für den Betriebsselbstschutz zu machen haben, sollten 

daher wenigstens in vollem Umfang als Betriebsausgaben 
abgesetzt werden können . 

Die einzelnen Maßnahmen, die die Entwürfe des Schutz
baugesetzes und des Selbstschutzgesetzes ergeben, müs
sen ferner sinnvoller aufeinander abgestimmt werden. Zur 
Schutzbereitschaft gehört auch ein baulicher Schutz, der 
dem Selbstschutzpflichtigen unter den gegebenen Umstän
den einen möglichst großen Schutz gegen Kriegseinwir
kungen gewährt. Es ist z. B. doch widersinnig, wenn von 
den Unternehmen erwartet wird, daß sie erhebliche Auf
wendungen für den baulichen Schutz ihrer Betriebsange
hörigen und für die Aufstellung, Ausrüstung und Ausbil
dung des Betriebsselbstschutzes einschließlich der damit 
verbundenen Bevorratung an Lebensmitteln, Arzneimitteln, 
Ausrüstungsgegenständen und anderen notwendigen Din
gen machen, wenn nach den Bestimmungen des Selbst
schutzgesetzes die Selbstschutzpflichtigen bei Gefahr 
feindlicher Angriffe aus den Betrieben in ihre Wohnstätten 
zu entlassen sind. Der Vorrang des Menschenschutzes vor 
dem Sachschutz wird von der Wirtschaft voll anerkannt. 
Andererseits ermöglicht die Erhaltung von Sachgütern den 
Menschen erst das Oberleben. Wenn in den Betrieben 
keine fachkund igen Helfer bleiben, können jedenfalls die 
durch Feindeinwirkung entstandenen kleineren Schäden 
nicht behoben werden. Wachsen aber kle ine Schäden zu 
Großschäden aus, dann vernichten sie die Betriebe - und 
dam it d ie Grundlage für ein Oberleben - völlig . Das 
schädigt der Allgemeinheit, aber auch den Betriebsange
hörigen selbst und schwächt die Verteidigungskraft. Daher 
ist es erforderlich, daß wenigstens die Einsatzkräfte des 
Werkselbstschutzes bei Gefahr feindlicher Angriffe im 
Betrieb bleiben. Daß für diese Einsatzkräfte nicht nur aus
reichende, sondern die denkbar besten Schutzvorkehrun

gen zu treffen sind, ist wohl selbstverständlich. Um es klar
zustellen , es handelt sich hier nicht um einen Sachschutz. 
Sachschutz ist baulicher Betriebsschutz. Ober dieses schwie
rige Problem soll hier nur soviel gesagt werden: Es ist noch 
nicht ausgereift, obwohl beispielhafte Erprobungsbauten 
und gutachtliche Untersuchungen von den zuständigen 
Bundesministerien nach funktionellen, betriebsorganisato
rischen, bau- und maschinentechnischen Gesichtspunkten 
an repräsentativen Objekten versch iedener Wirtschafts

zweige bereits ausgeführt sind. 

Noch ein Wort zur Ausbildung des Betriebsschutzes. Auch 
hier w ird es mancherlei Schwierigkeiten geben . Sie können 
aber leicht überwunden werden, wenn die Betriebe jetzt 
dazu übergehen, alle sich bietenden freien Kapazitäten an 
Ausbildungsvorhaben beim Bundesamt fü r zivilen Bevöl

kerungsschutz und beim Bundesluftschutzverband, bei den 
freiwilligen Hilfsorganisationen auszunutzen und sich schon 
jetzt ein gewisses Stammpersonal für den Betriebsselbst
schutz heranzuziehen. Leider ist der Werkselbstschutz mit 
Ausnahme der Werkfeuerwehren entgegen der Anregung 
des DIHT nicht in die Verordnung zu § 13 ades Wehr
pflichtgesetzes einbezogen worden. Die Verordnung stellt 
nur Fachkräfte der öffentlichen Hilfsdienste des zivilen Be
völkerungsschutzes vom Wehrdienst frei . Hier muß im 
Rahmen des personellen Kräfteausgleichs noch etwas zu 
gunsten des Werkselbstschutzes nachgeholt werden. Die
ser steht in seiner Bedeutung für das Qberleben der Be
völkerung und für die Erhaltung der Verteidigungsbereit
schaft allen anderen Diensten des zivilen Bevölkerungs
schutzes nicht nach. 
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111. Für den Frieden gehen die Ermächtigungen zu weit 

Die dre i Sicherstellungsgesetze für Wirtschaft, Ernährung 
und Verkehr müssen als Einheit gesehen werden . Sie alle 
dienen dem gleichen Zweck der Versorgung der Zivil 
bevölkerung und der Streitkräfte mit lebensnotwendigen 
und verte idigungswichtigen Gütern und Le istungen für 
Verteidigungs zwecke und in Versorgungskrisen . Sie sind 
in ihrer Zielrichtung ungefähr mit der vor dem Zwe iten 
Weltkrieg als Grundlage der Bewirtschaftung ge ltenden 
Warenverkehrsordnung verglei chbar. Die Gesetzesen t
würfe selbst enthalten aber ke ine Bestimmungen, wie die 
Versorgung geplant, vorbere itet und durchgeführt werden 
soll. Es sind Ermä chtigungsgesetze, die die Exekutivorgane 
notfalls bis zu den oberen und unteren Behörden der 
inneren Verwaltung ermächtigen, durch Rechtsverordnung 
die erforderlichen Maßnahmen anzuordnen . Die Schaffung 
dieser Rechtsgrundlage ermöglicht d ie umfassende Len 
kung a ller Wirtschaftsvorgä nge von der Gewinnung des 
Roh stoffs bis zur Zuwe isu ng der Fertigerzeugnisse an den 
Endverbraucher. In einem Verteidigungsfall w ird es nicht 
mögl ich se in, Maßnahmen wirtschaftlicher Ar t durchzufüh
ren, wenn nicht in Friedenszeiten Vorbere itungen getroffen 
worden sind. Die Ermächt igungen, d ie d ie drei SichersteI
lungsgesetze der Exekutive geben, erstrecken sich daher 
einmal auf die Vorbereitung der Maßnahmen für Ver
teidigungszwecke und Versorgungskrisen, also auf Vor
kehrungen rein vorsorglicher, organisatorischer Art. Zum 
anderen umfassen die Ermächtigungen solche Maßnahmen, 
die schon in Friedenszeiten durchgeführt werden müssen, 
wenn sie im ernsten Krisenfall wirksam se in sollen. Das 
si nd u. a . d ie Bevorratung mit lebensnotwend igen und ver
teid igungswichtigen Gütern, die Erstellung von Bau- und 
technischen Einrichtungen - hauptsächlich für die Ver
kehrsträger. Für Maßnahmen beider Art wäre es im Ver
teidigungsfall zu spät. Zentrale Bedeutung kommt hier im 
besonderen der Bevorratung zu . Die sich dabei ergeben
den Probleme und Schwierigkeiten sind freilich sehr viel
gestaltig . Aber es gilt, und es wird höchste Zeit dazu, sie 
anzupacken und zu überwinden, denn auf d iesem wich 
tigen Gebiet ist bisher praktisch bei uns - im Gegensatz 
zu anderen Ländern - so gut wie nichts vorbereitet. Durch 
die weitgehende Arbeitste i lung und Arbeitszerlegung sind 
einzelne gerade für d ie La ndesverte idigung wichtige Pro
duktionszweige in einem erschreckendem Ausmaß von an 
deren Erzeugungsstufen abhängig geworden. Eine End
produktion, wie z. B. das Kraftfahrzeug, kann nicht mehr 
hergestellt werden, wenn die Zulieferbetr iebe für die Fahr
zeugproduktion ausfallen . Sicher läßt sich diese Abhäng ig
keit nicht beseitigen, aber es muß versucht werden, sie zu 
mildern, um im Verteidigungsfall wenigstens die lebens
notwendige und verte idigungswichtige Produktion auf
rechterhalten zu können . Hier müssen Lösungen für eine 
dezentrale Bevorratung mit Halbfabrikaten und auch fer
tigen Einzelteilen des Zubehörs gefunden werden . 

Ferner gehören hierzu die Buchführungs- und MeIdepfl ich 
ten . Sicher müssen im Verteid igungsfall die erforderlichen 
Maßnahmen ohne Verzug von den Exekutivorganen ver
fügt und durchgeführt werden können . Was aber zu Be
denken Anlaß g ibt, ist die weitgehende Ermächtigung der 
Exekutivorgane auch für den Fall einer Versorgungskrise 
in Friedenszeiten. Zwar sollen die Rechtsverordnungen in 
ihrem Inhalt auf das unerläßliche Maß beschränkt und in 
ihrer Geltungsdauer auf zwei Monate befristet sein . Auch 

sind die Behörden gehalten, alle Mäglichke iten marktkon
former M ittel auszuschöpfen. Das alles gibt aber noch 
keine Gewähr, daß nicht schon in Friedenszeiten unsere 
Wirtschaftsordnung auf legalem Wege durch dirigistische 
Maßnahmen umgestaltet werden kann und damit erst recht 
krisenart igen Entwicklungen der Weg gebahnt w ird. 

Jeder w ird durchaus Verständn is dafür haben, daß auch 
in Friedensze iten rechtzeit ig gehandelt werden muß, nicht 
zuletzt deshalb, um etwa ige wirtschaftsschäd igende Speku
lationen und auch Hamsterkä ufe auszuschalten. Das scheint 
auch erforderlich, um das Gefühl für die Rechtssicherheit 
nicht zu untergraben, und um be i der Bevö lkerung das not
wend ige Verständn is für solche Eingriffe zu gewi nnen . Es 
schließt aber nicht au s, daß Sicherheiten eingebaut werden 
müssen, um Mißbrauch mit diesen Erm ächtigungen in Frie
denszeiten vorzubeugen und unmöglich zu machen. 

In den Gesetzen sollte eine unverzügl iche Außerungspfl icht 
des Parlaments zu den Rechtsverordnungen be i Versor
gungskr isen sowie ein Recht des Parlaments, solche Rechts
verordnungen jederzeit durch einfachen Beschluß auf
heben und abändern zu können, verankert werden. Die 
Außerungspflicht soll bewirken , daß das Parlament seine 
Funktionen, d ie es nur aus Gründen der Eilbedürft igkeit 
der Maßnahmen in Notzeiten an d ie Exekutive abtritt , 
nachträglich ausübt, sobald die Umstände das gestatten. 
Die volle Verantwortung des Parlaments für die legis
lativen Maßnahmen der Exekutive einschließlich der Ein
schaltung des Ermessensspielraums muß bestehen bleiben. 
Hierzu ist interessant, daß auch dem Präsidenten der USA 
für die w irtschaftliche Mobilmachung vom Kongreß zwar 
große, aber nicht unbeschränkte Vollmachten übertragen 
worden sind . So hat der Kongreß den Präs identen u. a. er
mächt igt, die öffentliche Verwaltung umzuorgan isieren, je
doch können be ide Kammern des Kongreßes, sowohl das 
Repräsentantenhaus als auch der Senat, b innen 60 Tagen 
ein Veto einlegen. Gerade bezüglich der notwendigen 
Maßnahmen - die Betonung sollte nachdrücklich auf 
"notwendigen" liegen - für die Sicherstellung der Ver
sorgung der Ziv i lbevölkerung und der Streitkräfte mit 
lebensnotwendigen und verte idigungswichtigen Gütern 
und Leistungen im Verteidigungsfall und bei einer Ver
sorgungskrise durch die dre i Sicherstellungsgesetze sollte 
ganz bewußt und aus der Verantwortung al s Unternehmer 
darauf Bedacht genommen werden, daß d ie Grundlagen 
ul1seres Wirtschaftssystems : 

Die marktwirtschaftliche Ordnung und 
in ihr die fre ;e Unternehmerentscheidung 

nur dort und nur insoweit eingeengt werden dürfen, wie 
der Zweck der Gesetzgebung d ies unabwe isbar erfordert. 

IV. Mitwirkung sachverständiger Stellen der Wirtschaft 

Schon im Frieden vermögen d ie Bestimmungen der Not
standsgesetze einen erhebl ichen Einfluß auf das wirtschaft
l iche Geschehen - selbst dann, wenn d ie hier angeregten 
Anderungen berücks ichtigt sind - auszuüben. Es ist daher 
notwend ig, daß die Behörden sowohl bei der Planung als 
auch bei der Durchführung der unumgängl ich notwendigen 
Vorhaben wirtschaftlichen Sachverstand zu Rate ziehen . 
Eine solche Maßnahme entlastet einmal die Behörden der 
Inneren Verwaltung bei den für sie zum Teil neuen, wenn 
nicht fremden Aufgaben, zum anderen dient sie einer wirK
lichkeitsnahen Lösung cfleser Aufgaben. Der Gesetzgeber 

( 
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hat von dieser Möglichkeit, sachverständige Stellen der das Verfahren der Mitwirkung und die Bestimmung der 
gewerblichen Wirtschaft zu hören, wenn Interessen der sachverständigen Stellen den Rechtsverordnungen vorzu-
Wirtschaft auf dem Spiele stehen, schan jetzt im Bereich behalten, die der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. 
der Landesverteidigung Gebrauch gemacht. Die Notstandsgesetzgebung überträgt den Verwaltungs-

Für die Notstandsplanung, die in erster Linie den Ver- behörden Aufgaben, d ie sie mit we itgehenden Rechten 
te idigungsfall berücksichtigt und daher im Sinne einer gegenüber ganzen Wirtschaftszweigen bzw. einzelnen 
Inseltaktik reg ional ausgerichtet sein muß, sind deshalb Unternehmen ausstatten . Eingriffe, die unserer Wirtschafts-
die Kammern geeignete Stellen, die d ie Behörden durch ordnung nicht gerecht werden, können sowohl für die ein -
Vorschläge, Gutachten und Berichte beraten und unter- zeinen Unternehmen als auch für die gesamte Wirtschaft 
stützen können, da sie als regionale Einrichtungen die und dam it für jeden Staatsbürger nachte ilige Auswirkungen 
Verhältnisse ihres Bezirks am ehesten beurte i len können . haben. Bevor derartige Maßnahmen angeordnet werden 
Durch die Mitwirkung eines sehr breit gestreuten ehren - muß im öffentlichen Interesse, im Interesse der Wirtschaf; 
amtlichen Mitarbeiterkreises und durch den laufenden Kon - und im Interesse jedes Einzelnen wirtschaftlicher Sachver-

t kt 't d U h 'h B ' k f " . " b stand zu Rate gezogen werden a ml en nterne men I res eZlr s ver ugen sie u er ___ . 
eine eingehende Sachkunde und vermögen sich über die I ~~nn verla.ngt wird, wie eingangs ausgeführt, daß die 
Belange und die Leistungsfähigkeit der ihnen kraft Geset- zivile Verteidigung nicht Selbstzweck werden darf und 
zes zugehörigen Unternehmen, aber auch über deren ver- die Wirtschaft in allen ihren Zweigen in erster Linie für 
teidigungswirtschaftliches Potential ein ausgewogenes Ur- den Frieden leben und arbe iten soll, dann ist es um so not-
teil zu bilden. Hier einen Weg zu finden, sich auf die rein wendiger, Einfluß zu bekommen auf die Planung und Aus-
beratende Mitwirkung zu beschränken und gle ichzeitig den führung aller Maßnahmen, die sich aus der Notstands-
unausweichlichen Notwendigkeiten der künftigen Auf- gesetzgebung ergeben. Eines der grundlegenden Probleme 

In allen Fragen der zivilen Verteidigung ist, wievl'el w 'lll 
gabensteilung einer Zivilverteid igung Rechnung zu tragen , 

und kann die Bundesrepublik von dem vorhandenen Volu
ist eine schwere Aufgabe. 

men an Mitteln in Geld und Arbe itskapaz ität für d ie zivile 
Richtig dürfte es sein, sich den gesetzlichen Bestimmungen V t 'd ' b ' II . er el Igung . ereltste en. Das ist ohne Frage eine poli-
im Wehrpfl icht- und im Bundesleistungsgesetz anzupassen, tische Entscheidung, zu deren Vorbereitung es einer ein-
die allgemeine Fassung "Anhörung sachverständiger Stel- gehenden Unterrichtung über das Le istungsvermögen der 
len der Wirtschaft" in den Gesetzestext aufzunehmen und Wirtschaft bedarf. 

Die Entwicklung der Ballungsgebiete in der Bundesrepublik 
in der Sicht des zivilen Bevölkerungsschutzes 

Von Dr. Werner Nellner 

Die Gefährdung der Ballungsgebiete im Zweiten Weltkrieg 

Die räumliche Struktur des Bundesgebietes zeigte bereits 
vor Beginn des Zweiten Weltkrieges eine sich klar ab
zeichnende Herausbildung von Zonen hoher Bevölke
rungsdichte in wirtschaftlich und verkehrsgeographisch be
sonders begünstigten Gebieten neben dünner bevölker
ten, vorwiegend land- und forstwirtschaftlichen Regionen. 
Im Kartenbild der Be v ä I k e run g s die h tel 939 
zeichnen sich folgende Bevölkerungskonzentrationen ab: 

Im Norden lehnt sich ein Streifen hoher Dichte an den 
Nordrand der deutschen Mittelgebirge vom Harz im Osten 
über das Minden-Ravensberger Land bis in den Aachener 
Raum an . Neben ihm tritt ein zweites, etwas weniger stark 
ausgeprägtes Band hervor, das sich vom Ruhrrevier über 
den Sieg-Lahn-Dill-Bezirk und über Koblenz-Neuwied zum 
Rhein-Main-Gebiet zieht. Von hier aus strahlt es nach Sü
den in die oberrheinische Tiefebene und entsendet durch 
das Neckartal und den Kraichgau einen Seitenzweig in 

den hoch entwickelten Wirtschaftsraum um Stuttgart. In 
diese Zonen höherer Bevölkerungsdichte sind Regionen 
eingelagert, die sich durch eine sehr starke Konzentration 
von Industrie und Handel, von Verkehrsanlagen und Be
völkerung auszeichnen. K e n n z ei c he n die s erB a l _ 

I u n g s g e b i e te sind der schon seit dem letzten Viertel 
des vorigen Jahrhunderts stetig wachsende Anteil der 
Großstadtb.evölkerung, .die schnelle Entwicklung der Mas
senproduktIOn und . damit des Großbetriebes, der ständige 
Zustrom von Arbeitskräften aus anderen Teilen des Rei 
ches, der wiederum eine erhebliche Ausweitung der Sied

lungsgebiete in den industriell stärker durchsetzten Ge

meinden zur Folge hatte, das rasche Wachsen der Ver

bun~wi~tschaft bei ~er Energie- und Wasserversorgung 
sowie nicht zuletzt die Entstehung eines lebhaften Berufs
pendelverkehrs. 

Auch außerhalb der Zonen höherer Bevölkerungsdichte 
hat sich eine Anzahl mehr oder weniger isol ierter Bal-
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lungszentren um Großstädte oder bedeutende Mittelstädte 
herausgebildet, die sich im süddeutschen Raums vor allem 
an den Haupteisenbahnlinien und in Norddeutschland als 
Hafenstädte an den Küsten aufreihen. So nimmt es nicht 
wunder, daß bereits 1939 im Gebiet der heutigen Bundes
republik (ohne Berlin-West) 42 Großstädte gezählt wor
den sind, in denen 13,1 Millionen Menschen lebten, d. s. 
32,6 vH der Gesamtbevölkerung. Nun hat sich in der Vor
kriegszeit bei weitem nicht jede Großstadt oder bedeu
tende Mittelstadt zum Zentrum eines Ballungsgebietes ent
wickeln können. Betrachtet man lediglich die Ballungsge
biete in ihrer damaligen räumlichen Ausdehnung, dann 
wird man schätzen dürfen, daß in ihnen etwa 17 Millio
nen Menschen ihren Wohnsitz hatten. 

Der Zweite Weltkrieg hat gezeigt, daß gerade die Groß
städte und darüber hinaus die Ball u n g s g e b i e t e 
ganz allgemein in ho h e m Maß e lu f t ge f ä h r d e t 
waren. Das lag einmal an der schon erwähnten Konzen 
tration von Angriffszielen in diesen Räumen, zum ande
ren aber auch an dem seit 1940 sich langsam entwickeln
den neuen Kriegsbild, das seinen Ausdruck in der systema
tischen Bombardierung der größeren Städte fand. Es spielte 
nun keine Rolle mehr, ob in den angegriffenen Gemeinden 
militärische Ziele lagen; die Zivilbevölkerung war Objekt 
des Krieges geworden. Einige Zahlen mögen die Wirkung 
dieser Kriegführung ins Gedächtnis zurückrufen : Die Zahl 
der total zerstörten Wohnungen wird bei Kriegsende im 
Bundesgebiet (ohne Berlin-West) auf 2,2 bis 2,5 Millionen 
geschätzt ; das ist etwa ' /5 der rund 10,8 Millionen Woh
nungen, die Mitte 1943, als der verschärfte Bombenkrieg 
einsetzte, ermittelt wurden . Die größten Wo h nun g s -
ver I u s t e hatten ' ): 

mit 295700 W o hnung e n o d e r 53,5 vH des Woh nun gs bestand es (1939) 
mit 176 600 Wohn ungen oder 70,0 vH des W o hnun gs bes ta ndes 
mit 105500 W o hnung e n o d e r 65,8 vH des W o hnu ng sbesta nd es 
mit 100 000 W o hnung en o d e r SO,5 vH d es W o hnung sbestand es 
mit 86 500 W o hnung e n od e r 50,9 vH d es Wohnung sbes tand es 
mit 82000 Wohnung e n o der 64,8 vH des W o hnung sbestand es 
mit 82000 W o hnung e n od er 33,0 vH d es Wohnun g sbes tand es 
mit 80600 Wohnung e n oder 45 ,0 vH d es Wohnungsbes tand es 
mit 75 400 Wohnung e n ode r 51 ,6 vH de s W o hnung sbestondes 
mit 65000 Wohnung e n ode r 51 ,6 vH d es W o hn u ngs bes tand e s 
mit 61 300 W o hnung e n od e r 49,0 vH de s Wohnu ngsbes tand es 
mit 54 400 W o hnung e n oder 39,0 vH des W o h nun gs bes tand es 

1 865000 W o hnu ngen. 

Einen Eindruck von den schweren Zerstörungen, die der 
größte Ballungsraum des Bundesgebietes, das Ruhrrevier, 
erlitten hatte, mögen die zusammenfassenden Zahlen für 
den Bereich des "Ruhrsiedlungsverbandes" vermitteln : Be i 
Kriegsende waren von den im Jahre 1939 vorhandenen 1,2 
Millionen Wohnungen etwa ' /. völlig zerstört, ' /4 schwer 
beschädigt und ' /. leicht beschädigt; ungefähr ,(. der In
dustrie- und Verkehrsanlagen waren in diesem Gebiet 
gleichfalls zerstört, 2) 

Die Zahl der Lu f t k r i e g s tot e n der Zivilbevölkerung 3) 
bel ief sich u. a. in 

Hamburg auf 48600 Essen auf 6600 
Pforzheim auf 17600 Heilbronn auf 6500 
Köln auf 13700 Dortmund auf 6300 
Kassel auf 13000 München auf 6200 
Wuppertal auf 7150 Düsseldorf auf 5900 
Darmstadt auf 6700 Duisburg auf 5900 

') Na ch . Statistische s Jahrbuch de utsch e r G e meind e n 1949", 37. Jg . -
Di e Zahle n der ze rstörten Wohnungen sind nicht id e ntisch mit dem 
W o hnungsve rlust 1939-1945, da von 1939 bis Mitte 1943 die Zahl der 
W o hnungen durch Neubau noch zunahm. 

Die Entwicklung von Kriegsende bis zum Abschluß des 
Wiederaufbaues 

Auch in dem Kriegsbild eines Verteidigungskrieges, zu 
dem die Bundesrepublik gezwungen werden könnte, muß 
den Ballungsgebieten ein besonderes Augenmerk gewid
met werden, denn die große Gefährdung des Bundesge
bietes ergibt sich nicht allein aus seiner Lage an der Naht
stelle zwischen Ost und West und der Enge seines Terri
toriums, sondern in hohem Maße auch aus seinen struk 
turellen Verhältnissen, vor allem eben aus der sehr star
ken Konzentration von Bevölkerung, Verkehr, Industrie 
und Verwaltung in diesen Räumen , Dies erscheint um so 
notwendiger als die großen demographischen, wirtschaft
lichen und sozialen Veränderungen der letzten eineinhalb 
Jahrzehnte das strukturelle Gefüge der Bundesrepublik 
durch eine erhebliche Verstärkung des Ballungs- und In
dustrialisierungsprozesses noch empfindlicher werden lie
ßen . Es wird daher von entscheidender Bedeutung sein, 
ob es gelingt, diese Empfindlichkeit herabzusetzen. Diese 
große Aufgabe kann nur in gemeinsamer Arbeit von zivi 
lem Bevölkerungsschutz, Raumordnung und Landesplanung 
sowie aller anderen hier für verantwortlichen Verwaltun 
gen und Institutionen gemeistert werden. Voraussetzung 
für alle zu treffenden Maßnahmen muß jedoch die gen aue 
Kenntnis der besonderen Gegebenheiten und Entwick
lungstendenzen der Raumstruktur, vor allem derjenigen 
der Agglomeratiosräume und ihres weiteren Umlandes 
sein . Die folgenden Ausführungen mögen hierzu einen 
Beitrag liefern. 

Uber das Grundgerüst der räuml ichen Struktur, wie es ein
gangs skizziert worden ist 4), hat sich nach Kriegsende eine 
Entwicklung gelegt, die sich nicht kontinuierlich vollzogen 
hat, sondern mindestens drei Phasen erkennen läßt, die 
sich z. T. überlagern. Jede dieser Perioden hat dem Sied
lungsbild markante Züge eingeprägt und im Zusammen
wirken mit der politisch-militärischen Entwicklung zur Ge
staltung des heutigen wehrgeographischen Strukturbildes 
wesentlich beigetragen . 

Der erste Entwicklungsabschnitt ist gekennzeichnet durch 
die Aufnahme vieler Millionen Vertriebener und Flücht
linge in den vorwiegend agrarischen Teilen der damaligen 
britischen und amerikanischen Besatzungszone. Sie führte 
zu einer starken Ubervölkerung der ländlichen Gebiete, 
die um so schwerwiegender war, als es den dort im all 
gemeinen primitivst untergebrachten Eingewiesenen un
möglich war, ihre Existenz wieder aufzubauen oder we
nigstens einen bescheidenen Lebensunterhalt zu erlangen. 
Es muß hier mit aller Deutlichkeit herausgestellt werden, 
daß die Ubervölkerung in vielen Gebieten bereits bei 
einer Belegung von weniger als 1 Eingewiesenen auf 
1 Einheimischen erreicht war. Hierbei ist noch zu beden
ken , daß zu diesen "Eingewiesenen" auch die Insassen 
von Flüchtlingslagern, in der britischen Besatzungszone 
auch von Kriegsgefangenenlagern zählten. Diesen Erfah-

') DA8RITZ, Walte r : Das Ruhrgebi e t - geschichtliche Tatsache n und 
G ege nwartsprobleme. In : Ordnung und Planung im Ruhrraum ; he r· 
au sg . vom Institut für Raumforschung , Dortmund , 1951. 

") Nach . Dokume nte deutscher Kriegsschäd e n", Bd. 1, he rausg. vom 
Bunde sm iniste r für Vertriebene , Flüchtlinge und Kriegsgeschäd igte , 
Bann , 1958. 

') Vgl. hi e rzu auch NELLNER, Werner : Die 8evölkerungsdichte im Bun· 
desge biet und ihre Entwicklung . In : Mitte ilunge n aus dem Institut fü r 
Raumforschung , Bonn , H, 14, 2. Auflage , Bad God es berg 1952. 

( 
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rungen sollte auch heute bei der Planung von Aufnahme
gebieten für Bevölkerungsverlagerungen, wie sie im Ent
wurf des "Aufenthaltsregelungsgesetzes" vorgesehen 
sind 5), eine besondere Beachtung zukommen. - In die
sen ersten Nachkriegsjahren beginnen aber auch schon 
manche Ausgebombte und Evakuierte an ihre alten Wohn
sitze zurückzuwandern und sich dort z. T. sehr behelfs
mäßig wieder einzurichten. So kehrten von den etwa 
100000 nach den schweren Luftangriffen des 16. März 1945 
geflohenen Würzburgern bis Januar 1946 etwa 45000 in 
die Stadt zurück. Eine allgemeine Aufführung der entleer
ten Städte war mit dieser Rückwanderung noch nicht 
verbunden. 

In der zweiten Phase, die schon kurz nach der Währungs
reform Mitte 1948 einsetzte und in der ersten Hälfte der 
fünfziger Jahre ihren Höhepunkt erreichte, sind mehrere 
Millionen Vertriebene und Flüchtlinge, in stetig wachsen
dem Maße aber auch Einheimische aus den ländlichen 
Gemeinden abgewandert. Diese Abwanderung ist z. T. 
auf eigene Initiative zurückzuführen, einen beträchtlichen 
Anteil haben aber auch die Umsiedlungsprogramme des 
Bundes und verschiedener Länder. Allein durch die Bun
desumsiedlung sind rund 1 Million Vertriebene und Flücht
linge aus den übervölkerten Ländern Schleswig-Holstein , 
Niedersachsen und Bayern in andere Bundesländer ge
kommen und hier vor allem in den Agglomerationsräu
men und deren weiteren Umkreis sowie in andere Wirt
schaftszentren angesetzt worden. So kamen von den in 
Nordrhein-Westfalen bis Ende 1954 aufgenommenen 
322000 Bundesumsiedlern 262000 (= 81,4 vH) in das rhe i
nisch -westfälische Industrierevier und 164000 von ihnen 
(~ 50,9 vH) in den engeren Bereich des Ruhrsiedlungs
verbandes; in die Stadt Düsseldorf sind bis zu diesem Zeit
punkt allein mehr als 32000 Umsiedler eingewiesen wor
den. Auch die Einzelwanderung war fast ausschließlich in 
diese Gebiete gerichtet. 

Insgesamt gesehen sind seit 1950 auf der Wanderung zu 
den Arbeitsplätzen jäh r I ich fast 1 Million Menschen 
von einem Bundesland in ein anderes gekommen und 
weitere rund 2,3 Millionen haben jährlich ihren Wohnsitz 
innerhalb der einzelnen Bundesländer gewechselt. 
Hand in Hand mit der Wiederauffüllung und dem begin
nenden Wachstum der Agglomerationsräume durch die 
Zuwanderung aus ballungsfernen Gebieten ging der Auf
bau der durch Krieg und Demontage zerstörten Industrie
betriebe. Dabei wurden viele Arbeitsstätten, die nach ihrer 
Zerstörung durch Luftangriffe vorübergehend in entfernte 
Stadtteile oder in benachbarte Gemeinden ausgewichen 
waren, wieder in das Stadtzentrum verlegt. Die Te n -
denz zur industriellen Konzentration 
wurde noch durch die Ansetzung neuer Unternehmen , 
unter ihnen viele sogenannte "Flüchtlingsbetriebe" 6) ver
stärkt. 

Eine Begleiterscheinung dieser Entwicklung ist die sich 
immer stärker ausprägende Trennung von Wohn- und Ar-

') . Entw ud ei nes G ese tzes zur Reg e lung des Aufenthalts de ; Zivilbevöl
ke rung im Verte idigungsfall (Aufenthaltsregelungsgese tz) ,n Bund es
tag sdrucksache IVi895 v. 14. 1. 1963. 

') Zu den . Flüchtling sbe tri e ben ' gehören di e , Vertriebenenbet riebe ' 
und die . Zugewanderte nbetri e be' . Vertri e be nen betriebe , Betriebe, 
d e re n Inhaber Ver tr ie be ne sind ader on dere n Kap,tol Vertriebene 
zu mehr als 50 vH betei ligt si nd ; Zugewandertenbe trIebe , Be triebe, 
deren Inha ber aus der sowjetischen Besatzungszone oder vo n Be ,l,n 
zugewandert si nd oder on d ere n Kapitol Zugewa nd er te zu mehr als 
50 vH be teil ig t sind. 

beitsstätten, die Ursache für die schnell wachsende Pen
delwanderung der Berufstätigen . Eines der erstaunlichsten 
Beispiele ist München, das erst nach dem Zweiten Welt
krieg von einem Verwaltungs- und Handelszentrum zur 
größten Industriestadt Bayerns geworden ist. Schon bis 
zum Herbst 1950 war hier die Zahl der Einpendler aus 
anderen Gemeinden auf 43727 gestiegen, von denen 
31 086 Altansässige und 12641 Vertriebene und Flüchtlinge 
waren . Das war gegenüber T939, als nur 13100 Einpend 
ler gezählt worden waren, e ine Zunahme von 235 vH . 
Bis 1956 war die Einpendlerzahl schließlich auf 79400 ge 
stiegen, das ist ein Wachstum von 507 vH gegenüber 1939. 

In Nordrhein-Westfalen sind es vor allem das rheinisch
westfälische Industriegebiet und der Regierungsbezirk Det
mold, in denen die Flüchtlingsbetriebe einen neuen Stand
ort gefunden haben und z. T. als willkommene Ergän 
zungsindustrien (z. B. Konfektionsindustrie in Gelsenkir
chen, Recklinghausen ) wieder aufgebaut worden sind. 

Neben dem starken Wachstum der großen Städte haben 
auch manche Klein- und Mittelstädte oder andere verkehrs
mäßig günstig gelegene Gemeinden nicht unerhebliche 
Wanderungsgewinne zu verzeichnen gehabt, wenn es 
ihnen gelang, im Rahmen des allgemeinen Wirtschafts
aufschwungs ihre Arbeitsplatzkapazität zu erhöhen. Dies 
ist oft dadurch erreicht worden, daß hier ehemals selb
ständigen Handels- und Gewerbetreibenden unter den Ver
triebenen und Flüchtlingen die Möglichkeit zu einer neuen 
Betriebsgründung gegeben wurde. Andererseits sind sol
che Gemeinden auch häufig zum Wohnsitz von Arbeit
nehmern geworden, die - aus ländlichen Gebieten ab
gewandert - die Möglichkeit erhielten, ihren Arbeitsplatz 
in großen Städten und Ballungsgebieten täglich als Pen 
delwanderer zu erreichen. Vielfach ist es diesen Klein 
und Mittelstädten auch gelungen, ihre zentrale Bedeutung 
für das Umland zu steigern und Zentrum eines kleinen 
Agglomerationsraumes zu werden. Als Beispiele seien hier 
nur die Städte Goslar, Minden/Westf., Iserlohn . Wetzlar 
Reutlingen und insbesondere Erlangen genannt. ' , 
Die Steigerung der Tragfähigkeit hat allerdings oft nicht 
verhindern können , daß Gemeinden, selbst wenn sie ein 
größeres Eigeng~wicht gewinnen konnten, in den Sog 
alter Ballungsgebiete oder großer Städte gekommen sind . 
Manchmal zeigen sie schon in der Mitte der fünfziger 
Jahre Ansätze zu einer Entwicklung als Satelliten von Bal
lungskernen oder werden einfach Teile der die Vorkriegs
grenzen sprengenden Agglomerationsräume. Die Städte 
Pinneberg und Wedel im Hamburger Raum, Bergisch
Gladbach und Brühl in der Nachbarschaft von Köln, Bad 
Godesberg und Beuel als Teile der Bonner Ballung sowie 
manche mittleren und kleineren Städte im Stuttgarter 
Neckarbecken mögen für die große Zahl ähnlich gelager
ter Fälle stehen. 

Entwicklungstendenzen seit 1956 - fortschreitende 
industrielle Konzentration 

Um 1956 ist. der Wiederaufbau im wesentlichen abge
schlossen. Die Konzentrationstendenz von Industrie und 
Bevölkerung setzt sich jedoch fort, ja die Lockerung der 
alten Grenzen zwischen den Lebensbereichen Stadt und 
Land nimmt fast explosionsartige Formen an . Immer häu-
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figer und immer schneller wachsen einzelne Ballungsge
biete mit benachbarten Verdichtungsräumen zu ausgedehn
ten Agglomerationszonen zusammen. Die bisher mehr 
ländlichen Gebiete zwischen ihnen werden nicht allein 
durch das Wachstum randlicher "Arbeiter-Wohngemein
den", sondern auch durch die Ansiedlung neuer industriel 
ler Werke geschlossen. Manchmal handelt es sich dabei 
um Betriebe, die an ihren alten Standorten im Kern der 
Ballungen das für eine Betriebserweiterung benötigte Ge
lände nicht mehr finden konnten. Hier macht sich das 
Streben bemerkbar, trotz des Zwanges einer Standortver
lagerung aus dem Agglomerationskern heraus doch noch 
weitgehend die Vorteile zu nutzen, die auch die Nähe 
der Wirtschaftszentren zu bieten vermögen. Es ist ver
ständlich, wenn namentlich die großen Werke mit erheb
lichem Massengüterumschlag vor allem die Nähe von 
Schienen- und Wasserwegen suchen. So sind gerade 
im letzten Jahrzehnt Rhein und Main sowie das durch lei 
stungsfähige Schienenwege wohl erschlossene Umland 
unserer Großstädte zu industriellen Konzentrationszorien 
geworden, welche die ohnehin schon sehr hohe Luftge
fährdung dieser Regionen noch beträchtlich erhöht haben. 
Die schnell wachsende industrielle Verdichtung birgt unter 
dem Gesichtpunkt eines möglichen Verteidigungsfalles 
aber auch noch eine Fülle anderer schwerwiegender Pro
bleme in sich. Vergegenwärtigen wir uns nur einmal, in 
welch starkem Maße z. B. große Flüsse im Krieg für den 
Verkehr und damit für Nachschub, Versorgung und Be
völkerungsverlagerungen erschwerend wirken. Wieviel 
größer wirkt aber eine derartige Barriere, wenn sie auch 
noch in hohem Grade )uftgefährdet" und )uftempfind
lich" ist. Greifen wir als Beispiel hier nur die große Zahl 
neu entstandener und noch geplanter Werke der Petro
chemie und anderer chemischer Werke an Rhein und Main 
heraus, die die Oberwindung dieser Flußläufe im Bereich 
ihrer Standorte erheblich erschweren können. 7) Oder den
ken wir daran, daß durch die in Werknähe liegenden gro
ßen Siedlungen die Zufahrtswege zu Brücken und Fähren 
durch Angriffwirkungen zumindest zeitweise unpassierbar 
werden können, wenn nicht schon jetzt ausreichend breite 
Straßenzüge möglichst in Grünzonen eingelagert oder 
Umleitungsstraßen um die empfindlichen Stellen geschaffen 
werden. 

Wie stark die Konzentrationskraft der Wasserstraßen 
tatsächlich ist, mag wegen der großen Bedeutung, die 
diesen Flußzonen in einem Verteidigungsfall zukom
men, noch durch einige Beispiele belegt werden . Aus einer 
Veröffentlichung des Ifo-Institutes 8) ist zu entnehmen, daß 
an den Wasserstraßen je Quadratkilometer in der Indu
strie 2,7 mal soviel Personen beschäftigt werden wie in 
den übrigen Kreisen; die Industrieumsätze liegen sogar 
3,8 mal so hoch . Das bedeutet aber auch, daß an den 
Wasserstraßen auf den einzelnen Beschäftigten im Mittel 
ein wesentlich höherer Umsatz und somit auch eine höhere 
Produktion entfällt als in anderen Gebieten . Außerdem 
zeigt diese statistische Untersuchung, daß schon in der 
Mitte der fünfziger Jahre die Wasserwege insbesondere in 

,) Von 10 ne uen Erdölraffine r ien in Süddeutschland, die bis 1966 ihre 
Arbei t aufn e hmen sollen, li egen 4 in Rheinnäh e (Raum Karlsruhe 
und Mannheim l, 1 bei Kelsterbach am unteren Main und 1 am Neckar 
bei He ilbronn . -

') Nach . Industri e ll e Struktur der Bundesrepublik , der Bundesländer 
und zugehörigen Stadt· und landkre ise mit und ohne Wasserstraße n· 
anschluß .. . im September 1955'. In , Bayerische Staatszeitung Nr. 40 
v. 3. 10. 195B, München . 

Hessen und Baden-Württemberg eine große Anziehungs
kraft auf die Fertigwarenindustrie ausgeübt hat. Schließ
lich sei hier darauf hingewiesen, daß etwa 75 vH der Ge
samtstahlproduktion des Bundesgebietes in Hütten er
zeugt wird, die an Wasserstraßen liegen und daß an die
sen Konzentrationsadern ein erheblicher Teil der Wärme
kraftwerke liegt. Die an den schiffbaren Flüssen und Ka
nälen errichteten Wärmekraftwerke verfügen über etwa 
ein Drittel der Wärmekraftwerksleistung des Bundesge
bietes. 

Aber diese Problemgebiete liegen ja nicht nur am Rhein 
und Main, Neckar und Mittellandkanal sowie im Bereich 
der großen Hafenstädte . Selbst in den schnell über ihre 
alten Grenzen ausufernden Ballungszentren in den länd
lichen Räumen des Bundesgebietes wird die Situation für 
den zivilen Bevölkerungsschutz immer schwieriger, wenn 
es nicht gelingt, noch in letzter Stunde lenkend einzu
greifen. Ein Beispiel mag auch für diese Gebiete gebracht 
werden: 

Aus Ermittlungen in Bayern ergibt sich, daß der Anteil 
der Beschäftigten in Bayern in den industriellen Standorten 
mit über 2000 Beschäftigten von 63,6 vH im Jahre 1953 auf 
67,S vH im Jahre 1958 gestiegen ist. Das Gewicht der gro
ßen und mittelgroßen Standorte ist also noch größer ge
worden als es schon war, wobei das Schwergewicht ein
deutig bei den Großagglomerationen liegt. Auf die neun 
als Ballungskerne wirkenden kreisfreien Städte München, 
Nürnberg-Fürth, Augsburg, Schweinfurt, Erlangen, Aschaf
fenburg, Bamberg, Regensburg . und Würzburg entfallen 41 
vH der Gesamtzunahme der Industriebeschäftigten 
Bayerns oder nahezu 37 vH aller dieser Beschäftigten des 
Landes. In München beträgt die Zunahme sogar fast 45 vH, 
in Schweinfurt 38 vH und in Erlangen 34 vH. Noch be
deutend stärker ist die Zunahme im Umland mancher die
ser Zentren (auf die Abgrenzung des Umlandes wird noch 
einzugehen sein). Der Mittelwert liegt für die genannten 
9 Städte über 39 vH; im Münchener Bereich wird aber ein 
Wert von nahezu 48 vH, im Umland von Nürnberg-Fürth 
von fast 45 vH, in demjenigen Erlangens von 42 vH und 
im Umkreis von Schweinfurt sogar von mehr als 89 vH 
erreicht. 9) 

Feststellungen der Arbeitsämter des Bundesgebietes über 
Industrieneugründungen und Industrieverlagerngen in den 
Jahren 1955 bis 1960 bestätigen diese Beobachtungen, ob
gleich nur Betriebe mit 50 und mehr Beschäftigten erfaßt 
worden sind. Die Ergebnisse lassen außerdem erkennen, 
daß Verlagerungen von Industriebetrieben aus den Bal
lungskernen in das Umland vor allem in dem Zeitraum von 
1955 bis 1957 durchgeführt worden sind. Während der fol
genden drei Jahre überwiegen dagegen die Verlagerun
gen in ballungsferne Gebiete. 

Mit der genannten Ursache dieser Betriebsverlagerungen 
haben wir einen weiteren, den strukturellen Umwand
lungsprozeß dieser Periode kennzeichnenden Faktor auf
gezeigt: die Tendenz zum größeren Betrieb. Die Gesamt
zahl der Industriebetriebe, die im September 1952 bei 
91 800 mit 6108000 Beschäftigten lag, ist bis zum Herbst 
1959 auf rund 90900 Betriebe zurückgegangen, die Zahl 

,) Nach BOUSTEDT, Olaf, Industriali s ierung ländlicher Räume . In , 
Forschung- und Sitzungsberichte d er Akademie für Raumforschung 
und landesplanung , Bd. XVII . Raum und gewerbliche Wirtschaft ·, 
Hannover, 1961 . 
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Karte 1 

Das Kötner Ballungsgebiet 
Stand 1960 
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5tandorte ckr 6roDindusirie ( 1000 u. mohr &<"Nöftigt. ) 

Bundtlbohn - Privatbahn 
Autobahn 

der Beschäftigten ist jedoch auf über 7567000 gestiegen. 
Die durchschnittliche Größe der Betriebe mit 10 und mehr 
Beschäftigten stieg von 102 Beschäftigten im J.ahre 1950 
auf 145 Beschäftigte im Herbst 1960 ,a). Oder ein anderes 

Beispiel : 

Die Zahl der Betriebe mit . . . Beschäftigten betrug im 
Bundesgebiet (ohne Saarland und Berlin-West) 

1952 1956 1960 Zu- (-t-) bzw. Abnahme (- ) 
1960 gegenüber 1952 

1- 9 42285 41 911 40547 -1738 - 4,3 vH 
- 2 248 - 7,7 vH 

10- 49 31 315 30 078 29 067 
- 5,7 vH 

Zusammen 73600 71 989 69614 -3986 

50- 99 8313 9362 9499 + 1 186 + 14,3 vH 

100-199 4812 5755 6 166 + 1 354 + 28 ,2 vH 

200-499 331 7 4183 4521 + 1 204 + 36,4 vH 

500-999 991 1316 1 508 + 517 .L 52 ,2 vH 

1000 u. mehr 792 1036 1 172 + 380 + 48 ,0 vH 

Zusammen 18225 21652 22866 + 4 641 + 25,4 vH 

Daneben zeichnen sich aber noch einige andere, auch für 
den zivilen Bevölkerungsschutz interessante Entwicklun 
gen ab : eine weitere industrielle Durchdringung län~
licher Räume, die Veränderungen bei der Zuwanderung In 

") Diese Tende nz zeig l sich soga r bei den . Flü~tl i~;~~eetr~~~hn ~e~P~ 
gleich . i~re wirtschaft liche laQe ~:~falc~55 a~uf 10821, d ie der 8e· 
kansol,d,er l 1St. Ihre Zah l bellebf 1959 . d 10199 solcher Betr iebe 
schäftig ien auf 430 274. Im Her st Sl n 
mit 472 005 Beschäftigten ermittelt worden. 

die Ballungsgeb iete und schließlich die strukturellen Wand
lungen innerhalb der Ballungsgeb iete . Die f 0 r t s c h re i -
tende Vergewerblichung der Agrargebiete 
hat ihren Impul s wen iger einer klaren politisch -planerischen 
Konzeption als dem Druck äußerer Umstände zu verdan 
ken . Wir haben bereits darauf hingewiesen, daß die ersten 

Schritte hierzu vornehmlich von den Vertriebenen und 
Flüchtlingen ausgingen. Es sei hier nur kurz erwähnt, daß 

schon im Herbst 1950 5021 "Flüchtlingsbetriebe" mit 
181 636 Beschäftigten festgestellt worden sind, von denen 
51,2 vH mit 40,5 vH der Beschäftigten in den dörflichen 

Gemeinden und in den kleinen Landstädten bis zu 10000 
Einwohnern lagen . In den Hauptaufnahmeländern für die 
Ausgewiesenen und Flüchtlinge, wie z. B. in Bayern, tritt 
die Ansetzung solcher neuen Betriebe in den ländlichen 
Regionen noch deutlicher in Erscheinung: Hier kamen da
mals auf d ie Gemeinden unter 10000 Einwohner 62 vH 
der Flüchtlingsbetriebe mit über 50 vH der Beschäftigten . 

Seit der Mitte der fünfziger Jahre setzte sich als struktur
wandelnder Faktor dann immer stärker der Wettlauf mit 
der Arbeitskraft durch, der die Unternehmen in den In
dustriezentren auf die Agrarräume zurückgreifen ließ. 
N icht selten werden in diesen Gebieten Zweig- und Zu 
lieferbetriebe angesetzt. Nach Untersuchungen von 
IPSEN " ) ist die Zahl der Industriebeschäftigten in diesen 
landwirtschaftlichen Regionen von 873000 im September 
1950 auf 1 230000 im Herbst 1955 gestiegen ; sie hat sich 
seitdem weiter kräftig erhöht. Das heißt aber, daß unsere 
"Agrargebiete" heute durchaus nicht mehr industriefrei 
sind und daß die Zunahme der industriellen Arbeitsplätze 
hier im großen und ganzen mit dem allgemeinen W irt
schaftsauf- und -a usbau der Bundesrepublik Schritt hält. 

Infolge dieser Entwicklung sind aber auch Teilräume schon 
heute so stark umgewandelt, daß sie mehr den Charakter 
von Industriezonen als von gem ischtwirtschaftlichen Ge
bieten haben (vgl. auch Tabelle 1). 

Hierzu muß z. B. der Raum nördlich und südlich von 
Aschaffenburg gezählt werden, in dem ein lebhaftes 
Wachstum industrieller Betriebe während der fünfziger 
Jahre zu beobachten war, das offensichtlich auch heute 
noch anhält. Diese starken Ansätze einer weitgehenden In
dustrialisierung werden vielleicht eines Tages dazu führen, 
daß dieses Gebiet als ostwärtiger Teil des großen Agglo
merationsraumes am unteren Main verstanden wird. 

Selbst solche vom wirtschaftlichen und verkehrsmäßigen 
Gesichtspunkt bisher als "abgelegen" angesehenen Land
striche wie der Raum zwischen Inn und Salzach im Be
reich der Landkreise Altötting, Mühldorf und Traunstein 
ist in jüngster Zeit so stark industrialisiert worden, daß 
z. B. der Landkreis Altött ing dank des hohen Realsteuer
aufkommens der einzige bayerische Landkreis ist, der 
keine staatlichen Schlüsselzuwendungen in Anspru ch 
nimmt. Die w ichtigsten Industriestandorte sind hier die 
" Flüchtlingssiedlungen" Waldkraiburg und Traunreuth so
wie die Gemeinden Aschau , Burghausen, Burgkirchen a.d. 
Alz, Garching a.d.Alz, Tacherting, Töging a. Inn und Trost
berg " ). - In besonders verkehrs- und arbeitsmarktgünsti
ger Lage beginnen sich daneben auch Orte zu neuen In
dustriezentren zu entwickeln . Ingolstadt, in dessen Umland 

" ) IPSEN, Gunther , Bemerkungen zum in du striell-agraren Gemenge. 
In , Industrialis ierung ländl icher Räume; Schriftenreihe für lä nd li che 
Soziallroge n, H. 18, Hannover, 1956. 
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Tabe ll e 1, Be tri ebe und Beschäftigte im Bundesgebiet (ohne Saarland und Berlin-West) 1950 bis 1960 

Industriebetriebe 

insgesamt I darunter 

Jahr 
Betriebe I Beschäftigte I Betriebe mitl0 und mehr Beschäftigten I FI üchtl i ngsbetri ebe 

Land I a. T. d er I Betriebe I Beschäftigte I Betriebe I Beschäftigte 
Anzahl 

Bevälkerung Anzahl I vH Sp. 1 I Anzahl I Anzahl I vH Sp. 1 I Anzahl I vH Sp. 2 
--

I I 2 I 3 I 4 I 5 I 6 I 7 I 8 I 9 I 10 

1950 
91 8'25 I I 47187 I 4796900 5021 I 181636 

1952 5847943 122 50074 56,5 5517800 8720 9,4 I 317 404 5,4 
1956 93641 7299 990 146 528B2 56,4 6990974 10 588 11 ,3 452675 6,2 
1960 92 480 8046344 153 52474 56,7 7 601 083 11 229 12,1 486353 6,0 

davon 

Schleswig-
Hol ste in 27SO 177342 77 1 489 54,B 168 200 519 18,9 23482 13,2 

Hamburg 2929 241 387 132 1 532 52 ,3 232400 298 10,2 9055 3,8 
Ni edersachse n 7827 729155 111 4566 58 ,3 699 500 1 342 17,1 57179 7,8 
Bremen 870 109533 156 477 54,8 107 300 88 10,1 7700 7,0 

I 
Nordrh ei n-

Westfalen 28337 

I 
2896854 183 16116 56,8 2817100 2358 B,3 83599 2,9 

Hes se n 6519 667676 140 4604 70 ,6 648000 1 030 15,8 47 B67 7,2 
Rheinland- Pfalz 5464 370349 109 2902 53,1 354 SOO 407 7,4 22022 5,9 
Baden-

I 16201 I Württemberg 1 440788 lB7 10 223 63, 1 1 397700 1690 10,4 91068 6,3 
Bayern 20573 1 235701 131 10561 51,3 1176300 3460 16,8 143 098 11,6 

Quelle, Statistische Jahrbücher 1953 bis 1962, hrsg. vom Statistischen Bundesamt. 

bis 1966 allein 5 Erdölraffinerien entstehen sollen, mag hier 
als markantes Beispiel genannt werden. 

Der zivile Bevölkerungsschutz sollte die Industrialisierung 
ländlicher Räume immer im Zusammenhang mit der in 
dustriellen Konzentration in den Agglomerationsräumen 
sehen. Es wird zu prüfen sein, ob und ggf. in welchem 
Umfang in einem Verteidigungskrieg diese meist neuen 
Werke zur Sicherung der Versorgung mit lebenswichtigen 
Gütern herangezogen werden können, wenn die entspre
chenden Industriezweige in den Ballungen ganz oder 
teilweise ausfallen. 

Veränderungen im Wanderungsaustausch und innerer 
Strukturwandel der Agglomerationen 

Es ist bereits darauf hingewiesen worden, daß das Be
völkerungswachstum der Ballungsge
biete zu einem erheblichen Teil durch Zuwan 
der u n g aus den ursprünglichen Hau p auf nah m e -
g e b i e t e n für Ver tri e ben e und Flüchtlinge ge
nährt wurde. Diese Entwicklung ist, sich allmählich ab· 
schwächend, bis in die Jahre 1957/58 zu beobachten. Dann 
beginnt sich jedoch ein neuer Trend immer mehr durchzu
setzen. Er ist gekennzeichnet durch ein schnelles Zurück
gehen des Wanderungsdefizits in den bisherigen Abgabe
ländern gegenüber den Aufnahmeländern, z. T. sogar in 
einem völligen Umschlagen der Wanderungstendenzen. So 
hatte Bayern gegenüber Nordrhein-Westfalen 1957 ein 
Wanderungsdefizit von 5639 Personen, 1958 von 4033 Per
sonen, 1959 jedoch bereits einen Zuwanderungsüberschuß 
von 1 725 Personen, der 1960 auf 5329 und 1961 auf 6006 
Personen gestiegen ist. Eine ähnliche, wenn auch noch nicht 
so stark ausgeprägte Entwicklungsreihe ist in dem Wan-

") I m September 1958 betrug die Zahl der Industriebeschäftigten in 
Burahausen 3912 (= 318 aT der Einwohner), Burgkirchen a . d . Alz 
3192 (= 98,6 aT der Ei~wohner), Tacherting 857 (= 36,5 aT d. Ein 
wohner), Töging a. Inn 1 287 (= 17,8 aT d . Einwohner), Traunreuth 
3153 (= 67,5 aT d. Einwohner), Trostberg 1 656 (= 23,B aT d. Ein 
wo hn e r) und in Waldkraiburg 2061 (= 2B,7 aT d. Einwohner). 

derungsaustausch zwischen Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstei n festzustellen. 

Diese allgemeinen Feststellungen reichen noch nicht für 
eine Beurteilung aus, ob und ggf. in welchem Umfang 
auch die Ballungsgebiete von diesen Vorgängen betroffen 
sind. Eine genauere Untersuchung wird allerdings dadurch 
erschwert, daß für die Regierungsbezirke und Kreise le
diglich Gesamtzahlen für die Außenwanderung - also 
Wanderungsaustausch mit anderen Bundesländern und 
mit Gebieten außerhalb der Bundesrepublik zusammen
gefaßt - vorliegen. Wenn man aber in Rechnung stellt, 
daß z. B. Nordrhein-Westfalen, das wichtigste Untersu
chungsgebiet, einen starken positiven Wanderungssaldo 
bis 1961 gegenüber den Gebieten außerhalb der Bundes
republik hatte, dann lassen sich doch sehr wesentliche 
Einblicke gewinnen. Zwar haben auch 1961 noch alle Re
gierungsbezirke dieses Landes Gewinne aus der Außen
wanderung zu buchen, sie sind aber im Vergleich zur 
ersten Hälfte der fünfziger Jahre nicht unerheblich zurück
gegangen . So betrug der Uberschuß im Regierungsbezirk 
Düsseldorf 1953 noch über 129000 (= 27,7 aT der Bevöl 
kerung), 1961 nur noch 47164 (= 8,8 aT der Bevölkerung), 
im Regierungsbezirk Aachen 1953 fast 15900 (= 19,2 aT 
der Bevölkerung), 1961 lediglich 5146 (= 5,5 aT der Be
völkerung). Einzelne kreisfreie Städte hatten 1961 sogar 
schon ein Defizit aus diesem Teil der Wanderungen (z. B. 
Bocholt, Gladbeck, Recklinghausen, Hamm/Westf., Herne), 
andere konnten nur noch sehr schwache Gewinne erzielen 
(z. B. Mönchengladbach, Rheydt, Viersen, Bottrop, Gelsen
kirchen, Lünen, Siegen, Wanne-Eickel, Wattenscheid). Diese 
Beispiele lassen erkennen, daß viele der Ballungskerne für 
den Wanderungsaustausch mit anderen Bundesländern 
nicht mehr die frühere Anziehungskraft ausüben. 

Noch eindrucksvoller zeigt sich der eingetretene Wandel, 
wenn man auch die Binnenwanderung, das ist der Wa n -
derungsaustausch innerhalb der Länder, 

( 

( 



Nellner, Die Entwicklung der Ballungsgebiete in der Bundesrepublik Zivilschutz Heft 6 197 

in die Betrachtungen einbezieht. Es zeigt sich dann, daß 
selbst Städte mit einer so großen Arbeitsplatzkapazitä t 
wie Düsseldorf, Duisburg, Essen, Bonn, Gelsenkirchen, Bie
lefeld und viele andere starke Abwanderungstendenzen 
zeigen. Untersucht man die Großstädte des Landes Nard
rhein-Westfalen insgesamt, dann ergibt sich für 1961 fol 
gendes Bild : 

G e meinde n mit 
.. .. . Einwohnern 

100 000 bi s unter 200 000 
200 000 bis unter 500 000 
500 000 und mehr 

Wanderungssalda 

insgesamt 

9575 
4148 

23 942 

durch 
----1-----.-

Binnen- I Außen-

wanderung 

925 
-2009 
-4117 

8650 
6157 

28059 

Im Durchschnitt aller Großstädte des Landes sind also der 
Binnenwanderungsverlust noch durch einen Außenwande
rungsgewinn mehr als ausgeglichen . 

Der skizzierte Trend in der jüngsten Entwicklungsphase 
scheint sich im Jahre 1962 noch verstärkt zu haben, soweit 
es e inige bisher bekannt gewordene Zahlen erkenne n 
lassen . Der Gesamtwanderungsverlust belief sich 1962 z. B. 
in Gelsenkirchen auf 3800, in Essen auf 2600, in Bochum 
auf 2150, in Herne auf 1 360 und in Oberhausen auf 1 180 
Personen . Gewiß mag ein Teil dieser Abwanderungsbe 
wegung auf die seit längerem bestehende Kohlenkrise zu 
rückz uführen sein . Aber sie ist keineswegs die alleinige 
Ursache, was ja daraus hervorgeht, daß auch Städte 
außerhalb des Kohlenreviers zumindest in der Binnen· 
wanderung negative Salden haben . 

Sogar die Großstädte in Bayern lassen deutlich erkennen, 
daß bei der Binnenwanderung in den letzten Jahren ein 
ständiger Rückgang des Zuwanderungsüberschusses vor
handen ist . Im Jahre 1958 betrug der Saldo der bayerischen 
Großstädte + 24931 Personen (= 13,0 aT der Bevälke
rung ), 1959 ging er auf + 20955 (= 10,7 aT der Bevälke
rung ) und 1960 auf + 18936 (= 9,6 aT der Bevölkerung) 
zurÜck.- Wir müssen also feststellen, daß bei anhaltender 
starke r Mobilität der Bevölkerung, die Wanderungsge
winne unserer größeren Städte ständig zurückgehen und 
daß in stetig wachsender Zahl Großstädte Wanderungs
defizite aufweisen . 

Wesentliche Gründe für die aufgezeigte Entwicklungs
tendenz mögen einmal die schon erwähnte Verlagerung 
von Betrieben aus dem Großstadtbereich heraus sein, mit 
der häufig auch eine Verlagerung der Betriebsangehöri
gen in neu errichteten Siedlungen Hand in Hand gegangen 
ist. Andererseits mag auch die schn811 w ach sen d e 
C i t y b i I dun g diese Bevölkerungsverlagerungen mit 
verursacht haben : Die Citybildung ist u. a. durch eine Auf
nahme von Großgeschäften, Banken, Versicherungen, Ver
waltungen, kulturellen Einrichtungen und eine Verdrän 
gung kleinerer Geschäfte und Praxen, durch ein erhebliches 
Steigen der Grundstückspreise und Mietpreise, der engen 
mehrgeschossigen Bebauung sowie durch eine sehr starke 
Zunahme des Berufspendler-, Zuliefer- und Käuferverkehrs 
bei gleichzeitiger Verdrängung der Wohnbevölkerung 
charakterisiert. Am Beispiel der Wanderungszahlen für die 
Stadt Frankfurt/Main mag dieser Auflockerungsvorgang 
gezeigt werden . 

Ein klares Oberwiegen der Abwanderung über die Zu
wanderung 1960 ist vor allem im Bahnhofs-, Gallus- und 
Gutleutviertel, in Westend, Nordend, Bockenheim und 
Bornheim festzustellen; in Altstadt und Innenstadt ist Zu
und Abwanderung nahezu ausgeglichen, bei den Um
zügen innerhalb des Stadtgebietes überwiegen allerdings 
auch hier die Fortzüge. Hauptzuzugsgebiete sind dagegen 
die randlich gelegenen Stadtteile im Westen (mit Aus
nahme von Höchst! ) sowie im Osten und Nordosten . 

Als weiteres Beispiel mag Bonn gelten . Hier hat nach den 
Untersuchungen von FEHRE 13) das Stadtzentrum im Jahre 
1960 gegenüber 1939 einen Bevölkerungsrückgang von 
47,4 vH "bei langsamer Bevölkerungsabnahme seit 1959" 
erfahren, "der Zwischenring zwar eine Zunahme von 28,9 
vH bei seit 1955 rückläufigem Bevölkerungsstand", im Au
ßenring des Stadtkreises hat die Bevölkerung um 98,6 vH 
zugenommen, wobei sich das Wachstum in den letzten 
Jahren merklich abgeschwächt hat. Aus den Umzugsbe
wegungen innerhalb der Stadt ist außerdem zu erkennen 
daß der Bonner Stadtkern (entsprechendes ist nach de~ 
gleichen Untersuchungen für Köln festgestellt worden) 
ständig Bewohner in Richtung des Stadtrandes abgibt. 

Der starke Zug zum Wohnen in Stadt- und Ballungsrand
geb ieten, der sich seit der Mitte der fünfziger Jahre durch
gesetzt hat, ist nicht zuletzt vom Eigenheimdenken getra
gen und durch die stürmische Zunahme der Motorisierung 
geführt worden . Repräsentativuntersuchungen haben aber 
auch ergeben, daß unter den Gründen für das Aufrechter
halten eines Wohnsitzes außerhalb der großen Städte und 
Industrieagglomerationen nicht nur der Wunsch angege
ben wird, in den Genuß einer gesunden, z. T. auch billi
geren Lebenshaltung zu kommen, sondern daß auch die 
Furcht vor Luftangriffen bei möglichen kriegerischen Ver
wicklungen eine Rolle spielt. Dieser Zug in das Vorfeld 
der Ballungen findet seinen Ausdruck in dem Entstehen 
vieler Klein- und Villensiedlungen und der damit verbun 
denen Zunahme des Berufspendelverkehrs U). 

Es wäre nun allerdings falsch, wollte man aus den genann
ten Feststellungen auf eine allmähliche "Entleerung" un 
serer Großstädte schließen. Sie werden ihr besonderes 
strukturelles Schwergewicht behalten, ja ihre zentralört
liche Bedeutung wird durch die zunehmende Citybildung, 
durch die weitere Ausstattung auch mancher randlich ge
legener Stadtgebiete mit zentralen Gütern und Diensten 
und der Ansiedlung neuer Industrien wahrscheinlich no ch 
gesteigert werden . Daneben erhält auch das Umland die
ser Ballungskerne durch Auffüllung mit Industrien und Be. 
völkerung ein völlig anderes Gesicht und neue Funktione n 
im gesamten strukturellen Gefüge des Bundesgebietes. 
Schließlich, darauf sei hier ergänzend hingewiesen, bahnt 
sich auch zwischen "Stadt tlnd Land" ein ganz anderes 
Verhältnis an, als wir es bisher kannten. Das zeigt sich 
nicht nur in der zunehmenden Industrialisierung bisheriger 
Agrargebiete, sondern auch in der stärkeren Durchsetzung 
dieser Räume mit zentralen Funktionen, der Angleichung 
der Lebensgewohnheiten und des Warenangebotes sowie 
der im Zeichen einer fortschreitenden Motorisierung im
mer noch wachsenden Pendelwanderungsverflechtungen . 

") FEH RE , H. , Wachsen uns ere Städte noch? Vortrag onläßl ich der 
Jah res ha uptve rsammlung des Ve rband es De ul scher Städte stati stik e r 
am 18. 10. 1961. 

" ) Vg l. a uch NELLNER, W e rn e r, Die Pende lwanderung der Erwerbs
tätigen in d e r Bunde sre publik . In , Di e W e rbung auf d e m Land e. 
Breme n, 1960, S. 53 H. 
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Tabelle 2 : Die Ge meinden des Bundesgebieles (ohne Be rlin-Wes l) mil ih rer Wohnbevölkerung noch Größenklassen 1939 bis 1960 
(jewe iliger Gebietsstond der Gemeinden ) 

Stichlog 
Land 

17. 5. 1939 
29 . 10. 1946 ') 
13. 9. 1950 ') 
25. 9. 1956 ' ) 
30. 6. 1960 

----

insge-
samt 

24708 
24496 
24500 
24541 
24504 

500 1000 I 
weniger 

al s 
500 

1000 I 2000 I 
13556 5916 2941 
9809 7187 4364 
9770 7009 4380 

11 156 6281 3784 
11 347 5993 3673 

Ge mei nd e n ') 

davon mit . .. Einwohnern 

2000 3000 I 5000 10000 20000 50000 

bi s unter 100000 
u . mehr 

3000 I 5000 I 10000 ' 20000 I 50 000 100 000 

Zahl der GemeInden ') 
1508 439 171 104 31 42 
2087 606 238 130 39 36 

1265 / 946 642 256 146 39 47 
1 178 932 685 270 161 43 51 
1218 983 727 284 177 50 52 

Wohnbevölkerung ') in 1 000 Person e n 
17 . 5. 1939 40247,0 I 3650,0 4140,4 4028 ,6 

/ 

4578 ,0 
2999,1 I 2353,9 3153,6 2264,8 13078,6 

29. 10. 1946 ') 44598,1 2951 ,3 5 103,3 6 002,7 6244,8 4120 ,6 3229,9 3930,4 2816 ,8 10198,3 
13. 9. 1950 'I 48651 ,1 2933,0 4986,4 6037,9 3074,71 3594,5 4 426,6 3484,5 4398 ,1 2670,2 13045,4 
25 . 9.1956 • 50 976,5 3159,8 4454,0 5224,7 

I 
2859,1 3 530,5 4707 ,9 3682,7 4938 ,0 3022,9 15397,0 

30. 6. 1960 53372,6 3 120,7 4247 ,4 5081 ,3 2949,5 3743,6 5 045,7 3836,6 5360,8 3514,4 16472,5 
davon 

Schleswig-Holslein 2299,2 215,3 215,5 197,3 88,3 170,6 260,6 203,0 275,7 170,3 502,5 
Hamburg 1829,5 - - - - - - - - - 1829,5 
N iede rsachse n 6553,0 559,7 764,6 813,3 461,0 482,0 672,8 565,9 551,0 401 ,7 1 281,2 
Bremen 697,1 - - - - - - - - - 697 ,1 
Nordrhein -Weslfal en 15733,3 169,8 357,3 638,9 517,5 847,7 1268,1 1387,6 2211 ,8 1 393,1 6941,4 
Hessen 4738,3 337,8 483,1 563,4 306,7 424,3 524 ,0 276 ,5 381 ,4 64,8 1 376,2 
Rh ei n lond -Pfalz 3393,1 414 ,1 472,2 508 ,5 256,4 269,7 375,8 142,7 277 ,0 383,9 292 ,8 
Bad e n-Wül tte mberg 7649,9 

I 
347,4 

/ 

655,1 1 003,3 598,7 754,7 864,1 , 570,3 824 ,4 582 ,8 1 448 ,9 
80ye rn 9428 ,4 1051 ,0 1239,1 1 249 ,1 648 ,9 668,5 882,2 I 590,1 607,5 517,8 1 974 ,2 
Saarland 1050,9 25,7 60,6 107,3 71,9 126, 1 198,1 100,5 232 ,0 - 128,7 

Wohnbevölkerung ' ) in vH 

17.5. 1939 100 9,0 10,3 10,0 11 ,4 

1 

7,4 5,8 7,8 5,6 32,6 
13.9. 1950 100 6,0 10 ,2 12,4 6,3 7,4 9,1 7,2 9,0 5,5 26,8 
30 .6. 1960 100 5,8 8,0 9,5 5,5 7,0 9,5 7,2 10,0 6,6 30,9 

Schleswi g -Hol ste i n 100 9,4 9,4 8,6 3,8 7,4 11 ,3 8,B 12 ,0 7,4 21 ,8 
Hambu lg 100 - - - - - - - - - 100 
Ni edersachsen 100 8,5 11,7 12,4 7,0 7,4 10,3 8,6 8,4 6,1 19,6 
Breme n 100 - - - - - - - - - 100 
Nordrh e in -Weslfal en 100 1,1 2,3 4,1 3,3 5,4 8,1 8,8 14,0 8,9 44 ,1 
Hessen 100 7,1 10,2 11 ,9 6,5 9,0 11 ,1 5,9 8,1 1,4 29 ,0 
Rhei n land -Pfol z 100 12,2 13,9 15,0 7 ,6 8,0 

11 ,1 I 4,2 

I 
8,2 11 ,3 8,6 

Baden-Würtlembel 9 100 4,5 8,6 13,1 7,8 

I 
9,9 11 ,3 7,5 10,8 7,6 19,0 

Baye rn 100 11 ,2 13,1 13,2 6,9 7,1 9,4 6,3 6,4 5,5 20,8 
Saarland 100 2,4 5,8 10,2 6,8 12,0 18,8 9,5 22,1 - 12,3 

,) EinschI. der bewohnten gemeindefreien Grundstücke. - ' ) Gebietsstond am 13. 9. 1950, Saarland 1.7.1948. - ') Für dos Saarland Stand 
14. 11 . 1951 noch dem Gebietsstond vom 1. 7. 1954. - , ) Saarland Sland 31. 12. 1956. 
Quelle, Angoben des Stalistischen Bundesamtes 

Der Baliungsprozeß in seinen Auswirkungen auf Be
völkerungsverteilung und Wohnungsbau 

Einige zusammenfassende Zahlen mögen noch einmal eine 
Gesamtschau über den Umfang der in den Jahren nach 
dem Zweiten Weltkrieg eingetretenen Strukturwandlun
gen geben. Werfen wir zunächst einen kurzen Blick auf die 
Verteilung der Bevölkerung nach Ge 
me i n d e g r ö ß e n k las sen (vgl. Tabelle 2). Sie zeigt, 
daß sich in den kleinen Gemeinwesen mit weniger als 500 
Einwohnern seit der Volkszählung 1950 nur relativ wenig 
verändert hat. Bei den Gemeinden zwischen 500 und 2000 
Einwohnern, die ihre Struktur nach vorzugsweise den länd
lichen Gemeinden zuzurechnen sind, ist in den erstell 
Jahren nach dem Kriege sowohl hinsichtlich ihrer Zahl als 
ihrer Wohnbevölkerung eine kräftige Zunahme zu ver
zeichnen; dann setzt sich von 1950 an jedoch eine rück
läufige Tendenz durch, die mit zunehmender Gemeinde
größe immer schwächer ausgeprägt ist. Auch noch in der 
Gruppe 2000 bis unter 5000 Einwohner zeichnet sich bis 
1956 eine derartige Tendenz ab, dann aber macht sich 
wieder ein Wachstum bemerkbar, weil hierzu vielfach 
schon Gemeinden gehören, die in Agglomerationszonen 
liegen, die zu Industrieansatzpunkten im bisher agrari 
schen Raum geworden sind oder die - wie schon er-

wähnt - eine beträchtliche Zahl von Auspendlern stellen 
und auch in ihrem äußeren Erscheinungsbild Züge einer 
" Verstädterung" erhalten haben. 

Sehr hoch ist die Bevölkerungszunahme in den Siedlun 
gen städtisch::!n Charakters, und zwar vor allem in den 
Gemeinden, die größenordnungsmäßig heute zu den 
Mittelstädten rechnen und in den Großstädten . So ist z. B. 
in der Zeit von Herbst 1950 bis Ende 1960 im Bundesdurch 
schnitt die Bevölkerung in der Größenklasse 20000 bis 
unter 50000 Einwohner um 21,9 vH, in den Gemeinden von 
50000 bis unter 100 000 Einwohnern sogar um 31,6 vH und 
in den Großstädten um 26,3 vH gestiegen. 1956 lebten in 
den bei den ersten Gruppen schon 9,7 bzw. 5,9 vH, in den 
Großstädten aber 30,2 vH der Wohnbevölkerung . Bis Jah

resende 1960 waren die entsprechenden Anteile auf 10,0 
vH, 6,6 vH und 30,9 vH gewachsen. Zu diesem Zeitpunkt 
lebten 20 Millionen Menschen in Städt·3n von 50000 und 
mehr Einwohnern, also weit mehr als ein Drittel aller Be

wohner der Bundesrepublik (ohne Berlin-West). 

Von besonderem Interesse für den zivilen Bevölkerungs
schutz ist auch die E n t wie k I u n g des Wo h nun g s -
bau es, der die skizzierten Entwicklungslinien deutlich 
unterstreicht (vgl. Tabelle 3). 

( 

( 
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Tabelle 3: Die Entwicklung des Bestandes an Wohngebäuden·) in den In Baden-Württemberg sind demnach I·n den e.,nzelnen ländern des Bundesgebietes vom 13.9. 1950 bis 31. 12. 1960 
Jahren 25 bis 33 vH aller neuen Wohnungen in Gemeinden 
errichtet worden, die Agglomerationskerne bilden. In 
Bayern liegen die entsprechenden Werte zwischen 33 und 
40 vH und in Hessen zwischen 33 und 45 vH. In diesen 
Zahlen kommen die strukturellen Unterschiede in den ein

zelnen Ländern zum Ausdruck. Sind nur wenige, aber sehr 
große Ballungsgebiete vorhanden, dann konzentriert sich 
naturgemäß auch der Wohnungsbau in diesen Räumen 

stärker als dort,. wo eine größere Zahl weniger ausgepräg 
ter AgglomeratIOnen vorhanden ist oder wo auch die bal
lungsfernen Gebiete stärker industrialisiert sind. 

Wohngebäude Zunahme 1960 

13.9. 1950 31. 12. 1960 
gegenüber 1950 

land 

I darunter 
Anzahl vH insgesamt 

I 
vor 1945 insgesamt 
gebout I 

Sch leswig-Hoistei n 253302 I 237000 345584 92 282 36,4 Hamburg 121966 100 500 183012 61046 50,0 
Niedersachsen 682077 642900 922 630 240553 35,2 Bremen 61304 55900 92 053 30 749 50,2 Nordrhein_ 

Westfalen 1 292 462 I 212700 1817172 524710 40,6 
Hessen 495520 466 250 666 408 170888 34,5 
Rhei n land·Plo Iz 466 868 453550 582571 115703 24,8 
8aden -Württemberg 846 108 810350 1 128267 282159 33,3 
Bayern 1 034713 969 100 1 343593 308880 29,9 

Bundesrepublik 5254320 4950 300 7081 290 1826970 1~ 
") Ohne die von den in der Bundesrepublik stationierten Streitkräften Die Abgrenzung von Ballungsgebieten 

in Anspruch genommenen Gebäude und ohne Notbauten. 

Das Schwerg ewicht des Wohnungsbaues lag in den Agglo 
merationsräumen und dort zunächst in den Ballungszen
tren. Das ist verständlich, wenn wir uns an den eingangs 
gewonnenen Uberblick über den Umfang der Kriegszer
~ törung =n erinnern, die in diesen Gemeinden zu beseiti 
ge n waren. Rufen wir uns weiter ins Gedächtn is zurück, 
daß diese Räume auch den Hauptanteil der Zuwanderung 
aus den überfüllten ländlichen Gebieten aufnehmen muß
ten, der nur in großen neu zu errichtenden Wohnsiedlun 
gen untergebracht werden konnte . Trotz der allmählichen 
Auffüllung vieler großstädtischer Gemarkungen konnten 
an den Stadträndern, wenn die Gemarkungen nicht gar 
zu klein waren, bis an das Ende des letzten Jahrzehnts 
immer noch Bauplätze für den Wohnungsbau zur Verfü
gung gestellt werden . Ahnlich ist die Lage bei vielen Mit
telstädten. Dann aber beginnt sich auch im Wohnungsbau 
hier und dort eine Anderung abzuzeichnen. Das mag an 
einigen Beispielen aufgezeigt werden . 

Der Reinzugang on Wohnungen betrug in Boden Würtlemberg, 

I darunter in Woh- _______ _ _____ _ 

nungen I Großstädten 0 ) I Mittelstädten b) Jahr 

---A-nz.!-a-h-'-- vH I Anzahl vH 

1949-1951 135304 31 876 23,6 
1952 60363 13988 23,2 

62·31 1953 73870 17566 23,8 8,4 
1954 80351 19398 24,2 6 988 8,7 
1955 78911 19216 24 ,4 7160 9,1 
1956 76325 171 65 22,5 7366 9,7 
1957 71 131 15314 21,6 5m 8,1 
1958 65208 12354 18,9 4523 6,9 
1959 75177 15054 20,0 4320 5,8 
1960 76152 14 145 I 18,6 5094 6,7 

0) Stutlgart , Mannhe im, Karlsruhe, f reiburg, Hei delberg . 
b) Ulm, Heilbronn, Esslingen , Pforzheim, Ludwigsburg, Reutllngen 

Der Reinzugong on Wohnungen betrug in Bayern: 

darunter in 

Jahr 
Woh- I 

_n_u_n_ge_n_.!-I __ G_ro_ß_s,tä_d_te_n_a_)_/ Mi tle I stä d ten b) 

Anzohl vH Anzahl I vH 

1949- 1951 157 335 50 321 32,1 
1952 73857 23648 32,0 

3318 1953 75894 25600 33,7 
1954 83056 26296 31,7 3498 
1955 87555 30 179 34,5 4074 

I 1956 91380 31562 34,5 3780 
I 1957 82220 27422 28,2 3841 

1958 83983 23150 32,6 

I 
3185 

1959/ 95060 27180 28 ,6 3662 
92 421 29162 31 ,6 3847 1960 

0 ) München Nürnberg Augsburg, Regensburg , Würzburg, fürth 
b) Erlangen' Bomberg, 'Bayreuth , Hof, Schweinfurt, Aschoffenburg 

4,4 
4,2 
4,7 
4,1 
4,7 
3,8 
3,9 
4,2 

Wieviel Agglomerationsräume gibt es nun in der Bundes
republik und welche Ausdehnnung haben sie? Die Ant

wort wird je nach der Abgrenzungsmethode verschieden 
C! usfallen. Es würde hier zu weit führen, zu den verschie
denen Methoden kritisch Stellung zu nehmen. Für die 
Zwecke des zivilen Bevölkerungsschutzes kann nur eine 

K~nzeption zugrunde gelegt werden, die es gestattet, zu 
mindest die etnzelnen Gemeinden zu untersuchen und sie 
ihrer Struktur entsprechend den verschiedenen Regionen 
etner Ballung zuzuordnen . Diese Forderung wird hinrei
chend von den sogenannten " S t a d t r e g ion e n" erfüllt 
die im F.orschungsausschuß "Raum und Bevölkerung" de: 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung erar
beitet worden ist 15). 

Ausgangspunkt für die räumliche Abgrenzung der Stadt
regionen war die Auffassung von der Ballung als einer 
sozio-ökonomischen Ein heit. Daraus ergibt sich daß alle 
Gemeinden im Umland eines Ballungskernes z'ur Agglo
meratIOn gerechnet werden, deren "Einwohner überwie
ge nd nichtlandwirtschaftliche Berufe ausüben und von de

nen der überwiegend oder zumindest ein erheblicher Teil 
se ine Existenzgrundlage in den Arbeitsstätten der Kern 
stadt hat." Zur Kennzeichnung der wirtschaftlichen Struktur 

der Gemeinden werden der Anteil der landwirtschaftlichen 
Erwerbspersonen und für diejenige der Verflechtung des 

Umlandes mit. dem Zentrum die Pendleranteile herange
z?gen . Als weiteres Strukturmerkmal ist die Bevölkerungs
dichte benutzt worden . Diese kann im großen und gan ze n 

a uch für die Art und Dichte der Bebauung stehen. Schließ
lich sind nur solche Ballungen als Stadtregion anerkannt 
worden, die mit ihrem Umland wenigstens 80000 bis 
100000 Einwohner haben. 

Mit dieser relativ einfachen Methode war es möglich 
nach einheitlichen Merkmalen und Maßen Agglomerations: 

räume im ganzen Bundesgebiet abzugrenzen und diese 
miteinander vergleichen zu können. Die Eigenart der Me

th~de gestattet .es zwar nicht, die Stadtregionen als pri 
mare Planungsraume z. B. für die Zwecke des zivilen Be
völkerungsschutzes anzusprechen, weil hier wie bei jeder 

Planung ~Ie besonderen Gegebenheiten und zusätzlich die 
erford~rllchen taktis~hen Uberlegungen berücksichtigt wer
den mussen. Aber sie gewähren eine Ubersicht über die 
Lage und Ausdehnung dieser Verdichtungsräume. 

" ) Vgl. hierzu : . Stadtreg ionen in der Bundesrepublik Deutsch land •. 
forschungs- und Sitzungsbefichte der Akodemie für Raumforschung 
und Landesplanung, Bd . XIV, Bremen 1960. 
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Es muß noch vermerkt werden, daß die Aogrenzung der 
Stadtregionen nach dem Zustand im Zeitpunkt der Volks
zählung 1950 durchgeführt worden ist. Eine Neuabgren
zung wird erst möglich sein, wenn das erforderliche Zah
lenmaterial aus dem Zählungswerk 1961 zur Verfügung 
stehen wird . Die Agglomerationen sind - wie schon mehr
fach dargelegt - seit 1950 nicht erheblich gewachsen. Man 
wird die vorliegende Abgrenzung als ein Minimum zu 
betrachten haben . In der Kartendarsteilung sind daher 
nicht die einzelnen Zonen (Kernstadt + Ergänzungs
gebiet = Kerngebiet, verstädterte Zone + Randzone 1 + 
Randzone 2 = Umlandzone) ausgewiesen, sondern es sind 
Kernstadt, Ergänzungsgebiet und verstädterte Zone zum 
Ballungsinnenraum und die beiden Randzonen zum Außen
raum zusammengefaßt worden. Diese Gliederung ent
spricht ouch der an viel e n Stellen getroffen~n Beobach
tung, daß die verstädterte Zone bis heute häufig den 
Charakter des Ergänzungsgebietes angenommen hat: Die 
Bevölkerungsdichte liegt um 500 Einwohner/qkm, der An
teil der landwirtschaftlichen Bevölkerung an allen Erwerbs 
personen ist auf weniger als 10vH gesunken, baulich be
stehen enge Zusammenhänge zum Agglomerationszen
trum. 

Entwicklung und Struktur der Stadtregionen 

Es sind im ganzen Bundesgebiet 56 Stadtregionen ermittelt 
worden, in denen im Herbst 1950 rd . 21,6 Millionen Men
schen lebten. Bis zum Jahr 1956 war ihre Zahl auf 24,6 
Millionen und bis zum Juni 1961 auf 26,6 Millionen ge
stiegen, d. s. 49,5 vH der Bevölkerung des Bundesgebietes 
(ohne Berlin-West). Diese Menschen leben aber nur auf 
29400 qkm, das entspricht einem Anteil an der Fläche des 
Bundesgebietes von 11 ,9 vH (vgl. Karte 2). 

Das Be v ö I k e run g s w ach s t u m der Stadtregionen 
beträgt demnach in dem Zeitraum seit 1950 etwas mehr 
als 5,0 Millionen (= 23,2 vH ). Da sich in dieser Zeit die 
ßevölkerungszunahme des Bundesgebietes (ohne Berlin
West) auf 5,3 Millionen beläuft, ist also nahezu der ge
samte Zuwachs den Stadtr~ionen zugute gekommen! Um 
den Umfang dieses Wachstums in diesen 11 Jahren zu 
verdeutlichen, sei darauf hingewiesen, daß in diesen Bal 
lungsräumen fast genau so viel Menschen hinzu gekom
men sind, wie heute die größte Stadtregion, das Ruhrge
biet, Einwohner zählt. Steckt man die Zeitmarke bis in 
das Jahr 1939 zurück, dann beträgt die Zunahme sogar 6,4 
Millionen (= 31,5 vH). Bei diesem Zeitvergleich ergibt sich 
die interessante Feststellung, daß die Bevölkerungszu
nahme in den stadtregionsfreien Gemeinden des Bundes
gebietes stärker war als in den Stadtregionen selbst (vgl. 
Tabelle 4). Hier macht sich die schon eingangs kurz um 
rissene Totsache des Bevölkerungsrückganges in den 
kriegszerstörten Kernstädten der Ballungen und die vor
übergehende Obervölkerung der ländlichen Gemeinden 
bemerkbar. Weiterhin ist festzustellen, daß sich in der 
Nachkriegszeit zwar die Kernstädte beträchtlich über den 
Stand von 1939 aufgefüllt, daß aber die Ergänzungs
qebiete und die verstädterte Zone ein noch erheblich 

] stärkeres Wachstum zu verzeichnen haben. In den Kern 
~ gebieten (Kernstadt + Ergänzungsgebiet), die nach der 
<: Abgrenzung von 1950 eine Fläche von 10727 qkm ein

nehmen, lebten im Juni 1961 fast 22,2 Millionen Menschen, 
in der verstädterten Zone 2,4 Millionen. Die ersteren ha -
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ben seit 1950 einen Bevölkerungszuwachs von 4,3 Millio
nen (= 24,2 vH), die letzteren von 0,5 Millionen (= 25,8 
vH); für die ganze Periode von 1939 bis 1961 lauten die 
entsprechenden Zahlen 4,5 M illionen (= 25,8 vH) und 1,1 
Million (= 76,8 vH). Im gleichen Zeitraum ist die Bevöl 
kerungsdichte in den Kerngebieten von 1 642 Einw.lqkm 
(1939) auf 2066 Einw.lqkm (1961) gestiegen, in der ver
städterten Zone von 210 Einw./qkm auf 371 Einw./qkm. 
- Auch die sogenannten Randzon en hab·; n zwischen 1950 
und 1961 eine beachtliche Bevölkerungszunahme erfahren; 
das Schwergewicht der Entwicklung hat hier eindeutig in 
der Periode zwischen 1956 und 1961 gelegen. Die vorher 
skizzierten Entwicklungstendenzen werden hierdurch noch
mals unterstrichen. 

Ergänzend hierzu läßt sich aus Untersuchungen des Stati
stischen Bundesamtes der Eindruck gewinnen, daß die An 
ziehungskraft der Gemeinden unter 10000 Einwohner in 
den Stadtregionen gegenüber den größeren Gemeinden 
im Wachsen begriffen ist. So hat sich der Anteil der Ge
meinden unter 10000 Einwohner am Bevölkerungszu
wachs der verstädterten Zonen und der Randzonen von 
65 vH im Jahr 1950 auf 78 vH im Jahr 1956 und 1960 schließ
lich auf 80 vH erhöht. 

Deutlicher als mit dieser kurzen Darstellung kann der seit 
dem Zweiten Weltkrieg schnell fortschreitende Verdich 
tungsprozeß vor allem im Umland unserer Wirtschafts
zentren kaum umrissen werden. In einzelnen Fällen ist der 
Agglomerationsvorgang natürlich noch stärker gewesen, 
als es die Mittelwerte für das Bundesgebiet zu zeigen 
vermögen. Greifen wir zwe·i Beispiele heraus, die beson 
ders markant zeigen, wie sich die Probleme des zivilen 
Bevölkerungsschutzes namentlich in den Ballungsinnen
räumen seit 1939 vergrößert haben. Zunächst das Ham
burger Gebiet, die zweitgrößte Stadtregion der Bundes
republik : 

Wohnbevölkerung 

den letzten Jahren etwas stärker gewesen als in der zwei 
ten Größenklasse, die absolute Zunahme ist aber in allen 
diesen Agglomerationen so groß, daß ihnen auch vom Ge
sichtspunkt des zivilen Bevölkerungsschutzes eine erhöhte 
Beachtung geschenkt werden sollte. 

Dies wird umso notwendiger sein, als auch im nächsten 
Jahrzehnt hier mit einem fortschreitenden Verdichtungs
prozeß zu rechnen ist und selbst Kernstädte mit sehr gro
ßen Gemarkungen allmählich an die Sättigungsgrenze 
kommen. So wird z. B. die Stadt Düsseldorf, die Ende 1962 
rund 705000 Einwohner zählte, diese Grenze vermutlich 
bei 720-750000 Einwohnern erreichen. Da auch die an
grenzenden Nachbargemeinden wegen der gleichzeitigen 
Steigerung der gewerblichen Arbeitsplätze in dieser Stadt
region um etwa 50000 auf annähernd 230000 nicht den 
gesamten Bevölkerungszuwachs der derzeitigen Region 
werden aufnehmen können, wird es unumgänglich sein , 
auch in anderen Gemeinden größere Wohnsiedlungen zu 
errichten. 

Folgerungen für den zivilen Bevölkerungsschutz 

Wenn wir uns nun abschließend einen zusammenfassen
den Uberblick über einige Fragen verschaffen wollen, die 
sich aus der Entwicklung der Ballungsgebiete und den 
Veränderungen der Raumstruktur in der Bundesrepublik 
ergeben, dann wollen wir von den einzelnen Erscheinungs
formen und strukturellen Faktoren der Agglomerationen 
ausgehen. Gehen wir zunächst auf die Probleme ein , die 
sich aus der großen Konzentration von Menschen in den 
Ballungsgebieten für den zivilen Bevölkerungsschutz er
geben . Hierbei müssen sowohl die eng bewohnten Bal 
lungsteile mit Dichtewerten von 1 000 und mehr Einwoh
ner/qkm als auch die etwas aufgelockerten Zonen, deren 
Dichte zwischen 500 und 1 000 Einwohner/qkm liegt und 
die sich im allgemeinen mit den locker bebauten Randge-

Zunahme 1961 gege nüber 

Zone 6.6.1961 1 25.9. 1956 1 13.9. 1950 17. 5. 1939 I 1956 1 1950 1 1939 

in 1000 

Ke rnstadt 1832,4 1751 ,3 1605,6 1 711 ,9 
Ergänzungsgebiet 126,9 109,8 107,4 52,8 
Kerng e bie t zusammen 1959,3 1861,1 1713,1 1764,7 

verstädterte Zone 94 ,4 79,6 79,4 37,0 

Als zweites Beispiel möge die Sluligarter Stadtregian dienen : 

Wohn bevölkerung I 
Zane 6.6.1961 1 25. 9 . 1956113. 9.1950 117.5. 19391 

in 1000 

Ke rnstadt 637,5 601 ,1 497,7 496,5 
Ergänzungsgebiet 422,9 375,1 319,2 231,4 
Ke rngebiel zusammen 1060,4 976,2 816,8 727,9 

ve rslädierte Zone 270 ,3 216,1 172,5 121 ,0 

Die größten Stadtregionen mit mehr als 1 Million Einwoh
nern sind das Ruhrgebiet, Hamburg, Köln, Stuttgart, Frank 
furt a. M ., Offen bach und München; 7 Regionen hatten 

Mitte 1961 eine Bevölkerung von 500000 bis unter 1 Mil 

lion. Hierher gehören Bremen, Hannover, Düsseldorf, 
Wuppertal /Solingen/Remscheid, Wiesbaden/Mainz, Mann
heim/Ludwigshafen und Nürnbcrg/Fürth. Im allgemeinen 

ist das Bevölkerungswachstum in der ersten Gruppe in 

vH in 1000 vH in 1000 vH 

81 ,1 4,6 226,8 14,1 120,5 7,0 
17,1 15,6 19,4 18,1 74 ,1 140,3 
98,2 5,3 246,3 14,4 194,6 11 ,0 

14,9 18,7 15,0 18,8 57,4 154,8 

Zunahme 1961 gegenüber 

1956 I 1950 I 1939 

vH in 1000 vH in 1000 vH 

36,4 6,1 139,9 28,1 141 ,0 28,4 
47,8 12,8 103,7 32,5 191 ,4 82,7 
84,2 8,6 243,6 29,8 332,5 45,7 

54,2 25,1 97,8 56,7 149,3 123,3 

bieten der Großstädte und mit vielen angrenzenden Ge
meinden der verstädterten Zonen decken, betrachtet wer
den. 

Greifen wir zunächst ein Problem allgemeiner Art heraus. 
Alle Planungen des zivilen Bevölkerungsschutzes sollten 
nicht allein auf den Status im Ze.itpunkt ihrer Inangriff
nahme abgestellt werden, sondern auch sich bereits ab
zeichnende Entwicklungen berücksichtigen. Das bedeutet 

( 

( 
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aber, daß der örtliche Luftschutzleiter, der für die Luft
schutzplanungen in der Gemeinde verantwortlich ist, von 
den zuständigen Stellen der Landesplanung über alle we
sentlichen strukturbeeinflussenden Vorhaben unterrichtet 
sein muß. Bei der Gründung von Planungsverbänden und 
in die Arbeit solcher Institutionen sollte er weitgehend ein 
geschaltet werden. - In diesem Zusammenhang taucht 
ferner die Frage auf, inwieweit regional aufzustellende 
B e v ö I k e run g sv 0 rau s s c h ätz u n gen vertretbar 
sind, ein Problem, das auch von der Seite der Landespla
nung immer wieder lebhaft diskutiert wird. Bei allen Vor
behalten, die solchen Berechnungen entgegengebracht 
werden müssen, würden sie, wenn sie etwa in Form einer 
"Rahmenschätzung" durchgeführt werden, wertvolle Hin
weise gerade für die ZB-Planungen in Agglomerations

räumen zu geben vermögen. 

Äus der großen Zahl taktischer Fragen, die in hohem 
Maße von der Bevölkerungszahl und der räumlichen Aus
dehnung der Ballungsräume beeinflußt werden, sei als 
erstes die Frage von Be v ö I k e run g sau f I 0 c k e -
run gen i m Ver t eid i gun g s fall berührt. Wenn 
in bestimmten, besonders gefährdet erscheinenden Bal
lungskernen derartige Maßnahmen vorgesehen werden, 
Planungen, die eine Parallele in vielen ausländischen Staa
ten haben, dann sollten diese Verlagerungen so erfolgen, 
daß im Aufnahmegebiet nicht neue Ballungen entstehen. 
Das bedeutet aber, daß die "Ergänzungsgebiete" und die 
"verstädterten Zonen" nicht als Aufnahmeräume in Be
tracht kommen und auch viele Gemeinden in den Rand
gebieten der Stadtregionen hierfür ausscheiden, wenn bei 
einer maximal anzunehmenden Aufnahmekapazität von 
1 : 1 eine Bevölkerungsdichte erzeugt wird, die "städti
sche" Werte (etwa ab 400 Einwohner/qkm) erreicht. An
dererseits wird aber auch zu berücksichtigen sein, daß 
gerade die Auflockerung großer Ballungen von dem 
Zeitfaktor, dem zur Verfügung stehenden Straßen- und 
Transportraum und anderen Faktoren abhängig ist. Diese 
können einer Bevölkerungsverlagerung über größere 
Entfernungen entgegenwirken. Wenn man weiterhin die 
skizzierten Wachstumstendenzen der Agglomerationen 
in Rechnung stellt, die eine Vergrößerung der Bevölke
rungskonzentrationen in diesen Gebieten, eine Einengung 
der Aufnahmeräume und eine Vergrößerung der evtl. er
forderlichen Transportwege bewirken können, dann wird 
deutlich, daß der stay at-horne-Politik der Bundesregierung 
erhöhte Bedeutung zukommt und Bevölkerungsauflocke
rungen nur in relativ geringem Umfang möglich sein wer

den. 

Diese Situation zwingt zu der weiteren Oberlegung, daß 
in ausreichendem Umfang für die ä r z t I ich e Ver
so r gun g der Be v öl k e run g Vorsorge getroffen 
werden muß. Dies kann auf verschiedenen Wegen ge
schehen. Für die im Verteidigungsfall zu erwartende 
große Zahl von Verwundeten und Kranken der Zivilbe
völkerung müssen ausreichend Betten in bestehenden Kran
kenanstalten und - da deren Zahl nicht genügen wird -
in Hilfskrankenhäusern bereitgestellt werden . Die Hilfs
krankenhäuser werden in einem breiten Gürtel um die 
Ballungsgebiete außerhalb der vermutlichen Hauptge
fährdungsgebiete und in den evtl. Aufnahmegebieten für 
die Evakuierten und für obdachlos gewordene Bevölke
rungsteile zu stationieren sein. Hier erwe'ist es sich als 
vorteilhaft, daß infolge der Bevölkerungszunahme in vie-

len "ländlichen" Gebieten auch zahlreiche öffentliche Ge
bäude (z. B. Schulen) neu errichtet oder erweitert werden 
müssen; diese sind häufig geeignete Objekte für die frie
densmäßige Vorbereitung als Hilfskrankenhäuser. Dane
ben werden als eine Art "vorgeschobene Hilfskranken
häuser" in den Hauptgefährdungsgebieten auch "Rettungs
stellen" vorzusehen sein. 

Im Falle von Bevölkerungsauflockerungen in einzelnen 
Agglomerationskernen wird es auch erforderlich werden, 
Krankenanstalten und Heime für andere hilfsbedürftige 
Personen mit in die Aufnahmegebiete zu verlegen. Auch 
hierfür müssen geeignete Objekte vorbereitet werden. -
Es sollte aber in den Ballungsgebieten bei der Errichtung 
neuer Krankenhäuser danach gestrebt werden, diese Bau
ten so weit als möglich in die Randzonen zu legen. 

Ein weiteres Problem stellt die starke Konzentration von 
öffentlichen und privaten Verwaltungen in den Ballungs
zentren dar. Soweit diese für das Oberleben der Bevöl 
kerung von Bedeutung sind, wird man versuchen müssen, 
sie einer besonderen Gefährdung zu entziehen, sei es 
durch ausreichenden Bau von Schutzräumen, durch recht
zeitige Verlagerungen oder durch andere Maßnahmen. 
Ähnliche Oberlegungen werden für die Aufrechterhaltung 
der unbedingt lebensnotwendigen Produktion sowie der 
Wasser- und Enertlieversorgung erforderlich sein. Gerade 
der letztere Komplex bedarf eines ganz besonderen 
Augenmerks, weil wenigstens eine Mindestwasserversor
gung auch in den Agglomerationen gesichert sein muß 
und eine Notversorgung mit elektrischem Netzstrom ge
rade in diesen Räumen kaum wird entbehrt werden kön

nen. 

Die Was s e r ver so r gun g - um dieses Problem 
nach kurz zu beleuchten - ist heute fast ausschließlich 
auf Gruppenwasserversorgung, häufig im Verbund mit 
anderen Netzen, oder auf Fernversorgung abgestellt. Da
bei wird in zunehmendem Maße direkt oder indirekt Ober
flächenwasser genutzt. Die direkte Nutzung von Ober
flächenwasser (z. B. aus Talsperren) dürfte aber recht 
bald ausfallen, wenn nukleare, bakteriologische oder 
chemische Kampfmittel eingesetzt werden. Außerdem ist 
die Fernwasserversorgung, die immer mehr zur Versor
gung von Ballungsgebieten genutzt wird - wir verweisen 
hier nur auf die Versorgung des Stuttgarter Raumes aus 
dem Bodensee sowie diejenigen von Bremen aus dem 
Harz - sehr empfindlich gegen Feindeinwirkungen und 
Sabotageakte. Man wird in einem Verteidigungsfall selbst
verständlich niemals den zahlreichen Gefahren, die der 
Wasserversorgung drohen, begegnen können, aber es 
müssen alle Bemühungen darauf gerichtet werden, sie so
weit als irgend möglich einzuschränken. Hierzu würde 
ein weiterer Ausbau der Verbundwirtschaft, eine Anrei 
cherung von Grundwasser, ein verstärkter Bau von Reser
vebehältern und der Schutzraumbau in Wasserwerken 
ebenso gehören wie die Erhaltung und laufende Oberwa
chung aller geeigneten Anlagen der EinzeIwasserversor
gung (z. B. Brunnen, Quellen) und die friedensmäßige 
Feststellung besonders wasserfündiger Gebiete auch in 
den Agglomerationsräumen. Bei allen diesen friedens
mäßigen Planungen für eine Notversorgung müssen je
doch sowohl die aufgezeigten Entwicklungstendenzen in 
den verschiedenen Ballungszonen als auch der ständig 
wachsende Wasserbedarf in den ballungsfernen Gebieten 
in Rechnung gestellt werden. 
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Die schnelle industrielle Auffüllung und Ergänzung der 
Ballungsgebiete im ersten Jahrzehnt nach Kriegsende und 
die anschließende rasche Vergrößerung der K 0 n zen -
t rat ion von Pro d u k t ion s s t ä t t e n auch in den 
Randgebieten der Agglomerationen sind rein wirtscha ft 
li ch gesehen - und dieser Gesichtspunkt mußte wohl den 
Vorrang hoben - eine sehr zu begrüßende Tatsache. Von 
den Ube rlegungen des zivilen Bevölkerungsschutzes au s 

. könnten gegen solche lebhaften Konzentrationserscheinun
ge n jedoch Bedenken vorgebracht werden . Mon braucht 
led iglich on dos Zusammenströmen einer sehr großen Zahl 
von Beschä ftigten in diesen Wirtschaftszentren zu denken , 
o n die hohen finan z iellen Mittel für die anzustrebende 
Anlage von Schutz räumen, on den möglichen Ausfall des 
durch die Kon zentration bedingten recht großen Potentia ls 
der industriellen Produktion und on die sehr umfangrei
chen organisatorischen Maßnahmen, die von seiten des 
z ivile n Bevölkerungsschutzes in solchen Großgemeinden 
getroffen werden müssen . 

Beleuchten wir die Ge fa h r des Aus fall seines 
e rheblichen Teiles der in d u s tri e II e n Pro d u k t i on 
in e inem der Bundesrepublik aufgezwungenen Ver t e i -
d i gun g s kr i e g etwas näher : Es wäre leichtfertig, nicht 
dam it zu rechnen, daß gewisse Ballungszonen schon in der 
ersten Ph a se von Kampfhandlungen feindlichen Angriffen 
ausgesetzt sein würden. Aber selbst wenn mon annimmt, 
daß lediglich militärische und besondere, kriegswicht ige 
Objekte vom Gegner angegriffen werden könnten, muß 
bei der Gemengelage solcher Ziele mit Siedlungsräumen 
und anderen Industriebetrieben sowie bei der räumlichen 
Beengtheit im Bundesgebiet auch mit erheblichen Schäden 
o n Wohn- und Arbeitsstätten gerechnet werden . Geht mon 
von den eben aufgezeichneten Annahmen aus, dann muß 
mon sich vor Augen holten, daß auch die für dos Uber
leben der Bevölkerung wichtigen Betriebe schon unmittel 
bar noch Kr iegsbeginn in großer Zahl befährdet sind. Es 
bra ucht lediglich daran erinnert zu werden, daß sich in 
den Agglomerationen in der Nachkriegszeit in immer 
stärkerem Maße zentrale Standorte der Lebensmittelin
dustrie entwickelt haben, die oft einen über die eigent
liche Ballung hinausreichenden Bereich versorgen . Groß
mühlen, Großbäckereien, Zentralschlachthöfe bedienen ein 
weites Hinterland, in dem zahlreiche Kleinbetriebe dieser 
Branchen stillgelegt worden sind und meist nur noch Ver
teileraufgaben (Kleinverkauf) erfüllen . Auch die pharma
zeutische Industrie, die vorzugsweise in den Wirtschafts
revieren ihre Stad orte hot und vielfach von Zulieferbe
trieben abhängig ist, die hier ebenfalls ihre bedeutendsten 
Unternehmen besitzen, muß zu den lebenswichtigen Be
trieben gezählt werden . Schließlich gehören auch die gro
ßen Elektrizitäts- und Wasserwerke mit ihrem weiten Ver
sorgungsbereich hierher. 

Die Bundesrepublik würde in einem Verteidigungskrieg 
niemals in der Loge sein, dos Uberleben ihrer Bevöke
rung allein durch Nachschub der lebensnotwendigsten 
Güter aus dem Ausland sicherzustellen. Es muß daher von 
seiten des zivilen Bevölkerungsschutzes immer wieder 
darauf hingewiesen werden, daß die einschlägigen eige
nen Produktionsstätten wenigstens in einem gewissen Um 
fange auch in der ersten Phase weiter arbeiten können. 
Unter den verschiedenen Möglichkeiten eine Sicherung 
dieser Produktion zu erzielen, scheint diejenige einer De
zentralisation der Fabrikationsanlogen noch am wirkungs-

vollsten . Allerdings dorf nicht verkannt werden, daß ge
rade solchen Bestrebungen nicht unerhebliche Schwierig 
keiten entgegenstehen würden . Gewisse Ansatzpunkte für 
eine Sicherung der Produktion lebens- und verteidigungs
wicht iger Güter dürften sich jedoch aus der immer stärker 
wachsenden industriellen Durchsetzung des " Landes" bie
ten, die - wie wir sahen - insbesondere seit der Mitte 
der fünfziger Jahre recht stark geworden ist. Es wäre da 
her unter dem Gesichtspunkt des zivilen Bevölkerungs
schutzes zu begrüßen, wenn Landesplanung , Raumordnung 
und a lle mit Fragen der industriellen Standortwohl be
faßten Stellen einer weiteren industriellen Ballung durch 
Förderung der Industrialisierung ländlicher Räume entge
genwirken könnten . 

Eine Aufrechterhaltung der Produktion lebenswichtiger 
Güter ist ober nur möglich, wenn zwei weitere Voraus
setzungen erfüllt werden können: Die Sicherung der Ver
sorgung mit den erforderlichen Rohmaterialien und Halb
fabrikaten sowie die Heronführung der Arbeitskräfte . Für 
beides ist wiederum die S i e her u n g des Be ruf s -
und Ve r s 0 r gun g 5 ver k ehr s Voraussetzung . 
Schienen- und Straßenwege müssen friedensmäßig so ge
plant werden, daß selbst noch Angriffen diese wichtigen 
Verkehrszweige wieder kurzfristig in Gong kommen kön
nen . Wir hoben gesehen, daß aus der Sicht des zivilen Be
völkerungsschutzes die neuralgischen Punkte des Verkehrs 
vor ollem in den Ballungsregionen liegen . Hier sind nicht 
selten kilometerlange wichtige Straßenzüge dicht bebaut; 
sie können durch die Wirkung von Waffen längere Zeit 
für den Verkehr unbrauchbar werden . Es gibt wohl kaum 
ein Gebiet in der Bundesrepublik, in dem die Anbauung 
der Straßen so intensiv ist wie im Ruhrrevier: Rund 29 vH 
oller Bundesstraßen und fast 28 vH oller Straßen I. Ord
nung sind Ortsdurchfahrten . Wenn wir weiter daran den
ken , daß in den Ballungsgebieten zur Erreichung eines 
flüss igen friedensmäßigen Verkehrs die Eisenbahnlinien 
auf langen Strecke über Dämme, Brückenbauwerke und 
Viadukte geführt werden, die noch einem Angriff erhebli
che Hindernisse für Rettungs- und Versorgungsverkehr bil 
den können, dann wird deutlich, welche Probleme die noch 
ständig wachsenden Agglomerationsräume für den zivilen 
Bevölkerungsschutz auch auf dem Gebiete des Verkehrs 
bergen. Es erübrigt sich fast darauf hinzuweisen , daß die 
Loge i:1 den on Wasserwegen liegenden Ballungen mit 
ihren longen Brückenbauwerken noch ungleich schwieriger 
werden kann. Mit ollem Nachdruck muß daher immer wie
der on Stadt- und Regionalplanung die Forderung gestellt 
werden, der Anlage von breiten Straßenzügen, Grünzonen 
und Umgehungsstraßen, der Schaffung von Anlegestellen 
für einen größeren Fährverkehr und anderen einschlägigen 
Maßnahmen in den Großstädten und in ihren Randgebie
ten ein besonderes Augenmerk zu widmen . 

Wir erkennen aus diesen Darlegungen sehr klar, wie eng 
unsere gesamte Wirtschaftl unser Verkehr und unsere Ver
sorgung miteinander verflochten sind, welche fast unlös
bar erscheinenden Abhängigkeiten bestehen und welchen 
ernsten Gefahren sie im Falle kriegerischer Verwicklungen 
ausgesetzt sind. Wollen wir in einem uns aufgezwungenen 
Verteidigungskrieg überleSen, dann müssen bereits im 
Frieden rechtzeitig Maßnahmen ergriffen werden, die die 
Voraussetzungen hierfür schaffen. 

Es sei daher am Schluß noch eine Frage behandelt, die als 
organisatorische Grundlage für olle Planungen des z; -

( 

(' 



Nellner, Die Entwicklung der Ballungsgebiele in der Bundesrepublik Zivilschutz Heft 6 205 

vilen Bevölkerungsschutzes in den Ballungsgebieten von 
besonderer Bedeutung ist. Die Tatsache, daß in diesen 
Räumen benachbarte Gemeinden über ihre Gemarkungs
grenzen hinweg baulich, wirtschaftlich und verkehrsmäßig 
zusammengewachsen sind, und diese z. T. sehr ausgedehn
ten Regionen ohne Rücksicht auf die kommunale Glie
derung von der Wirkung moderner Angriffsmittel in glei 
cher Weise bedroht sind, hot zu der Erkenntnis geführt, 
daß auch olle Schutzmaßnahmen unbedingt einer weiträu 
migen Planung und Vorbereitung bedürfen. Dies wird ober 
nur mäglich sein, wenn eine einheitliche Leitung geschaffen 
werden kann. Die Mäglichkeit hierzu bietet dos "Erste Ge
setz über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung " 
(1. ZBG) vom 9. Oktober 1957 16) . Es bestimmt in § 3, daß 
die örtlichen Aufgaben des zivilen Luftschutzes, d. h. die 
behördlichen Luftschutzmaßnahmen im Sinne des § 2 dieses 
Gesetzes in den Gemeinden (Luftschutzorten) wahrgenom
men werden. Es wird weiterhin den zuständigen Landes
behörden anheimgestellt, aus mehreren Gemeinden zur 
Durchführung oller oder einzelner örtlicher Aufgaben des 
zivilen Luftschutzes eine Verwaltungseinheit, ein Lu f t
s c hut z ge b i e t zu bilden. Welche Landesbehörde die 
Anordnung hierfür erteilt und welche Organisationsform 
für d iesen speziellen verwaltungsmäßigen Zusammen
schluß zu wählen ist, muß sich nach dem ieweiligen Lan 
desrecht richten. Da im Bundesgebiet auch Gemeinden 
verschiedener Länder zu Ballungsräumen zusammenge
wachsen sind - die Agglomeration an der Neckarmün
dung erstreckt sich beispielsweise auf das Gebiet der Län 
der Hessen, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz -
ist in dem Gesetz eine Bestimmung aufgenommen wor
den, die die Bildung eines Luftschutzgebietes auch in sol 
chen Fällen ermöglicht. 

Die Schwierigkeiten, die naturgemäß mit der Schaffung 
derartiger kommunaler Zusammenschlüsse verbunden sind, 
haben bewirkt, daß zunächst nur recht zögernd on die 
Bildung von Luftschutzgebieten gegangen wurde. Bis ietzt 
sind im Bundesgebiet nur einige wenige LS-Gebiete mit 
einer sehr geringen Zahl von Gemeinden entstanden. Die 
Zahl der Gemeinden in den "Ballungsinnenräumen" be
läuft sich iedoch allein auf 1009. 

Neben den Hindernissen auf kommunalpolitischem Ge
biet mag eine weitere Ursache in einer gewissen Unsicher
heit liegen, welche Gemeinden zweckmäßigerweise in ein 
LS-Gebiet einbezogen werden sollen. Hier könnte die Ab-

" ) Bundesgese tz bl att I, S. 1696 

grenzung der Stadtreg ionen einen Schritt weiterhelfen. 
Es spricht vieles dafür, daß zumindest olle schon 1950 als 
" Kerngebiet" (Kernstadt + Ergänzungsgebiet) ausgewie
senen Gemeinden zusammengefaßt werden sollten . Er
gänzungsgebiet und Kernstadt gleichen sich hinsichtli ch 
Bevölkerungsdichte, Bebauungsdichte, Bauart, Wirtschafts
struktur so sehr, daß sie als eine Einhe it aufgefaßt werden 
müssen. Als Beispiel mägen hier lediglich die Städte Nürn
berg und Fürth, die bereits als ein LS-Gebiet ausgewiesen 
worden sind, Wiesbaden und Ma inz, Mannheim und Lud
wigshafen sowie Ulm und Neu-Ulm genannt werden. Wir 
haben ober auch schon erwähnt, daß sehr v iele Gemein
den, die 1950 als verstädterte Zonen ausgewiesen worden 
sind, in den folgenden Jahren sich so stark entwickelt ha 
ben, daß sie nun mit dem Ergänzungsgebiet eine bauliche, 
wirtschaftliche und verkehrsmäßige Einheit bilden. Die 
Neub ::arbeitung der S:adtregionen outgrund der Zählungs
ergebnisse von 1961 wird hier weitere interessante Auf
schlüsse vermitteln . 

Es konnten in den vorstehenden Ausführungen nur einige 
für die Entwicklung der Ballungsgebiete und ihres wei 
teren Umlandes besonders charakteristische Faktoren her
ausgegriffen und skizzenhaft dargestellt werden. Es war 
auch nicht möglich, die Fülle schwerer Probleme, die sich 
aus der heutigen räumlichen Ausdehnung und dem inneren 
Strukturwandel der Agglomerationen für den zivilen Be
völkerungsschutz ergeben, auch nur annähernd aufzu
zeigen. So wichtige Fragen wie die Brandempfindlich 
keit in den verschiedenen Zonen der Ballungen und die 
Bedeutung der Hochhäuser, Fragen der inneren organi
satorischen Gliederung und der Bedeutung der bodenstän 
digen Steinkohlenzechen für die Versorgung vor ollem 
der industriellen Produktion im Verteidigungsfall konnten 
nicht einmal berührt werden. Ziel dieser Darlegungen 
$o llte es sein, dazu beizutragen, daß die große Aufgabe 
allgemein erkannt wird, die sich in unserer so außer
ordentlich schwierigen wehrgeographischen Loge für den 
zivi len Bevölkerungsschutz in den schnell wachsenden und 
in einem Verteidigungsfall besonders gefährdet erschei
nenden Ballungsräumen stellt. Daß sie im Rahmen des 
Möglichen gemeistert wird, ist eine wesentliche Voraus
setzung für dos überleben der Bevölkerung. Sie kann nur 
befriedigend gel äst werden, wenn alle Verwaltungen und 
Institutionen, vor ollem ober Raumordnung, Landespla
nung und Städtebau die Entwicklung dieser Ballungsräume 
au c h nach den übergeordneten Bedürfnissen des zivilen 
ßevölkerungsschutzes lenken, beeinflussen und ordnen. 
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Ein Indikator zur Zielort- und Kaliberbestimmung 
von Kernwaffen-Explosionen 

von H. Mahnau, Herfurtn GmbH., Hamburg 

Die Verteilung des radioaktiven fallout zeigt bekannt
lich die Form einer schmalen Keule, die in Windrichtung 
eine ganz erhebliche Ausdelinung aufweist. Auf Grund 
dieser Form besteht ein großes Interesse, den Zielort 
einer zur Explosion gebrachten Kernwaffe möglichst 
rasch zu bes~immen, wobei zweckmäßigerweise gleich
zeitig das Kaliber der Bombe ermittelt werden sollte. 

Da bei einer Kernwaffenexplosion etwa ' /3 der Energie 
in Form von thermischer Strahlung umgesetzt wird, letz
teres bedeutet den enorm großen Energieumsatz von et
wa 400 MWh je Kilotonne, liegt es nahe, die thermische 
Strahl'ung als Meßgröße zu benutzen. Die Abb.l zeigt 
den auf das Flächenelement entfallenden Energ,iebetrag 
für einige Kaliber in Abhängigkeit der Entfernung vom 

Punkt Null. 

Da die Bestimmung von Zielort und Kaliber nur dann 
sinnvoll ist, wenn die Information auch tatsächlich an 
eine zentrale Stelle zur Leitung von Rettungsmaßnahmen 
gelangt, ist eine kurze Betrachtung von Störungen erfor
derl'ich, die eine Informationsübermitllung unmöglich ma-
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chen können. Liegt z. B. der aufgestellte Indikator zu 
dicht am Zielort, so fällt dieser durch direkte Zerstörung 

aus. Weiterhin besteht die Möglichkeit, daß der Indika, 
tor so weit entfernt aufgestellt ist, daß dieser überhaupt 

nicht mehr anspricht, und schließlich wird das Ergebnis 

einer Anzahl von Meßstellen einfach deshalb ausfallen, 
weil der Ubermittlungsweg gestört ist. Daraus geht her
vor, daß die Informationswahrscheinlichkeit in hohem 
Maße von der Anzahl der aufgestellten Indikatoren und 
damit indirekt vom Einzelpreis des Indikators bestimmt 
wird. Demnach muß der Indikator so preiswert wie 
irgend möglich sein . Da die Energiebeträge selbst in er
heblichen Abständen noch eine respektable Größe auf
weisen, erschien es mäglich, zur Messung verhältnismä
ßig einfache Temperaturindikatoren einzusetzen, die bei 
einer bestimmten Temperatur und somit bei konstanter 
Wärmekapazität und konstanten Wärmeableitbedingun
gen auf die Zufuhr eines bestimmten Energiebetrages in 
Form von thermischer Strahlung mit einer irreversiblen, 
deutlich erkennbaren Anderung reagieren. Wohl den 
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Abb. 2. Spek tral e Ve rte ilung d er 
im Simulator ve rwe nd eten 
Stroh lu ng squ e ll e 

Ungefilterte Strahlung der Xenon -Lampe 

Globalstrahlung nach Schulze 
Schwarzer Körper bei 5500

0 
K 

Xenon -Lampe mit Filter Schott K61/lmm 

Xenon-Lampe mil Filter Schott K61/2mm 

einfachsten Indikator dieser Art stellt beispielsweise das 
zur Vervielfältigung von Briefen benutzte " Thermofax"
Papier dar, welches sich bei Erreichen einer bestimmten 
Temperatur schwarz färbt . Da jedoch vom Indikator ver
langt werden muß, daß er auch in relativ kleinen Ent
fernungen vom Punkt Null noch n,icht durch die ther
mische Strahlung zerstört wird, eignet sich ein so einfa 
ches Material nicht, da dieses bei größeren Energiebe
trägen entflammt und zerstört wird . Eine an den Indika
tor zu stellende Forderung geht demnach dahin, daß die 
obere Grenze des Meßbereiches möglichst hoch liegen 
muß. Die untere Grenze für den Meßbereich ergibt sich 
zwangsläufig daraus, daß der Ind,ikator durch Einwirkung 
der Sonnenstrahlung selbst über große Zeiträume noch 
nicht zum Ansprechen gebracht werden darf. 

Von der BASF werden eine ganze Reihe von Thermo
coloren hergestellt, die die Eigenschaft haben, bei Er
reichen einer bestimmten Temperatur mit einem gut er
kennbaren Farbumschlag zu reagieren, wobei es sehr 
vorteilhaft ist, daß Thermocolore mit mehreren Farbum
schlägen, die nacheinander bei verschiedenen Tempera
turen erfolgen, zur Verfügung stehen. Als Trägermate
rial für das Thermocolor kommen dünne Folien in Frage, 
um die aufwheizende Masse klein zu halten, wobei die 
Folie gleichzeitig ein möglichst kleines Wärmeleitvermö
gen und außerdem eine hohe Temperaturfestigkeit auf
weisen muß. Nach einer ganzen Reihe von Versuchen , 
die anfangs mit Hostaphan-, Silikon- und Teflon-Folie 

durchgeführt wu rden, zeigte sich eine Folie aus Teflon 
mit Glasgewebe als am besten geeignet, da die kurz
zeitige Hitzebeständigkeit von Teflonglasgewebe wesent
lich höher liegt als bei reinem Teflon . Selbst wenn die 
Temperatur so hoch war, daß sich das Teflon bereits 
deutlich zersetzte, behielten die Fol ien mit Glasfibern 
eine ausreichende mechanische Stabilität. Schwierigkei
ten bereitet jedoch die Beschichtung von Teflon mit Stof
fen, gleich welcher Art. Durch Oberschleifen von Teflon 
glasgewebe, so daß dieses eine mattstumpfe Oberfläche 
erhält, ließ sich für aufgespritzes The,rmocolor eine aus
reichende Haftfestigkeit erzielen . Hinsichtlich der Dicke 
standen eine Reihe von technisch hergestellten Folien 
zur Verfügung, von denen eine Stärke von 0,127 mm aus
gewählt wurde, wobei die aufzuheizende Masse noch 
hinlänglich klein und zum anderen ein,e ausreichende 
Festigkeit gegeben ist. Weiterhin erschien es zweckmä
ßig, die Folie auf der dem Thermocolor gegenüber lie
genden Seite mit einer schwarzen Absorberschicht zu 
ve rsehen, die ebenfalls durch Spritzen aufgetragen 
wu rde. Hierdurch wird die Ansprechempfindl,ichkeit be
trächtlich erhöht und gleichzeitig sichergestellt, daß diese 
ein igermaßen unabhängig wird von der spektralen Ver
teilung der Strahlung. 

Die Bestrahlungseinrichtung zum Testen der In :l ikator
folie ist unter (4) ausführlich beschrieben, so daß die An
ordnung hier nur kurz gestreift werden soll. Als Strah
lungsquelle dient eine Xenon -Hochdrucklampe vom Typ 
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XBO 2001 Osram, die eine Dauerleistung von 1,8 kW bei 
einer Bogenabmessung von nur 1,5 . 3 mm hat und im 
spiegelnahen Brennpunkt eines elliptischen Spiegels an
geordnet ist. Die außerordentlich hohe Tempemtur des 
Bogens, bei Filterung mit einem Schott KG 1; 1 mm Glas 
ergibt sich eine brauchbare Annäherung an die Tempe
ratur eines schwarzen Körpers von 55000 K, macht die 
Strahlung ideal verwendbar für die Nachbildung des 
ball of fire, dessen Temperaturen an der Peripherie bei 
etwa 5500--60000 K liegen. Allerdings ist zu beachten, 
daß der ball of fire hinsichtlich seiner Strahlungsemission 
nicht der Planck'schen Verteilung gehorcht und über die 
gen aue spektrale Verteilung der Emission zur Zeit keine 
Unterlagen greifbar sind. Es war deshalb darauf zu ach
ten, daß der Indikator möglichst keine sehr unterschied
liche spektrale Empfindlichkeitsverteilung aufweist. Eine 
Abschätzung dieser Eigenschaften war mit Hilfe der 
Strahlungsquelle ebenfalls möglich, indem der Indikator 
mit gleichen Energiebeträgen der Gesamtstrahlung des 
quasi Kontinuums der Lampe, wobei 50 % im Gebiet 
zwischen 300--800 mfl und 50 % jenseits 800 m ~l liegen 
und der mit 2 mm Schott KG 1 gefilterten Strahlung, wobei 
90 % zwischen 300--800 m ~l liegen, beaufschlagt wurde 
und sich hierbei gleiche Ansprechempfindl,ichkeiten erga
ben . Die Abb.2 zeigt die spektrale Emission der Strah 
lungsquelle mit und ohne Filtern. 

Die Messung der Strahlung erfolgt bei Impulsbetnieb mit 
einer Vakuum-Fotozelle, die zuvor statisch mit Sonden 
nach Prof. Dr. Hase (Pyro-Werk, Hannover). die direkt 
in W/cm' kalibriert und bis über 10 ~l hinaus Wellen
längen unabhängig sind , geeicht wurde. Diese Methode 
ist bei der Xenon-Hochdrucklampe statthaft, da die spek
trale Verteilung der Emission praktisch unobhängig von 
der eingestellten Bogenleistung ist. Die St,rahlungsquelle 
ließ sich wahlweise mit Rechteckimpulsen und Impulsen, 
wie sie der wirklichen zeitlichen Verteilung der Emission 
verschiedener Kaliber entsprechen, tasten. 

Die Untersuchung der Indikatorfolien erfolgte zunächst 
mit Rechteckimpulsen variabler Breite und Amplitude. 
Das Ergebnis zeigt d'ie Abb. 3. Man sieht, daß das Er
reichen eines bestimmten Farbumschlages ke,ineswegs 
a llein von dem eingestrahlten Energiebetrag abhängt 
so ndern im hohen Maße auch von der spezifischen Lei
stung bestimmt wird bzw. anders ausgedrückt, wie 
schnell oder langsam dem Indikator ein bestimmter 
Energiebetrag zugeführt wird. Somit entsteht zunächst 
der Eindruck , daß ein solches Indikatiormaterial zur Ka 
liberbestimmung ungeeignet ist, da ein bestimmter Farb
umschlag bei sehr unterschiedlichen Energ,iebeträgen her
vorgerufen werden kann. So erfol,gt z. B. gemäß Abb. 3 
die gleiche Anzeige für Energiebeträge zwischen 8 und 
60 Ws/cm'. Bei einer konstanten Distanz zwischen Ziel
ort und Indikator bedeutet das also, daß sich die Kali
ber wie 1 : 7,5 verhalten können . Dieses Ergebnis be
rücksichtigt jedoch nicht die spezielle Impulsform der 
unterschiedlichen Kaliber. Zum oberen Endpunkt der 
Kurve, Abb. 3, gehören kleine Le,istung und große Zeit, 
während beim unteren Endpunkt die Zeit klein und die 
Leistung groß ist. Die wirklichen Verhältnisse bei einer 
Kernwaffenexplosion sind jedoch gerade reziprok. Zu 
einer kleinen Leistung gehört auch eine kurze Zeit ent
sprechend einem kleinen Kaliber und zu einer großen 
Leistung gehört eine große Zeit entsprechend einem 
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großen Kaliber. Es ist deshalb zu erwarten, daß sich 
bei Bestrahlung mit Impulsen , deren Form der wirkl,ichen 
Explosion entspricht, eine eindeutige Kaliberzuordnung 
ergibt, was durch die weiter unten beschriebenen Unter
suchungen bestätigt wird. Die Abb.4 zeigt schließlich das 
für den vorgesehenen Zweck aussortierte Indikator
material ebenfalls bei Bestrahlung mit rechteckförmigen 
I mpulsen. Man sieht, daß sich zwischen den drei Farb
umschlägen des Indikators eine sinnvolle Abstufung er
gibt. Die Kurve 4 wurde erhalten , indem nicht die Absor
berschicht sondern direkt die Thermocolorschicht bestrahlt 
wurde und läßt deutlich die Empfindlichkeitserhöhung 
durch die Absorberschicht erkennen. 

Um auf das Verhalten des Indikators gegenüber realisti
schen Impulsformen zu kommen, soll die nachstehende 
Tabelle veranschaulichen, wie unterschiedlich sich die 
Impulse für verschieden große Kaliber gestalten. 

Kaliber 
Nmax tmax 110 'I, 
[kl·s- 'I [si [si 

10 kt 12,65 0,1 0,5 
100 kt 40,00 0,32 1,6 

1 Mt 126,50 1,00 5,0 
10 Mt 400,00 3,20 16,0 

Hierin bedeuten Nm", die Leistungsspitze, die sich aus 
der Gleichung 

N,,, ,,, = 4 . 1 W [kt . s-'] 
ergibt, wenn hierin W das Kaliber in kt ist; tll1 a , die Zeit 
nach der Explosion, zu der sich die Leistungsspitze etn
stellt, wobei sich 

tn"" = 0,032 . l ' W [s] 
ergibt und tt o· " schließlich die Zeit, nach der der Impuls 
auf 10 % seines Maximalwertes abgesunken ist. 

Die Abb. 5 zeigt noch einmal den Gesamtverlauf des 
Impulses einer Kernwaffenexplosion vom Kaliber 1 Mt, 
wobei der erste sehr kurzzeitige Impuls, der dem dar
gestellten vorangeht, fortgelassen wurde , da dessen In
tegral vernachlässigbar klein ist. Die Bestrahlung der ln 
dikatorfolie mit Impulsen, deren Form dem wirklichen 
zeitlichen Verlauf der Explosion verschiedener Kaliber 
nachgebildet ist, ergab für die Kaliberbestimmbarkeit die 
in der zweiten Tabelle aufgeführten Werte. 

Kaliber 10 Mt 
Anzeige 11. Farbumschlag l2. Fa rbumschlag 3.FaroumsCliT. 

blau ' I oe lb braun-schwarz 
Entfer nung I, I 
vom Zielpunkl 128--44 km 22-28 km < 22 km 

Energie belrag in der 174-2 W 'I lngegebenen Entfe rnung l 6 s/em 126-74 Ws/em' > 126 Ws/em' 

Kalibe r 1 Mt 
ntfernung 1 

vom Zielpunkl 16-23 km < 13km 

Energiebetrag in der 124-9 W / - 136-2 
,ngegebenen Entfernung sem- 4 Ws/em' 36 Ws/em' 

Kaliber 100 kt 

6,4-10 km 5,~,4 km· 5,3 km . 

28 Ws/em" 

1,98-2,3 km . < 1,98 km· 

18-7,2 Ws/em' 127-19 Ws/em' '1> 27 Ws/em" 

• Di ese Werte wu rd e n durch Extrapolierung gefunden, da di e er
forderlichen se hr hohen Spilzenleistungen mit dem Simulator nicht 
mehr da rs te llbar sind . 
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Es zeig t sich, daß eine eindeutige Kaliberzuo rdnung ge

geben is;', wenngleich sich auch eine beträchtliche Streu 
ung ergibt, die daraus resultiert, daß ein bestimmter 
Farbumschlag alle Werte zwischen dem gerade erkenn 
baren un d dem satten Farbton durchlaufen muß. Im übri 
gen wurde die Empfindlichkeit dieser Folie so ausgelegt, 
daß diese bei maximal zu erwartender Außentemperatur 
durch di e solare Einstrahlung gera de noch nicht zum 
Ansprechen gebracht wird . Da die Folien fertigungstech
nisch im Prinzip durchaus geringe Abweichungen in der 
Dicke aufweisen können, welch letzteres auch von Fall 
zu Fall fü r die Thermocolor-Beschichtung zutrifft, war es 
w ichtig , eine Abgleichmöglichkeit fü r die Empfindlichkeit 
der Indikatorfolie zu haben. Eine sehr einfache Steuerung 
der empfindlichkeit ist dad urch möglich, daß für die Ab
sorberschicht ein neutral graues Material benutzt wird . 
Dieses besteht einerseits au s einer tiefschwa rzen Absor
bersubstanz und einem zweiten Material, das bis zu gro
ßen Wellenlängen praktisch konstant hohe Reflexion 
aufweist. Durch Zugabe von mehr oder weniger Refle
x ionsmittel läßt sich die effektive Absorption der Schicht 
einstellen und somit die Indikatorfolie auf die gewünschte 
Empfindlichkeit bringen. 

Bei a llen Betrachtungen war zunächst die Annahme ge
macht worden, daß d ie Messung unter idealen Sichtwe ite
verhältnissen durchgeführt werden kann. In Wirklichke it 
muß man aber mit den unterschiedlichsten meteorologi 
schen Bedingungen rechnen, d . h., daß auf den Indikator 
infolge von Streuung und Absorption in der Atmosphäre 
nur ein kleinerer Energiebetrag entfällt als es geome
Ir isch betrachtet der Fall sein müßte. Hier muß wie der 
auf die eingangs gestellte Forderung nach einer mög 
lichst großen Anzahl von Indikato ren verwiesen werden . 
Haben nömlich beispielsweise zwei Indikatoren in unter
schiedlicher Entfernung vom Zielort angesprochen, so ist 
eine Ko rrektur für eine effektive Transmission , die klei-

ner al s 100 % ist, leicht möglich. Bei einer effektiven 
Tra nsmiss ion von 100 % nimmt der auf das Flächenele
ment entfa llende Energiebetrag mit d- 2 ab (d = Entfer
nung vom Zielort ). Ist die relative Transmission jedoch 
kl einer, so nimmt der Energiebetrag mit d-(2+ x) ab. Fin -

A bb. 6. Ko mplett er Indikator mi t eingesetzt em Streifen 

( 

( 
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det man also bei der Auswertung mehrerer Indikatoren 

das quadratische Abstandsgesetz nicht bestätigt, so 
wurde ein Teil der Strahlung in der Atmosphäre absor· 

biert bzw. gestreut, und die Vergrößerung des Exponen· 
ten um den Betrag x beschreibt die Größe der relativen 
Transmission, so daß diese sofort berücksichtigt werden 

kann. Weiterhin weist die Indikatorfolie für den in Frage 
kommenden Bereich der Umgebungstemperatur einen 

linearen Temperaturgang auf, so daß sich die erforder· 
liche Korrektur sehr einfach durchführen läßt. Der Tem· 

peraturkoeffizient a beträgt 0,02/ 0 C. 
Nachdem aufgezeigt wurde, welche Möglichkeiten die 
Folie hinsichtlich der Kaliberbestimmung bietet, soll nun· 
mehr auf die Zielortbestimmung eingegangen werden. 
Hierbei muß von dem Indikator verlangt werden, daß 
er den Azimut· und den Zenitwinkel des Explosionsortes 
bezogen auf seinen Aufstellungsort angibt. Das einfach· 
ste geometrische Gebilde stellt für diesen Zweck die 
Kugel dar. Auf der Oberfläche würde in Richtung auf 
die Explosion durch die Strahlung eine kreisförmige Mar· 
kierung auftreten. Versieht man die Kugeloberfläche mit 
einer entsprechenden Teilung, so lassen sich am Zentrum 
der Markierung Zenit· und Azimutwinkel ablesen. Ein be· 
sonderer Vorteil eines kugelförmigen Indikators besteht 
darin, daß bei beliebigen Winkeln stets ein kleines Flä· 
chenelement wirklich senkrecht von der Strahlung ge· 
troffen wird. Da aber die Herstellung von Kugeln aus 
entsprechenden Folien zu großen Fertigungsschwierig. 
keiten führen würde, scheidet diese Möglichkeit prak· 
tisch aus. Es bleibt als nächst einfachste Form ein Zylin· 
('er mit vertikal verlaufender Achse. Beträgt der Zenit· 
winkel )00, d . h. also, daß die Explosion in gleicher Höhe 
über NN erfolgt, in der auch der Indikator aufgestellt 
ist, so erfolgt für diesen Sonderfall der Strahlungsein· 
fall senkrecht auf einen Te'il des Zylinderumfangs. Mit 
kleiner werdendem Zenitwinkel Zentsprechend zuneh· 
mender Zielhöhe wird der Zylindermantel unter spitzer 
werdendem Winkel von der Strahlung getroffen, so daß 
der auf das Flächenelement fallende Energiebetrag ab· 
nimmt. Somit ist bei der Kaliberbestimmung der gemes· 

1 I' I' . 
sene Energiebetrag noch mit. zu mu tlP IZleren. 

SIn . Z 

Während der Zylinder sich hinsichtlich der Azimutwinkel· 
bestimmung praktisch nicht unterscheidet, bedarf es einer 
zusätzlichen Einrichtung, um den Zenitwinkel bestimmen 
zu können. Deshalb wurde um die Zylinderachse noch 
ein schmaler konzentrischer Ring angeordnet, der einen 
Schatten auf der Zylinderfläche hervorruft, dessen Lage 
ein Maß für den Zenitwinkel darstellt. Die Abb. 6 zeigt 
die experimentelle Ausführung einer solchen Anordnung. 
Hierbei wurde ein Streifen der Indikatorfolie zu einem 
Zylinder aufgewickelt und die Stoßkanten so miteinan· 
der verklebt daß die Thermocolorschicht die Innen· und 
die Absorb:rschicht die Außenfläche des hohlen Zylin· 
ders bilden . Zum Schutz gegen Witterungseinflüsse ist 
die Folie in einem Gehäuse untergebracht, welches aus 
zwei Aluminiumdeckplatten und einem dazwischen ge· 
spannten dünnen Glaszylinder besteht. Auf der Innen· 
seite des Glaszylinders ist ein gut reflektierender Schot· 
tenring zur Zenitwinkelbestimmung angebracht. Du ~ch 
entsprechende Dichtungen und eine Spannmutter Wird 
das Gehäuse hermetisch abgeschlossen. Im Innern des 
zyl indrischen Indikatorstreifens befindet sich noch eine 
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Silikagelpatrone, die dafür sorgt, daß keine Taupunkts· 
bedingungen auftreten können. 

Nach erf.olgter Kernwaffenexplosion wird der zylindri· 
sche Streifen aus dem Gehäuse entnommen und an der 
Klebestelle ouf~erissen. Abb. 7 zeigt einen solchen Strei· 
fen, der mit Hilfe eines Simulators bestrahlt wurd . h . h e, In 
sc ematlsc er Darstellung, da die Reproduktion der Farb· 
werte schwierig is:. D~r Streifen ist mit einer Teilung 
bedruck.t, auf .der die Mitte der beiden verfärbten Flächen 
den AZlmutwlnkel und die Mitte des Schattens den Zenit· 
Winkel angibt. Dam it lassen sich aus der Information von 
zwei I~dlkatoren pe.r Triangulationsmethode geographi· 
sche Lange und Breite des Zielortes sowie die Zielhöhe 
angeben . 

Die Durchführung der Untersuchungen geschah auf An· 
regung von Herrn Dr. Rudloff im Rahmen eines For· 
schungsauftrages des Bundesamtes für zivilen Bevölke· 
rungsschutz. De r Verfasser dankt Herrn Dr. Rudloff vom 
BZB und Herrn Oberbrandrot Dr. W. Schütze von der 
Hamburger Feuerw~hr für die vielen Anregungen und 
fruchtbaren DiskUSSionen sowie Herrn Prof Dr H . . ase, 
Pyro·Werk Hannover, für die Erstellung einer speziellen 
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ABC-Abwehr 
Messung der Verstrahlung von Flüssigkeiten 

Von Oberfeldarzt Dr. Helmut Weißenstein, Leiter der Physikalischen Medizin (Isotopen-Abteilung) des 

Hygienisch-medizinischen Instituts des Wehrmedizinalamtes 

Mit einer Nieder-Aktivitäten-Meßanlage, die es gestattet, 
den Inhalt von Schalen mit 20 cm Cf; zu messen, wird bei 
uns laufend die Gesamt-Betaaktivität des Niederschlages 
festgestellt. In Obereinstimmung mit den Berichten anderer 
Institute liegt die Gesamt-Beta-Aktivität beim Niederschlag 
(Schneewasser) z. Zt. (Febr. 1963) bei 1000-8000 Pico-Curie 
pro Liter Wasser. Auch die Gamma-Aktivität, die bei uns 
regelmäßig in einem Bohrloch-Scintillationszähler mit gro
ßer Bleiabschirmung gemessen wird, zeigt entsprechend 
hohe Werte. Bekanntlich sind diese Verstrahlungen des 
Niederschlags bedingt durch die Versuchsexplosionen der 
Atommächte. Es ergab sich die Frage, ob auch die Truppe 
mit den bei ihr vorhandenen Meßgeräten diese relativ 
hohen Aktivitäten messen könne. Solche Messungen er
scheinen deshalb erforderlich, damit die Truppe weiß, wie 
hoch zur Zeit bei ihren Meßgeräten der Null-Effekt (O-E) 
ist. 

Sollten die Versuchsexplosionen aufhören, ist anzuneh
men, daß der hohe O-Effekt im Niederschlag im Laufe der 
Zeit zurückgeht; sollten die Versuchsexplosionen jedoch 
an Zahl und Größe zunehmen, muß mit Ansteigen des 0-
Effektes gerechnet werden. Weiß die Truppe jetzt jedoch 
nicht, wie hoch der laufende O-Effekt in Flüssigkeiten (z. B. 
Trinkwasser) ist, wird sie überhaupt nicht in der Lage sein 
zu registrieren, wann radioaktiver Niederschlag in Regen
oder Schnee bei einer im Ernstfalle eingesetzten Atom
bombenexplosion bei ihr einlrifft. Solche erstrebenswerten 
Messungen sind aber mit dem Meßgerät nur dann möglich, 
wenn die Zählrohre des Gerätes im Stande sind, diese im 
ganzen gesehen geringen Aktivitäten bzw. Aktivitätsunter
schiede, wie sie jetzt vorhanden sind, zu messen. 

Darüber hinaus ist es wünschenswert festzustellen, ob 
die Zählrohre des an die Truppe ausgegebenen Meß
gerätes in der Lage sind, Aktivitäten bis herunter zur 
maximal zugelassenen Konzentration, entsprechend der 
ersten Strahlenschutzverordnung (Anlage 11) zu messen. 

Die hier durchgeführten Messungen wurden mit dem Flüs
sigkeitszählrohr bzw. Eintauchzählrohr FHZ 72 sowie mit 
dem Becherzählrohr FHZ 73 des Verstrahlungsmeßgeräts 11, 
Großer Satz (Gerät FH 40 T) durchgeführt . Grundsätzlich 
wurden die Messungen mit dem Eintauchzählrohr in einem 
Eimer, der 8 I Flüssigkeit faßte, ausgeführt. Das Becher
zählrohr wurde auf 100 ml aufgefüllt. 

Ergebnisse: 

Das Eintauchzählrohr FHZ 72, das Beta- und Gammaakti
vitäten mißt, ergab einen O-Effekt in Luft von etwa 100 
Imp/min . In Leitungswasser wurden ebenfalls 100 Imp/ min., 
in Schneewasser etwa 110 Imp/min (O-Effekt nicht abgezo
gen) gemessen. Dazu wird bemerkt, daß die Messungen 
grundsätzlich 5 x je 1 Minute ausgeführt und die Mittel
werte re.gistriert wurden und daß man über 60-80 Imp/min 

mit dem der Ausrüstung beigefügten Kopfhörer kaum 
noch zählen kann. Man muß dann an der Skala ablesen. 
Da anzunehmen war, daß der O-Effekt bei Außenabschir
mung des Eimers mit Bleiziegeln von 5 cm Wandstärke 
herabgesetzt werden könne, wurden die Seitenwände des 
Eimers mit einer entsprechenden Bleiabschirmung umge
ben.') Der Nulleffekt betrug dann 50-55 Imp/ min. Lei
tungswasser hatte 50-55 Imp/ min, Schneewasser 65 
Imp/ min. Dem Eintauchzählrohr ist eine Schutzhülle beige
geben. Umgibt man das Rohr mit dieser Metallschutzhülle 
und verhindert das Eindringen von Flüssigkeit, indem man 
zusätzlich eine wasserdichte Folie überstreift, hat man 
einen einfachen Beta-Absorber. Die Tabelle 1 zeigt die Er
gebnisse der genannten Versuchsanordnung. 

Strahler Blei- Beta- Imp/min abschirmung absorber 

ohne 100 
ohne 

Leitungs- mit 100 

wasser ohne 55 
mit 

mit 55 

ohne 110 
ohne 

Schnee- mit 110 

wasser ohne 65 
mit 

mit 65 

Tabelle 1 FHZ 72 

Es ergibt sich, daß die Differenz zwischen der Aktivität von 
Leitungswasser (= O-E) und Schneewasser bei Bleiaußen
abschirmung deutlicher zu Tage tritt als ohne Abschir
mung . Die Anwendung des einfachen Beta-Absorbers 
bringt keine zusätzlichen Erkenntnisse. Es muß vor allem 
darauf hingewiesen werden, daß mit Herabsetzung des 
O-E unter 80lmp/ min die Genauigkeit der Messung durch 
gutes Abhören zunimmt. Damit ergibt sich der besondere 
Wer~ der Außenbleiabschirmung des Eimers. 

Eine gleiche Versuchsreihe wurde mit dem Becherzählrohr 
FHZ 73, das ebenfalls ein Beta- und Gammazählrohr ist, 
durchgeführt . Der O-E des Becherzählrohrer betrug etwa 
75-80 Imp/ min, 100 ml Leitungswasser hatte ebenfalls 
75-80 Imp/min. 100 ml Schneewasser hatte keine sicher 
erhöhte Impulszahl. Nach allseitiger Außenabschirmung 
d~s Becherzählrohrers (Abb. 1) mit 5 cm Blei ergab sich 
ein Nulleffekt von 23 Imp/ min, mit Leitungswasser gefüllt 
wurden ebenfalls 20-25 Imp/ min, mit Schneewasser zwi-

1\ Solche Bleiziegel lieferl u. a . die Firma Buchler und Co Braun. 
schwe ig; hier handelt es .sich um Bleibausteine in ZWiliingss"patform. 
PnnZiplell kannen auch die entsprechenden Bleiäquivalente in Ziegel
steinen oder Stahlplallen benützt werden. 

( 

( 
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Abb. I . A l lseitige A bschi rm ung des B~cherzöh lrohres FHZ 73 mi t 5 cm 
d icken Ble izIegeln 

I~-___ --ß -A bsorbei 

~~_~ __ Zäh0 ohr 

Becher 

SocAel 

Abb. 2 Becherzä hl er FH Z 73 mi t Beta -A bsorber (Ve rei nf achter Lä ngsschnitt ) 

seh en 28 und 32 Imp min gemessen. Diese Versuchsergeb
nisse lassen a lso erkennen, daß mit dem Becherzählrohr 
eine sicher feststellbare Differenz zwischen Leitungs- und 
Schneewasser nicht vorhanden ist, wenn keine Bleiabschir
mung vorhanden ist, und daß mit Ble iabschirmung eine 
Differenz festgestellt werden kann . 

Bei solch niederen Impulszahlen war von vorneherein an
zunehmen, daß es nicht möglich se in würde, Betaimpulse 
von Gamma impulsen durch entsprechende Absch irmung 
des im Becherzählrohr zentra langeordneten Geiger-Mül 
ler-Zä hlers zu trennen. Um nur die Gamma-Impulse zu 
messen, wurde über das Geiger-Müller-Zählrohr ein oben 
geschlossenes, etwa 3 mm dickes Glas gestülpt, so daß 
das Rohr von einem dünnen Luftmantel und dann von 
3 mm Glas abgeschirmt war (Abb. 2). Dieser aufgestülpte 
Gl c; szylinder sollte die Beta-Teilchen abfangen . Stülpt man 
einen solchen Glaszylinder über das Zählrohr, so gehen 
in den Becher statt 100 ml nur noch 85 ml. Damit ver
schlechtert sich schon theoretisch die Impulsausbeute. Wie 
angenommen konnte eine sichere Differenz bei Messungen 
des Schneewassers mit und ohne Absorber nicht festge
stellt werden . 

Strahler 
Blei- Beta-

Imp/min abschirmung absorber 

I ohne ohne 75 
mit 75 

Le itungs-

I 
wasser 

ohne 23 mit mit 23 

ohne 
ohne 80 
mit 

-H Schnee-
wasser 

ohne 

I mit mit 

Tabelle 2 FHZ 73 

Die Versuchsserie erbringt weiterhin das Ergebnis, daß es 
vorteilhafter ist, bei solchen Niederaktivitäten für Flüssig
keiten, vorausgesetzt, daß eine genügende Menge vor
hand~n ist, das Eintauchzählrohr als das Becherzählrohr 
zu verwenden . Wird zusätzlich das Eintauchzählrohr mit 
der oben beschriebenen Bleiabschirmung verwandt, so ist 
die bestmögl iche Zählanordnung gegeben. 

Da die Truppe nicht ohne we iteres rad ioaktive Präparate 
beziehen kann (außer der z. Zt. im Niederschlag vorhan 
denen) wurde eine Versuchsanordnung durchgeführt, die 
auch die Truppe befähigt, ohne Bezug von Aktivitäten , 
Beta- und Gamma-Messungen durchzuführen . In allen 
Chemikal ienhandlungen ist Kalium-Chlorid käufl ich . 1,91 g 
KCI enthält 1 g Kal ium. 1 g Palium enthält 0,000118 g K'o. 
Mit diesem K'o hat die Truppe einen jeder Zeit zur Verfü. 
gung stehenden Beta- und Gammastrahler. Die genannten 
0.000118 g K' o müssen theoretisch 1680 Betaimpulse/min er
zeugen. Als Betastrahler liegt eine maximale Energie von 
1,33 MeV vor, als Gammastrahler ist die Energie 1,46 MeV. 
Das Eintauchzählrohr FHZ 72 zeigt be i Lösung von 320 g 
KCI in 8 I Wasser 120 Imp min, wenn der Eimer nicht ab
geschirmt war und 76 Imp/min, wenn der Eimer abge
schirmt war. Nimmt man als O -Effekt den des Leitungs
wassers (100 Imp 1min siehe Tabelle 1). so ergibt sich bei 
Messungen ahne Abschirmung eine Differenz van 20 
Imp 1min; bei Messungen mit Abschirmung eine Differenz, 
die kaum höher ist. Aber auch hier beweist die Versuchs
anordnung, daß mit Außenabschirmung die Differenz deut· 
lieh hervortritt. 
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Strahler Blei- Beta- Imp/min abschirmung absorber 

ohne 120 

ohne 

Kalium- mit 110 I chlorid 
320 g/81 = 
40 mg/ mi ohne 76 

mit 

mit 65 

Tabelle 3a FHZ 72 K40 

Bei Verwendung des FHZ 73 ergaben sich, wenn entspre
chend 4 g KCI in 100 ml Wasser gelöst waren, ohne Ab
schirmung eine Impulszahl von 90 Imp/min und bei Ver
wendung der Abschirmung eine Impulszahl von 39Imp/min . 
Nimmt man in beiden Fällen die Impulszahl von 100 ml 
Leitungswasser (ohne Abschirmung 75-80, mit Abschir
mung 21-25 Imp/ min ). so zeigt sich daß nur die Versuchs· 
anordnung mit Bleiabschirmung sinnvoll ist. 

Strahler Blei- Beta- Imp/ min abschirmung absorber 

ohne I 90 

ohne 

Kalium- mit 90 
chlorid 

4 g/100 ml = I 40 mg/mi ohne 39 

mit 

mit 31 

Tabelle 3b FHZ 73 K40 

In den Tabellen 3a und b sind außerdem Werte eingetra · 
gen, die sich bei Verwendung der oben beschriebenen 
Beta-Absorber ergeben . Hier zeigen sich deutliche Unter
schiede. Man muß dabei daran denken, daß ein Teil der 
vom KCI ausgehenden Beta-Teilchen im Glas-Luft-Absor
ber Bremsstrahlen erzeugt, die sich ihrerseits wie Gamma· 
strahlen auswirken, sodaß die Differenz nicht so deutlich 
zutage tritt. Die Bedeutung der Außenabschirmung ergibt 
sich jedoch ganz besonders bei Verstrahlung des Wassers 
mit Aktivitäten, deren maximal zulässige Konzentration 
niedrig liegt. Nach der 1. Strahlenschutzverordnrng (An
lage 11 ) ist die maximal zulässige Konzentration in 1 ml 
Wasser für Jod 131 10 pe. 
Die Tabelle Nr. 4 zeigt die Ergebnisse der Messungen mit 
dem FHZ 72 (Eintauchzählrohr) in der üblichen Versuchs
anordnung : 
a) ohne Abschirmung 
b mit Außenabschirmung 
Zunächst wurden in jeder Versuchsreihe in 8 I Wasser 
8 ~lC Jod· 3t gelöst. Es wurde die Impulszahl pro Minute 
abgelesen bzw. abgehört. Die Tabelle zeigt, daß bei 16 pC 
pro ml Wasser die Verwendung des FHZ 72 ohne Abschir
mung nicht mehr sinnvoll ist, daß aber bei Verwendung 
der Außenabschirmung be i 16 pC/ml Wasser noch eine 
hörbar verwertbare Differenz und bei 8 pC/ml Wasser 
eine gerade verwertbare Differenzbildung im Vergleich 
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Gesamt-
Aktivitä t 

Bleiabschirmung 
aktivität a ) ohne 

I 
b) mit 

~lCl81 pC/ml Imp/min Imp/min 

8 I 1000 2000 I 2000 

4 500 1000 1000 

2 250 400 400 

1 125 260 220 

0,5 62 190 140 

0,25 31 130 90 

0,12 16 110 73 

0,06 8 I 110 65 

O -Effekt Leitungswasser 100 I 55 

Tabelle 4 FHZ 72 JOd 13 • 

zum Nulleffekt zutage tritt . Daraus ergibt sich, daß die 
maxima le zuläss ige Konzentration bei Verwendung des ( 
FHZ 72 und bei Verwendung des Jods als Strahler über
haupt nur mit einer Abschirmung nachgewiesen werden 
kann . 
Die Tabelle Nr. 5 zeigt die Anwendung des FHZ 73 eben
falls mit Jod'31 als Strahler, wobei die hohen Aktivitäten 
von 10000 pClml und die Niederaktivitäten bis 20 pC/ml 
Wasser gemessen wurden. Die Spalte a) zeigt die Meß
werte ohne, die Spalte b) die Meßwerte mit Außenbleiab
schirmung . Die Spalten demonstrieren , daß bei relativ 
hoher Aktivität natürlich die Bleiabschirmung keine Rolle 
spielt, waren doch bei 10000 pC/ ml Wasser 3000 Imp/min 
abzulesen . Bei 62 pCl ml Wasser erscheint eine Messung 
mit dem FHZ 73 ohne Abschirmung gerade noch verwert
bar. Verwenden wir das FHZ 73 mit Absch irmung kann 
man noch auf 31 pe. ml Wasser herankommen. Selbst bei 
20 pC ergeben sich noch Werte, die notfalls eine Klärung 
erbringen: 

Gesamt-
Aktivität 

Bleiabschirmung 
aktivität 

pC/ml a ) ohne 

I 
b) rnit 

nC/l OO ml Imp/min Imp/min 

1000 10000 3000 3000 

500 5000 1600 1600 

250 2500 800 800 

125 1250 400 350 

50 500 200 160 

25 250 140 110 

12,5 125 100 65 

6,2 62 90 42 

3,1 31 80 I 29 
2,0 20 80 I 27 

Nulleffekt aqua desto 75 I 23 

Tabelle 5 FHZ 73 Jod· 31 

Mit den Kurvenabbildungen 3 und 4 werden die Ver
suchsergebnisse noch einmal graphisch demonstriert. Die 
Verwendung doppel logarithmischen Papiers erscheint 
nützlich, um die Versuchsergebnisse von 5000 pC/ml Was
ser bis zum Nulleffekt aufzeichnen zu können . Die Dar
stellung zeigt auch, daß der Nulleffekt nicht bei Null 
Imp/min liegen kann (Abb. 3 U . 4). Bekanntlich bietet Jod 13 ' 

(' 
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Abb.3 Fffl72 Strahler: 13:Jod 

10 1 

obere Kurve ohne, untere Kurve mit B/eiabschirmung 

103 

pe/ mI 

AbbA· FHl73 Strahler: 131Jod 
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etwa gleich viel Beta- und Gamma-Zerfälle . Theoretisch 
müssen also bei der schon oben beschriebenen und auf 
Abb.2 dargestellten Luft- und Glasabschirmung des zen
tralen Zählrohrs beim FHZ 73 mit der Absorption von Beta
strahlen nur noch Gammazerfälle zur Auszählung kom
men. Die Tabelle 6 zeigt die entsprechenden Ergebnisse: 

Gesamt-
Aktivität 

Bleiabschirmung I 
aktivität ohne 

I 
mit I 

nC/85 ml pC/ml Imp/min Imp/min 

850 

I 
10000 I 2300 I 2300 

425 5000 I 1000 1000 
I I 

212 I 2500 I 500 
1 

500 

III I 1250 300 
1 

240 

42 I 500 140 
1 

110 

I 
--I--

I 21 250 120 80 

10 I 125 90 I 50 

5 I 62 

I 
80 

I 
35 

2,5 I 31 80 30 

I Nulleffekt aqua desto I 75 
1 

23 

Tabelle 6 FHZ 73 mit Betaabsorber-J131 

Dabei wurde diese Versuchsreihe ausgeführt mit und ohne 
Außenabschirmung des Becherzählrohres. Es zeigt sich, 
daß niemals die Hälfte sondern weit weniger Strahlung 
absorbiert wurde . Dies ist darin begründet, daß die in den 
Glasabsorber einfallende Betastrahlung, wie bereits vor
her erklärt, hier Bremsstrahlung erzeugt. Das Meßergeb
nist stellt also die Impulse dar, die erzeugt wurden durch 
reine Gammastrahlung plus der durch die Betastrahlung 
erzeugten Bremsstrahlung. Immerhin läßt sich mit diesem 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 
Protor, Zeitschrift für totale Abwehrbereitschaft, Januar/Februar 1963, 
29. Jah rgang - Schweiz 
Die NATO weis t heute 21' /. kampfbereite Divisionen auf, wä hrend die 
sowietische Wehrmacht allein in Eu ropa über 100 Divisionen und die 
übrigen e uropä ische n Staaten des Ostblocks zusammen über 65 Divi· 
sionen ve rf ügen. Nach der kräftigen Aufrüstung von Ostdeutsch la nd 
wird die gesamte zahlenmäßige Macht der NATO übertroffen von der 
Truppenmach t, d ie he ute nur in der d eutsche n Sow/'etzone zusammen
gezogen ist. Diese Zahlen sind d e m Artike l ,Die mi itärische Miliz d es 
Ostblocks' entnommen . In diesem werd e n a ußerdem genaue Zah len 
über die militärische Bereitschaft Ostdeutschlands gegeben, wobei be
sonders auch die Organisation d e r Betriebskampfg ruppen beschrieben 
wird. De n Betriebskampfgruppen Qleichzusetzen sind di e territorialen 
Milizdivisionen der ande re n sozialISt ischen Länder besonders auch die 
der Sowietunion, di e nach d e n Besch lüsse n des Obersten Sowiets vom 
14. Januar 1960 aufg este llt wurden. Die Mannschaften d ieser Divis ion en 
erhalten e in e militäri sche Ausbildung , ohne daß sie ihre zivi le Tät ig
kei t aufgebe n müssen. 
Die . Spiegela ffäre' hot in verschiedene n Länd e rn da s Prob le m der Ge
heimholtung im Interesse der Staatssicherheit, vor all em auf dem 
Gebiete der Landesverteidigung, in den Vordergrund rücken lasse n. Zu r 
Praxis der Bestimmungen der Geheimhaltung im Interesse der Landes
verteidigung, wie sie in der Schweiz gegenüber Presse, Radio, Fern· 
sehen und anderen Publ izi tätsträg e rn Ilehandhobt wird, kann gesagt 
werden, daß die Behärden und di e militärischen Instan zen vom Ver
traue n ausgehen, das sie all en Publ iziste n im Di enste des Land es ent
gegenbringen. Die meisten schweizerischen Redakteure und Journa listen 
haben in der Wehrmacht gedi e nt und verste hen des halb, wo und wann 
Zurückhaltung geboten ist. Di e gesetzlichen Best immung e n , di e sich mit 
dem militärischen Geheimnisschutz befassen, sind in d e n verschied enen 
Erla sse n und Vorschrifte n festgehalt e n, die eingehend vom Verlosser 
diskutiert werden. 
Zur Bekämpfung der in Fri ed e nszei te n in ein Land e ing eschleusten 
Spio ne , Agenten, S~boteure ~nd Spitze l und z~r Bekämpfung der nach 
Kriegsausbruch in ein Land elngeSl<:k~rten Par.tlSanengruppe n Wird e ine 
e igene Widerstandsbewegung benotlgt, die Im Bedarfsfa lle sofort In 
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einfachen und in jedem Laborgeschäft zu kaufenden Ab
sorber demonstrieren, daß es leicht mäglich ist, festzustel
len, ob Betastrahlen auf das Zählrohr einwirken oder 
nicht. 

Gesam"-
Aktivität 

Bleiabschirmung 
aktivität 

pC /ml ohne 

I 
mit 

flC /81 Imp/min Imp 'min 

1 125 220 I 180 
--- --I 0,5 62 150 I 120 
-- - ---

0,12 16 110 I 70 

0,06 1 110 - 1 --
8 60 

Nulleffekt Leitungswasser 100 1 55 

Tabelle 7 FHZ 72 mit Betaabsorber Jod 131 

Die Tabelle 7 zeigt Meßwerte für Jod 131 als Strahler bei 
Verwendung des FHZ 72 in einem mit 8 I Wasser gefüllten 
Eimer und der Verwendung des oben beschriebenen Beta
absorbers. 

Die mitgeteilten Ergebnisse sollen zeigen, daß es sich 
durchaus lohnt, sich mit den in der Natur vorkommenden 
Niederaktivitäten zu befassen. Die Messungen sind sogar 
notwendig, um den Nulleffekt im Standort und seiner Um
gebung festzulegen. Darüber hinaus bietet der von den 
Versuchsexplosionen stammende radioaktive Niederschlag 
die - hoffentlich bald endende - Gelegenheit, sich mit 
Messungen von Flüssigkeiten zu befassen, deren Verstrah
lung relativ hoch ist. Mit dem Eintreten des Versuchsstops 
ist mit Abklingen auf "norma len " Nulleffekt zu rechnen. 
Es sei bemerkt, daß auf die Bedeutung der Statistik beim 
Zerfall radioaktiver Isotope bewußt nicht eingegangen 
wurde. 

Funktion treten kar'". De r Ve rlo sse r gibt Vorschläg e und Anregu ng en 
fur dl.e Bildung einer WIders tandsgruppe bereits im Fr ieden in der 
SchweiZ. Zunächst umreißt er Tät iQkei t und Aufgabe n der staat sfeind
lichen Elemente :-,or und nach KrIegsausbruch, geh t dann auf Zweck 
und Aufgaben einer Un tergru ndbewegung ei n, wobei er sich histori
scher BeISpiele bedient. Für die Neuzeit führt er den Ko reakrieg an , in 
dem die Nordkoreaner bel Ihre m Rückzug Truppenverbände in Stärke 
von 80000 Mann zurückließen, die al s Bauern und Landa rbei te r ver
kl e idet, nachher den Kampf a ls Part isa nen im Rücken der UNO-TRUP
PEN ".ufnohmen. In der Schweiz, so argumentiert der Verlasser , sollte 
mit RuckSIcht ou f di e stän dig gespannte militärpolitische Lag e mit der 
Vorberei tun g und der Aufstellung e in e r eige nen Untergrundbewegu ng 
baldmog l. chst begonne n werden. Der Zeitpunkt für den Beginn des Pa r
tlSanenkri eges 1St da.nn gekom,!,en, wenn der Kampf au s zwingenden 
Grunden nur noch In Form ei nes Kleinkrieges weiterge führt werden 
kann. 

Die Schwei.z verfügt. über e ine Luftsch ut ztruppe, die im G egensatz zu 
anderen Landern, wie Z. B. d e n nordISchen Staaten eine n rei n militä
rischen S t ~ t us hat. Dies hat. d e n Vortei l, daß di e [uft schutztruppe als 
e in Integrierender Bestandteil d e r Armee kriegsführend ausgebildet und 
e ingese tzt werden ka nn. In d e m vorliegenden Art ike l werden die Or
Ranisa tion d ieser Luft schu tztruppe, d ie Ausbildung , d e r Einsa tz und d ie 
Kampfoufgobe beschri eben . .Es werd e n Vorschl äge für den weiteren 
Ausbau. unterbreite!. Nach diesen Vorschläge n wäre es wünsche nswe rt , 
wen.n die Truppe u~er einige Rettungshund e ve rfügen würde , Kampf
a .n~uge erholten wurde , we!1" Sie voll motor isier t würde, wen n ihr 
e.~nlqe .. Hubschrauber zugeteilt würden und wen n sie sch ließ lich ge
londeganglge Sturmgeschütze erhalten würde. 

In . der Redaktion ? er Zeits~hrift hat ein W echsel stattgefunden. Gleich
zei tig ha t die Zeitschri ft einen neue n Untertitel . Zeitschrift für to ta le 
Abwehrberel.tschaft" erho lten. Dom it ist die neue Richtung gegeben . Die 
Zei tschri ft wil l auf der einen Seite dem Territoria ld ie nst un d vor allem 
den ~uftschutztruppen di enen, auf der anderen Sei te obe r auch den Blick 
auf lene Belange. richten, d ie auf d em Gebiete der wirtscha ftli chen, 
gelSlIgen und SOZiale n Land esverteidigung liege n. 
Nordsk Sivilforsvarsblad, Nr. 1 - Januar 1963 Jahrgang 6 - Nor-
wegen I 

Bei den Ano lysen über kernphysikalische Detonati o ne n hot man in den 
letzten J a h ~e n In zu neh me ndem Maße fes tste ll e n können , doß die th er
mISchen Wirkungen un d Brände zu gräßeren mate ri e llen Schäden und 
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BAULICHER LUFTSCHUTZ 

Schutzbauten für Schulgebäude 
Deutsche Grundsätze und amerikanische Vorschläge 

A. Klingmüller - Heisterbacherrott -

Vorbemerkung 

Uber den "Entwurf eines Gesetzes fiber bauliche Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
(SchlItzbaugesetz)" ist in den vorangegangenen H eften schon berichtet wo rden . . Es dfirfte von In ter-

. { 'e del' tscbe Auffassung fiber die Empla'1IIng von Sc!utlzraumbautell 117 Schulneubauten den esse sein , {I 'J. " . .• 
verschieden en Veröffentliclumgen aus USA zU d,esem Prob lem gegenuberzustellen. 

Der deutsche Gesetzentwurf 

Der § 2 (2) des Entwurfs eines Schutzba.ugesetzes lautet : 
,, (2) Bei der Errichtung von Krankenhausern, Beh~rber 
gungsstätten und Schulen sowie von anderen Gebauden, 
die der Unterbringung von Personen oder d~r Ausb,.ldung 
oder Betreuung von Kindern oder Jugendlichen dienen, 
sind Schutzräume auch für diejenigen Personen zu bauen, 
die in den Gebäuden übl icherweise aufgenommen wer
den." 

Zur Erläuterung wird dann noch ausgefü~rt : " Schule.n und 
sonstige Ausbildungs- und Betreuungsstatten srnd In . die 
Baupfl icht einbezogen, we i l deren Schüler und Pfleglrnge 
im Fall eines Angriffs angesichts der knappen. Warn~elt 
die zu ihren Wohnungen gehörenden S~hutzraurTle nicht 
mehr erreichen können. Außerdem sind diese . Gebaude Im 
Verteidigungsfalle besonders geeignet für die Aufna~me 
"Von Evakuierten und Flüchtlingen. Als Schulen Im Srnne 
der Vorschrift werden nur diejenigen Einrichtungen an
gesehen, in denen Kinder und Jugendliche ihre Allgemern
oder Berufsausbildung erhalten." 
Der Bundesrat hat dazu vorgeschlagen, anstelle des all 
gemeinen Begriffs "Schulen" deutlicher zu sagen : " allge
meinbildende und berufsbildende Schulen und Hoch
schulen" . 

Be i der noch längst nicht behobenen Schulraumn~t we~
den künftig zahlreiche Schulneubauten entstehen, die gro
ßere Schutzraumbauten vorsehen müssen. Viele Schulbau
Architekten werden sich schon jetzt mit diesen Fragen ver-

I· h b ' ößeren Bau-traut machen müssen, da bekannt IC el gr 
objekten zwischen Planungsbeginn und Fertigstellung des 
Neubaus mehrere Jahre liegen können . 

Bisherige Konzeption 

Nach den Richtl inien für Schutzraumbaut~n de.s BMWo" 
gäbe es ei~entlich nur folgende Möglichkeiten, Im

d 
Zus~~

menhang mit einem Schulneubau für den Sc.hut\ ~rl rn 
der wie des Lehrpersonals zu sorgen: ~.Ielne c. u ~eu: 
bauten _ vielleicht bis zu drei Klassen - konnten mit elnel 
richtliniengemäßen Schutzbaugruppe" ausk~mmenb' d . . h. 

. ". 50 P die ne enern-mit drei Schutzba uten zu le ersonen, .. d ' 
ander angelegt werden . Bei sechs Klassen ~onnte ma~ le 

f · . h b en" rn den meisten er orderllchen zwei "Sc utz augrupp 
Fällen wohl an den Schmalseiten langgestreckter Klassen-

trakte unterbringen, d . h. etwa 280 Schüler und 20 Per
sonen des Lehr- und Schulbetriebspersonals könnten in den 
zwei Schutzbaugruppen Platz f inden. Dabei sollte - nach 
den Richtlinien - der Abstand zwischen den Schutzbauten 
etwa 30 m und mehr betragen. Bei einer weiteren Steige
rung der Klassenzahl wird es schwierig, diese Bestimmun
gen einzuhalten. Ist das Grundstück groß genug, kann 
man ohne Schwierigkeiten Schutzbauten unter den Fre i
f lächen (Pausenhof, Sportplatz, Schulgarten) unterbringen, 
und zwar als Außenbauten . Innenbauten werden vielleicht 
noch unter anderen Baukörpern (Turnholle, Aulagebäude) 
Platz finden. Dann w ird es aber schwierig . Wenn man an 
städtische Schulobjekte denkt, die Schulgebäude für tau 
send und mehr Schüler auf einem Grundstück konzen
trieren, so dürfte klar sein , daß die bisherigen Bautypen 
der "Richtlinien" nicht mehr ausreichen . (An einen Bau von 
schweren Schutzbunkern, deren Notwendigkeit vor Jahren 
schon bei 250 Schutzsuchenden betont wurde, dürfte in der 
heutigen Situa tion niemand mehr denken können . Die 
Bau kosten würden undiskutabel hoch liegen. ) Es müssen 
also in Bälde neue Regeltypen für Schutzbauten entwik 
ke lt werden, d ie selbstverständlich auch den Definitionen 
des "Entwurfs eines Schutzbaugesetzes" entsprechen, d. h. 
entweder die Merkmale des " Grundschutzes" oder - für 
Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwohnern - des " ver
stärkten Schutzes" aufweisen. Dabei können vielleicht die 
amerikanischen Schutzbautypen für Schulen dienlich sein, 
die in verschiedenen Veröffentlichungen bere its sehr de
tailliert dargestellt werden. Es soll aber gleich gesagt 
werden, daß nicht eine Kopie, sondern nur eine sinn 
gemäße Anwendung dieser Planungsgedanken auf unsere 
Verhältnisse fruchtbringend sein w ird . Der Unterschied des 
amerikanischen Schulbetriebs von deutschen Erziehungs
methoden wird von vornherein andere Lösungen ergeben. 

Die Vorschläge und Richtlinien der USA 

gehen zunächst von den möglichen Waffenwirkungen aus. 
Wichtig sind dabei folgende Feststellungen : Die unmittel 
baren Wirkungen von Kernwaffen werden sich - auf den 
gesamten Kontinent bezogen - nur auf verhältnismäßig 
kleine Gebiete erstrecken . Doch kann sich keine Gemeinde 
in den USA - auch nicht an abgelegenster Stelle - vor 
den Gefahren des radioaktiven Niederschlages sicher 
wähnen . Diese Niederschläge können überall einen Schutz
raumaufenthalt von zwei Wochen oder mehr notwendig 
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machen. Der Schutzraum muß dabei so konstruiert sein , 
daß er mindestens einen Schutzfaktor 100 aufweist. Andere 
Richtlinien empfehlen einen Schutzfaktor 1000. 

Eine Reihe von Gründen sprechen dafür, bei Schulneubau
ten Schutzräume einzuplanen : 

1. Ein Viertel der Bevölkerung der USA besteht aus den 
Schülern der Volks-, Mittel- und höheren Schulen. Der 
Schutz der Kinder ist für die Zukunft der Nation ent
scheidend . 

2. Die Schulgebäude sind im allgemeinen entsprechend 
den Schwerpunkten der Wohngebiete verteilt. In den 
letzten Jahren wurden jährlich rund 70000 Klassen
räume in öffentlichen Schulen und 13000 Klassenräume 
in privaten Schulen errichtet. Die Grundstücksfragen 
bereiten im allgeme,inen keine Schwierigkeiten . 

3. Die Schule ist eine ständig funktionierende Einrichtung 
mit verantwortlicher Führung und ordnungsgemäßen 
Verhaltensweisen. Die Schule ist fast überall ein Mittel
punkt des sozialen und geselligen Lebens in der Ge
meinde. 

Hier wäre noch auf einige Unterschiede zwischen der amerikanischen 
und deutschen Situation hinzuweisen, Die amerikanischen Schul neu
bauten werden zumeist am Ronde der sehr aufgelockerten Wohnsied
lungsgebiete angelegt. Ist die Entfernu ng vom Schwerpunkt des Wohn· 
gebietes bis zur Schule zu groß, werden Schul·Omnibusse eingesetzt, 
die die Kind er von bestimmten Haltepunkten abholen und am Abend 
wieder zurückbringen. Der Stundenplan ers treckt sich auch auf die 
Nachmittag szeit. Eine , Cafeteria' sorgt für eine leichte Mittagsmahl· 
zeit. Da es bei dieser Art des Schulbetriebs nicht so sehr auf eine 
bestimmte Log e im Stadtgebiet ankommt, ist verständlich, wenn - im 
Gegensatz zur hiesigen Situation - kaum Grundstücksschwierigkeiten 
bestehen . 

Es wird auch in USA vorausgesetzt, daß eine Warnung 
vor dem Eintreffen des radioaktiven Niederschlags einer 
Kernwaffenexolosion die Kinder und Lehrpersonen ver
anlaßt hat, di'e Schutzräume aufzusuchen. Außerhalb der 
Schutzräume ist ein Aufenthalt nicht denkbar. Die öffent
lichen Versorgungseinrichtungen - Wasser und Abwas
ser -, Eltversorgung, Nachrichtenverbindungen - können 
ausfallen, die Nahrungsmittel- und Brennstoffversorgung 
nur unzureichend funktionieren. Die Schutzräume müssen 
also mit allem Lebensnotwendigen mindestens für 14 Tage 
ausgestattet sein. Im einzelnen werden folgende Hinweise 
gegeben : 

Planung 

Es sollen vorzugsweise unter Erdgleiche liegende Räum
lichkeiten als "Mehrzweckbauten" vorgesehen werden. Ein 
oder mehrere Klassenräume werden schon bei Entwurf so 
im Keilergeschoß angeordnet, daß sie den Regeltypen für 
350, 550 oder 11 00 Personen entsprechen. Als Schutzraum
fläche wird ein Bedarf von 0,93 m2 je Person angenommen. 
Dabei sind Versorgungseinrichtungen, Vorratslagerräume 
und Verkehrsflächen außerhalb der Schutzräume nicht ein
begriffen . Die Raumhöhe richtet sich nach dem üblichen 
Maß für Klassenräume, sie beträgt 2,74 m. Pro Person wird 
sich deshalb ein Luftraum von etwa 1,8 m3 ergeben . 

Der Wasservorrat wird so bemessen, daß mindestens 0.95 I 
Wasser pro Person und Tag zur Verfügung stehen . Am 
besten ist ein unterirdischer Wasserbehälter mit entspre
chendem Fassungsvermögen geeignet, der so zwischen die 
Hausanschlußleitung geschaltet ist, daß er stets von Frisch
wasser aus dem öffentlichen Versorgungsnetz durchströmt 
wird. Ein Rückstauventil verhindert ein Zurückfließen, falls 
das öffentliche Netz beschädigt ist. Es können aber auch 
kleinere Vorratsbehälter in Schutzraumnähe vorgesehen 
werden. 
Als Lebensmittelvorrat wird eine Trockenverpflegung 
(Weizenwaffeln) eingelagert. Die Vorratsbehälter sind 
luftdicht verschlossen, der Inhalt soll noch nach mindestens 
5 Jahren genießbar sein . Damit wäre dann für täglich etwa 
1000 Kalorien je Person gesorgt. 

Technische Einzelheiten: 

Die Keilergeschoßdecke wird durch eine 25,4 cm dicke 
Stahlbetonplatte gebildet. Bei vollständig unterirdischer 
Lage des Keilergeschoßes wird mindestens ein Schutzfak
tor 100 erreicht, zumeist jedoch mehr, wenn sich über dem 
Keilergeschoß noch mehrere Stockwerke befinden. Eine 
Sicherung gegen Luftstoßbelastung ist an sich nicht vor
gesehen . Da die Wanddicke aber gleichfalls 25,4 cm be
trägt, wird eine Luftstoßresistenz von 1,75atü angenom
men. Die Entwürfe, die einen Schutzfaktor 1000 erreichen 
wollen, haben dann eine Deckendicke von rd . 60 cm . 
Wände, die über Erdgleiche herausragen, werden gleich
falls 60 cm dick ausgeführt. - Jeder unterirdische Klassen
raum ist mit einer eigenen Belüftungseinrichtung versehen, 
die gefilterte und klimatisierte Luft mit einer Luftrate von 
0,85 m3 min. pro Person in den Klassenraum fördert. Davon 
besteht die Hälfte der Luftmenge (0,42 m3 ) aus Umluft. 
Diese Luftrate geht weit über das hinaus, was für übliche 
Schutzräume als Norm verlangt wird (0,14 m3/ min /Pers). 
Die Luftfilterräume, in denen sich vielleicht radioaktive Par
tikel ansammeln könnten, sind abgeschirmt und von der 
Schutzraumfläche getrennt. Es handelt sich dabei um han
delsübliche Staubfilter, die mindestens 90 % aller Staub
partikel bis 50 Mikron zurückhalten. Die Beleuchtung der 
unterirdischen Klassenräume soll möglichst so ausgelegt 
werden, daß sie den Tageslichtwerten entspricht. Für die 
Nutzung als Schutzraum ist eine wesentliche Herabsetzung 
der Leuchtstärke vorgesehen, um das Notstromaggregat 
nicht zu sehr zu belasten. Letzteres ist ein luftgekühlter 
Diesel-Generator, der etwas abgesetzt von den Klassen
räumen unterzubringen ist, damit die Abwärme nicht stö
rend wirkt. Für den Betrieb der Belüfter sind 40-50 % der 
Gesamtlast anzusetzen. Das Aggregat muß imstande sein, 
mindestens die Zeit des Daueraufenthalts, d. h. 14 Tage, 
durchzufahren. Es soll mit Fernsteuerung zu betreiben sein. 
Bei seiner Auswahl ist leichtes Instandhalten und zuver
lässiges Anspringen besonders zu bewerten. 

Die Abortanlagen sind wie üblich auszuführen, zusätzlich 
können Notaborte aufgestellt werden . Wie in den meisten 
modernen Schulgebäuden ist eine zentral gesteuerte Laut
sprecheranlage auch für das Keilergeschoß vorgesehen, 
dazu Telefon und Rundfunkgeräte zur Verbindung mit den 
nächsten Zivilschutz-Dienststellen . An eine Heizung ist nicht 
gedacht, da nur mit einer tiefsten Außentemperatur von 
- 1.1 0 C gerechnet und angenommen wird, daß die nied
rigste Schutzraumtemperatur dann bei etwa + 100 C lie
gen wird. Als höchste Schutzraumtemperatur wird 29,40 C 
zugelassen. 

Die Umwandlung der Klassenräume zu Schutzräumen soll 
möglichst ohne Zeitverlust vorzunehmen sein. Als Schutz
raumausstattung sind Liegegestelle vorhanden, die vier 
Liegeflächen aufweisen, sodaß abwechselnd immer die 
Hälfte der Schutzrauminsassen schlafen kann. Das Lehrer
zimmer wird als Sanitätsraum eingerichtet. Dort sind auch 
entsprechende ärztliche Geräte und Arzneimittel zu la
gern. 

Mehrzwecknutzung : 

Es soll nicht verschwiegen werden, daß sich die "Mehr
zwecknutzung" von Schulschutzbauten auch in den USA 
nicht einheitlicher Beliebtheit erfreut. Besonders aus den 
Kreisen der kommunalen Schuldienststeilen sind Stimmen 
laut geworden, die sich gegen diese Mehrzwecknutzung 
wandten. Diese Einstellung wird vor allem durch die Be
fürchtung beeinflußt, durch den Schutzraumbau könnten 
die kommunalen Mittel zu stark beansprucht werden. Des
halb wird reinliche Trennung zwischen den Aufwendungen 
zu pädagogischen Zwecken und den des Zivilschutzes vor
geschlagen. Für die Aufgaben, die in den Schutzräumen 
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entstehen, müßte das Lehrpersanal noch ausgebildet wer
den. In jedem Fall müssen d ie Schwierigkeiten bewältigt 
werden die sich durch die Schutzraumbedingungen v iel 
le icht e~geben . Immerhin sind Kinder emotional elast isch , 
die meisten werden sich der unausweichl ichen Situation an
passen. Be i insta b ilen Kindern könn ten gewisse Schwierig 
keiten auftreten wenn man nicht von vornhere in Vorkeh
rungen für Isoli~ru ng und Pflege tr ifft . Es ist auch zu emp
fehlen , die bi sherige Einteilung in Arbe itsgruppen und ver
sch ieden e Tät igke iten beizu behalten, sowe it es eben mög
lich is t. Kinder im volksschulpfl icht igen Alter haben ein 
starkes Bewegungsbedürfn is. Innerhalb der Schutzräume 
- oder der Kla ssen - sollte ein fre ier Platz vorh anden 
sein , auf dem si ch immer einzelne Gruppen abwechselnd 
für kurze Zeit in Spielen betät igen können. Jedenfa l ls wer
den die pädagog ischen Fähigke iten der Leh rpersonen voll 
beansprucht we rden, um eine mögl ichst ausgegI lchene In
nere Ha ltung der Kinder aufrechtzuerhalten . Diese M~h.r
zweckräu me sollten daher a uch besonders sorgfalt ig 
clurchgeplant werden . Alles was zur Verbesserung des 
Roumeindrucks dienl ich se in kann (Lich t, Farbe, Proport ion , 
Dekoration ), so llte angewendet werden. Zu empfehlen 
w äre au ch, d ie täg liche Schulspe isung In d iesen Raum~n 
vorzunehm en be i unfreundlicher Witterung dort gemem
sch aftl iche S~iele oder Fernseh- Schulf~nk-Stunden .. anzu 
setzen. Die Mehrzweckrä ume haben keine Fenstero~fnun 
gen. Es dürfte daher in Friedenszeiten richtig sein, mit den 
Klassenräumen im La ufe des Tages so zu tauschen, daß 
jede Klasse nur ein oder zwe i Stunden in den Mehrzweck
rä umen unterrichtet wird - von gemeinschaftl ichen Ver
ansta ltungen und der Schulspe isungsausgabe abgesehen . 

Nutzanwendung auf deutsche Verhältnisse 

Auch wenn man die Versch iedenhe it der Situatio.n in den 
USA und in der BRD anerkennt, sind den o bigen Richtlinien 
einige bemerkenswerte Einzelhe iten zu entnehmen. Man 
muß sich aber zunächst darüber klar werden, daß ~ I e Ge
fohr konventioneller Sprengbombenangriffe für die U~A 
nicht besteht während es für die BRD durchaus denkbar Ist, 
daß eine kri~gerische Auseinandersetzung als "begrenzter 
Kr ieg " mit konvent ionellen Waffen beg innt. Da ein Voll
schutz gege nüber Sprengbom ben praktisch nur durch " Ver
bunkern" zu erre ichen ist, was - s. o. - zu utop l sch~n 
Kosten führen würde, ble ibt nur die Auflockerung . .als wir
kungsvollste M aßnahme. Daß es an sich möglich ware, bei 
spielswe ise 1000 Kinder im Keilergeschoß eines Schulge
bäudes unter dem Merkmal "Grun dschu tz" unterzubringen, 
steht außer Frage. Wie we it dabei Sicherungen g:gen 
Nahtreffer konvent ioneller Waffen einzubauen waren , 
dürfte Ang elegenheit der verantwortli chen Ressorts se in. 
Man könnte aber vielle ich t die Verte:lung auf dem Grund
stück mit einer gewissen Anhebung des Schutzumfanges 
"Grundschutz" komb inieren, um zu w irtschaftlich tragbar~n 
Lösungen zu kommen . _ Wesentlich anders sl~,ht es beI m 
Problem "Verstärkter Schutz für 1000 Pe.rsone~ au.s. HI~~ 
w ird es wohl ohne Mod ifiz ierung der RIchtlin ie; fuWu t 
stoßschutzbauten nicht abgehen . Im Land Nordr em

S
- h es -

falen sind bereits in zahlre ichen Fällen hochwert ige ~ utz-
b b . S h I ebäuden errichtet 

auten me ist Regeltyp S~, el c u g k d 
worde~ . Es ist aber mit dem Anteil der Gesamt osten, er 
für Luftschutzmaßnahmen bereit stand, nlch!. gegluckt, alle 
Schüler in den Schutzbauten des Sch~lgeb~udes unterzu
bringen Für d iese Entsche idung, die Mittel fur Im

d 
Fassungs-

. h b t n zu verwen en waren vermögen beschrä nkte Sc utz au e ' 
folgende Uberlegungen maßgebend: 
1. Es muß angenommen werden , daß be i Beg inn einer 

S . II Schulen geschlossen wer-pannungszelt als erstes a e 
d d d

· K' d . h dann in der Obhut der Eltern en un le In er SIC 
befinden . 

ausstattungen 

• Nachweisgeräte für chemische Kampfstoffe 

• Kennzeichnungsgeräte A, Bund C 

• Brandschutzausrüstungen 

ALBERT DIEDR. DOMEYER 

28 Breinen 17 . Leher Heerstraße 101 . Postfach 7009 

Fernsprecher 496033 - 35 . Fernschreiber 0244707 

2. W ie in den a mer ika nischen Richt l inien ausgeführt, sind 
d ie öffentl ichen Schulgebäude besonders geeignet, um 
Evak uierte, Wohnungslose, le icht Erkrankte usf. unter
zubr ingen. Unter ird ische Rä ume eines Schulgebäudes 
kö nnen auch a ls Hilfsrettungsstellen, Sammelstellen 
oder Führungsste llen d ienen . Schutzbauten sind in je
dem Fa ll vonnöten . 

Be i den be ispielhaften Bauten des Landes Nordrhein-West
falen konnte aber - w ie schon gesagt - d ie Frage nicht 
bean twortet werden, auf welche Weise Schutzbauten gro
ßen Fassungsvermögens auf meist beschränktem Grund
stück r ichtlin iengemäß un terzubringen wären . Hierfür eine 
wirtschaftl ich vertretbare Lösung zu finden, dürfte noch 
schwierig werden . - Zur "Mehrzweckverwendung" wäre 
v ielleicht noch folgendes zu sagen : Bei den erwähnten 
sta atl ichen Schulneu bauten des Landes Nordrhe in-West
falen wurde vom Arch itekten gemeinsam mit dem Luft 
schutzsachverständ igen untersucht, welche Räume in das 
Keilergeschoß gelegt und ohne wesentliche Erschwerung 
einer Fr iedensnutzung als Luftstoß-Schutzbauten ausge 
baut werden könnten. Es eignen sich dazu alle nur stunden
w eise genutzten Räume, Vorbere itungsräume, Sammlungen 
aller Art, ferner Werk- und Bastelräume, Schülerbüchere i
en , Untersuchungsräume für Schularzt und Schulzahnarzt, 
Räume für Schülerselbstverwaltung usf. Aus den amerika
nischen Richtl inien könnte d iese Aufzählung durch Räume 
für Schul fi lm un d -fernsehen, Schulfunk sowie für die Schul
speisung oder ähnliche Zwecke ergä nzt werden. - Diese 
Vorschläge aus USA und die Uberlegungen zu der Situa
tion nach Inkrafttreten des Schutzraumgesetzes können 
noch ke :ne ausgere iften Lösungen bringen. Es wäre aber 
zu begrüßen, wenn die zuständigen Stellen diese Fragen 
aufgre ife n könnten. Besondere Richtlin ien für Schul -Schutz
bau ten, d ie der Situat ion der Bundesrepublik angepaßt 
sind, würden helfen, die noch bestehende Lücke in der 
Reihe der Typen von Schutzraumbauten zu schließen . 

li teraturnachweis : 
1. School Shelter - An Approach ta Fallout Protecti o n 

January 1960 O CDM - TR - 12 
2. Dual Purpose School an d Commun ity Shelter 

Protective St ructures Divis io n 
She lter De sign Series S 55 - 1 
September 1962 O CD 

3. National Fa llout Shelter Progra m 
Sixtee nt h Re port by th e Commi ttee o n Governmen t Operations 
May 1962 

4. Bund est a gsdrucksache IV '896 
Entwurf eines G ese tzes übe r bau liche Ma ß nahme n zum Schulz d er 
Zivilbevölker ung (Schutzbougesetz) 

Wie in den letzten Jahren bringen wir auch diesmal im Juli /August ein 
Doppelheit heraus, das Anfang August erscheinen wird . 

Die Schriftleitung 
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LUFTKRIEG UND LANDESVERTEIDIGUNG 
NATO 
Die Frühjahrskonferenzen der westlichen Verteidigungs
bündnisse. 

Am 22. Mai und den folgenden Tagen fand in Ottawa die 
diesjährige Frühjahrstagung des NATO-Ministerrates statt, 
die sich im besondern mit der Bildung der "Alliierten 
Atomstreitmacht" befaßte, während mit Beschlüssen hin
sichtlich der "multilateralen" Atomstreitmacht wohl noch 
nicht angesichts der schwierigen politischen und militäri 
schen Probleme zu rechnen war. Das Thema der Verstär
kung der "konventionellen" Streitkräfte, die nach wie vor 
von den USA gefordert wird, stand gleichfalls zur Dis
kussion. An der Konferenz nahmen nicht wie sonst im 
Frühjahr nur die Außenminister der NATO, sondern auch 
die Verteidigungsminister tei\. 

Einige Wochen vorher hatten schon Tagungen der beiden 
anderen westlichen Verteidigungsbündnisse, CENTO und 
SEATO, stattgefunden, deren Bedeutung für die westliche 
Gesamtverteidigung, besonders in der BRD, vielfach 
übersehen wird . Die militärische Stärke dieser Bündnisse 
hat wohl nicht die Bedeutung, wie die der NATO. In 
einem Konfliktsfall werden die Streitkräfte der CENTO 
und SEATO feindliche Kräfte binden, die dann nicht in 
Westeuropa in Erscheinung treten können. 

Dem CENTO-Pakt für den mittleren Osten gehören Groß
britannien, die Türkei, Pakistan und der Iran an. Der Irak 
war Mitglied der CENTO bis zur Machtübernahme durch 
General Kassem im Jahre 1958. Der Militärausschuß hat 
sich unter Teilnahme des US-Außenministers Rusk kürzlich 
in Teheran mit dem Ausbau des militärischen Nachrichten
dienstes, der Durchführung gemeinsamer Manöver und der 
Zusammenarbeit mit den andern Paktorganisationen be
faßt. Anschließend fand in Karatschi eine Tagung des 
Ministerrates statt. 

Dem Ostasiatischen Verteidigungspakt (SEATO) gehören 
neben den USA, Frankreich und Großbritannien, Thailand, 
Philippinen, Australien, Neuseeland und Pakistan an. Die 
Jahrestagung wurde in Paris abgehalten, die in einer 
Beratung der zuständigen militärischen Vertreter und der 
anschließenden Konferenz der Außenminister bestand . Auf 
militärischen Gebiet führt die SEATO in regelmäßigen 
Abständen Obungen durch - 1962 in den Philippinen, in 
Thailand, im Indischen Ocean und im Chines ischen Meer. 

NATO-Radarnetz. 

Seit einigen Jahren wird von der NATO im Rahmen ihres 
Infrastrukturprogrammes ein modernes Radarnetz und 
Warnsystem aufgebaut, dessen Technik eine Störung durch 
den Gegner ausschließt. Die Kosten dieses Netzes wur
den zunächst mit 300 Mil\. Dollar berechnet, die schlüssel 
mäßig von den NATO-Partnern aufzubringen sind. Nach 
jüngsten Berechnungen, unter Berücksichtigung der inzwi 
schen erhöhten Geschwindigkeit der Flugzeuge, wäre je
doch ein Betrag von 900 Mil\. Dollar erforderlich. Zur Zeit 
wird geprüft, ob Einsparungen möglich sind und ob das 
Netz allen technischen Forderungen entspricht, im beson
dern hinsichtlich der Warnung von Tieffliegern. 

Zur Zeit bestehen innerhalb der NATO für Warnung und 
Fernmeldewesen zwei Netze mit verschiedenen Systemen . 
Es wird sowohl von der NATO langsam ein eigenes Warn 
netz aufgebaut, gleichzeitig werden die nationalen Warn 
anlagen mehr oder weniger koordi~iert. Es . stellt sich nun 
die Frage, ob und in welcher Form diese nationalen Warn-

a nlagen in dem NATO-Netz aufgehen sollen; eine Dop
pelgleisigkeit wäre nicht sehr zweckmäßig. Die USA 
erwägen zur Zeit indessen auf ein gemeinsames NATO
System zu verzichten und sich mit dem Ausbau der Ko
ordinierung zu begnügen, wobei allerdings die Kon
trolle weitgehend auf die Amerikaner übergehen würde, 
da nur ihr Netz einigermaßen leistungsfähig ist. Fü r 
Frankreich und Großbritannien ist noch nicht geklärt, wie 
sie eine nationale Atomstreitmacht vereinbaren können 
mit der so gut wie vollständigen Abhängigkeit von einem 
NATO-Radar- und Fernmeldenetz. 

Die Zivilverteidigung, deren Warnzentralen von den mi
litärischen Luftmeldezentralen abhängig sind, ist an der 
Lösung der angedeuteten Probleme insoweit interessiert, 
als daß die Warnungen möglichst frühzeitig erfolgen, 
gleichgültig, ob es sich um eine NATO- oder national e 
Flugmeldung handelt. 

Bundesrepublik 
Forderungen für die Grenzen der Rüstungsanstrengungen. 

Nach Presseberichten soll der Bundeskanzler dem ameri 
kanischen Prä~Jenten die Beteiligung der BRD an der 
multilateralen Atomstreitkraft der NATO zugesichert ha 
ben. Diese Beteiligung wird weniger in einem Anteil an 
dem Personal , an der Gestellung bzw. Herstellung von 
Oberwasser- oder Unterwasserschiffen und deren Bewaff
nung und Ausrüstung bestehen , als in der Obernahme 
eines wesentlichen Kostenanteils, man spricht von einer 
Kostenbeteiligung von 40 % der Gesamtkosten, die auf 
rd. 8 Milld . DM geschätzt werden. Für die multilaterale 
Oberwasserflotte wird bereits jetzt offiziell mit einem 
jährlichen Beitrag von 900 MI\. DM gerechnet. 
Die USA werden darüber hinaus weiterhin auf eine Er
weiterung der konventionellen Streitkräfte drängen. Der 
frühere Bundesverteidigungsminister hat erst kürzlich im 
einzelnen dargezeigt, daß die Aufstellung von weiteren 6 
oder 8 Heeresdivisionen die volkswirtschaftlich vertret
baren Grenzen sprengen würde, so daß andere Wege 
gesucht werden müssen . 

Abgesehen von den laufenden Kosten für die Unter
haltung der Bundeswehr - man muß je Soldaten jähr
lich mit DM 20000,-, also für 500000 Mann der zukünfti
gen Stärke jährlich mit 10 Mild . DM fixen Kosten rech
nen - werden für die Verbesserung der Infrastruktur (Ver
teidigungsbauten aller Art) zur Zeit jährlich 2,5-3 Mild . 
DM, für Forschung und Entwicklung rd. 1 Mild., für die 
Beschaffung eines neuen Panzers bis 1970 jährlich 1,2 bis 
1,4 Mild ., für die Anschaffung von Düsenjägern vom Typ 
F 104 G und sonstiger Waffen, von Munition usw. weiter 
Milliardenbeträge benötigt. Der Verteidigungshaushalt ist 
schon in diesem Jahr auf 18,4 Mild . DM angewachsen , 
wobei mit Nachforderungen von rd. 1 Mild. DM schon 
heute zu rechnen ist. -

Eine zahlenmäßige Verstärkung der Bundeswehr erscheint 
daher nur im Wege der Aufstellung von Reserveeinheiten, 
im besondern für die territoriale Verteidigung, möglich, 
wie es auch schon von dem jetzigen Verteidigungsminister 
v. Hassel angedeutet wurde. Für diese Aufstellungen sind 
in erster Linie die ausgebildeten Reservisten verfügbar. 
Der Engpaß liegt in der Beschaffung der Ausrüstung und 
Bewaffnung solcher Mob-Einhe iten, die erhebliche Geld 
mittel erfordern wird. Da auf dem Gebiet der zivilen Ver
teidigung in den nächsten Jahren nach Inkrafttreten der 
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verschiedenen Notstandsgesetze, wenn diese nicht nur 
auf dem Papier stehen sollen, weitere erhebliche Haus
haltsmittel benötigt werden (Schutzraumbau, Maßnahmen 
zur Aufrechterhaltung der öffentl ichen Dienste, Notstands
bevorratung usw.) entstehen berechtigte Beden.ken, ob 
eine Erfüllung der geschilderten Absichten nicht die volks
wirtschaftlichen Grenzen überschreitet. 

Bundeswehraufträge bis zum Sommer gestoppt. 
Der seit Oktober 1962 bestehende Auftragsstopp für Bun
deswehraufträge soll mindestens bis zum Sommer au~
rechterhalten werden . Zur Zeit werden Aufträge nur mit 
Ausnahmegenehmigungen erteilt. Für 1964 bestehen durch 
die langfristigen Beschaffungsprogramme schon erheb
liche Vorbelastungen. Unvermindert läuft 19~3 und 19~4 
das Flugprogramm für den StarfIghter und die G 91. Die 
Herstellung der F 104 soll Mitte 1965 auslaufen. Im An 
schluß daran ist die Herstellung von Transportflugzeugen, 
im besonderen des deutsch-französischen Typs " Transall" 
das kürzlich den beiden Verteidigungsministern bei Mar
seille vorgeführt wurde, geplant. An der Gemeinschafts
produktion sind für Deutschland d ie Weser Flugzeug 
GmbH und die Hamburger Flugzeugbau GmbH beteiligt. 
Für die Panzerfertigung, im besondern auch des Standard 
panzers, stehen als Anlaufmittel 1963 150 MII. DM zur 
Verfügung . 1964 sollen für die Beschaffung von .Panzern 
und Schützenpanzerwagen rd . 650 MII. DM. bere l tge~tellt 
werden. Auch bei der Marine besteht ein erheblicher 
Nachholbedarf. 

Maßnahmen zur Sicherstellung der öffentlichen Dienste 
in Notzeiten. 
Ein neues Gesetz über die Sicherstellung von Leistungen 
auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft für Zwecke der 
Verteidigung" soll die Gemeinden und die gewerblichen 
Betriebe verpflichten, Notbrunnen zu ~au~n . Vor allem 
soll die Tr inkwasserversorgung, soweit sie aus Ober
flächenwasser gespeist w ird , auf Grundwasser. umgestellt 
werden . Oberflächenwasser würde im Falle eines Atom
kr ieges schnell radioaktiv verseucht werden. ~ie Wasser
versorgungsbetriebe sotten zur Schaffung eines Notlel 
tungsnetzes Reservebrunnen, daneben aber a~ch Reserve
Wosserspeicher, Verbund- und U.mgehungsleltungen und 
Pumpen bauen . Die Gewerbebetnebe sollen zur Deckung 
ihres Eigenbedarfs auf den Betriebsgrundstücken Brunne.n 
anlegen, ebenso die Gemeinden für den Be~arf der ZI 
vilbevöl kerung . Die Kosten trägt der Bund, die I?uf~nde 
Unterhaltung soll den Gemeinden und der Industne uber
tragen werden . 
Auf einer Tagung des deutschen Atomf~r~ms :-",urde durch 
den Vertreter des Bundeswirtschaftsmlnlstenums vorge
schlagen die K ern e n erg i e für die Not s t rom -
v er so; gun g auszunutzen. Im Rahmen der Notstands
gesetzgebung müsse daran gedacht werden , kleine Kraft
werke unterird isch oder anderweitig geschützt z~ b~uen , 
die den großen Vorte i l hätten, monatelang mit einem 
einzelnen Brennelement zu arbeiten. Ein großes ~ren~ 
stofflager sei nicht mehr erforderlich, ~in Faktor, d ie die 
an sich höheren Kosten von Kernenergiekraftwerken zum 
Teil kompensiere . Nach den vorgelegten Berec~nungen 
wurde eine doppelt gesicherte Stromversorgung In Form 
Von Kernkraftanlagen einen Aufwand von rd . 500 MII. DM 
im Jahr erfordern wobei etwa die Hälfte von den Ener
gieversorgungsunt~rnehmungen aufzubringen wären . 
Zur Sicherstellung der Lös c h was s e r ver s 0 r g u ~ g 
hat eine amerikanische Firma eine Batteriepumpe entwlk 
kelt, die 7 Stunden lang pro Minute 11 Liter Was~er pumpt, 

h d S· w ' rd von einem 2-PS-o ne neu aufgeladen zu wer en. le. I 
Motor mit Akkumulatorbetrieb angetneben. D.as Aggregat 
kann von jeder Energiequelle mit 110 Volt wieder aufge
laden werden. Die Pumpe spritzt das Wasser 10 m we lt. 
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Neuartiges Brückengerät bei den Pioniereinheiten 
der Territorialen Verteidigung 
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Ein im Bere ich der NORTHAG (NATO-Armeegruppe 
NORD) an den Unterläufen an Maas und Rhein durchge
führtes Manöver hat in seinem Ablauf gezeigt, welches 
Gewicht dem militärischen Auftrag der Territorialen Ver
teidigung auf dem Pionierwesen im Rahmen der Gesamt
verteid igung zukommt. Im Verteidigungsfalle w ird die Ent
scheidung zu einem wesentlichen teil davon abhängen, in 
welchem Maße es gelingt, Reserven, Waffen, Munition, 
technisches Gerät, Verpflegung u. a . mehr auf dem Land
wege unter Uberwindung der großen Wasserläufe nach
zuführen. Lufttransportverbände werden alle ine dazu nicht 
ausreichen . 

Besondere Erfordern isse ergeben sich am Rhe in. Die Ver
sorgung, deren Sicherstellung die Grundforderung für alle 
Verteidigungsmaßnahmen ostwärts dieses Stromes bildet, 
führt über d iesen. Diese Tatsache ist auch einem Geg
ner bekannt. Er wird deshalb nicht unversucht lassen, 
den Rhein als Verkehrsträger durch Zerstören der Uber
gangsmöglichkeiten auszuschalten . Zu den sich daraus er
gebenden Instandsetzungsarbeiten können auf keinen Fall 
Pion iere inheiten der NATO-Truppen herangezogen wer
den. Man hat deshalb terr itoriale Pionierverbände 
schwere Pionierbtle ., Schwimmbrückenkompanien und Fluß
pionierkompanien mit Spezialgerät - entlang des Flusses 
aufgestellt. Diese Verbände werden mit den verschieden 
sten Aufgaben betraut w ie Offenhalten der Fahrrinnen, 
im Zuge der Versorgungsstraßen behelfsmäßige Uber
gä nge zu schaffen und d ie auf be iden Ufern dorthin füh
renden Straßen für eine re ibungslose An- und Abfahrt 
verkehrstüchtig zu erhalten . Sie haben außerdem dafür zu 
sorgen, daß an den Zufahrtsstraßen ausreichende " Warte
räume" und Abrufplätze für Kolonnen zur Verfügung ste
hen um einen geordneten Ubergang zu ermöglichen und 
Stauungen an den Ubergangsstellen a us Gründen der 
Luftgefahr zu vermeiden . 

Beim Ba u von Brücken w ird von den territor ialen Pionier
verbänden neben anderem auch das moderne deutsche 
Hohlplattengerät verwendet. Die einzelnen Bauteile läßt 
man dabei unm ittelbar vom LKW auf das Wasser gleiten . 
Dadurch wird der Bau erheblich vereinfacht und beschleu 
nigt. Jeder Kipp-LKW kann zwei Hohlplattenpontons auf
nehmen. Zu Wasser gelassen, sind sie gleichzeitig 
Schwimmkörper und Fahrbahn, im Gegensatz zu onderen 
Brückentypen, be i denen erst stäh lerne Fahrbahnflächen 
auf die Schwimmkörper montiert werden müssen . Be
schädigte Teile einer Hohlplattenbrücke lassen sich rasch 
auswechseln, so daß der Fahrverkehr nicht lange unter
brochen wird. 

Länge und Breite der Hohlplattenbrücke können je na ch 
Bedarf verändert werden . Auf breiten Strömen w ird sie 
durch einige Motorboote unterstrom ges ichert, die das 
Brückengerät im Notfalle halten und so die Ankerwinden 
entlasten können . Die An zahl der neben einander laufen
den Fahrbahnen ist theoret isch unbegren zt und hängt 
praktisch nur von dem zur Verfügung stehenden Material 
ab. 

Die Hohlplattenbrücke ist ein deutsches Pioniergerät, das 
wohl auf Erfahrungen des 2. Weltkrieges zurückgeht, aber 
erst innerhalb der Bundeswehr zu der heutigen einsatz
fähigen Form entwickelt wurde. Zum Gesamteinfahren 
einer Hohlbrücke über den Rhein wurden 33 Minuten be
nötigt. Im Abstand von 50 Metern rollten die schweren 
Kettenfahrzeuge eines Panzerverbandes über die fertig e 
Brücke. Ohne Feinde inwirkung können bei einer Ge
schwindigkeit von 10 km h 200 Panzerfahrzeuge in der 
Stunde eine 300 m lange Hohlpla ttenbrücke passieren . 

E. Schuler. 
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Frankreich 

Die Rüstungspläne bis 1970. 

Der Verteidigungsminister Messmer hat in der Aprilaus
gabe der Zeitschrift "Revue de 10 Defense National" wei
tere Einzelheiten für den künftigen Ausbau der französi 
schen Streitkräfte entwickelt. 

Das He e r wird sechs moderne Eingreifdivisionen auf
stellen, von denen eine für die Verwendung in Ubersee 
bestimmt ist. 1970 sollen diese Eingreiftruppen in Stärke 
von etwa 150000 Mann, 3000 Panzern und Schützen pan
zern sowie 350 Hubschraubern sowie von 25000 anderen 
Kfz haben . Eine Ausrüstung mit taktischen Atomwaffen ist 
geplant. Neben diesen Eingreifverbänden sollen zehn 
Brigaden mit je 5000 Mann für die Territorialverteidigung 
aufgestellt werden, neben den Sicherungsregimentern als 
Kadreformationen in den einzelnen Militärbezirken. - In 
Ubersee befanden sich Anfang des Jahres noch rd. 40000 
Mann. Diese Zahl soll bis 1965 auf 30000 Man reduziert 
werden. - Die Gesamtfläche der afrikanischen Länder mit 
frC1nzösischen Streitkräften wurde in zwei strategische Zo
nen eingeteilt: Zentralafrika d. h. das früher französische 
Ost- und Westafrika, und der Indische Ocean mit Mada
gaskar, Somaliküste usw . Darüber hinaus gibt es eine Un 
terteilung in 4 Verteidigungszonen unter einem General, 
der gemeinsam mit den Chefs der Nationalarmeen die 
Verteidigungspläne für die betr. Zone vorbereitet. Ver
teidigungszone 1 umfaßt den Senegal und Mauretanien 
mit dem Hauptstützpunkt Dakar, Zone 2 sichert den Schutz 
der früheren französischen Ostafrikastaaten und Kameruns 
mit den Stützpunkten Brazzaville und Bonar, Zone 3 um 
faßt Madagaskar, Zone 4 die Elfenbeinküste, Niger und 
Dahomey mit dem Hauptstützpunkt an der Elfenbeinküste. 
Schließlich gibt es noch die Zone im Pacifik (Neukaledo
nien und Polynesien). 

Die Mo r in e wird 3 Atom-U-Boote erhalten, von dem 
das erste 1969 in Dienst gestellt werden kann . 

Ende 1963 soll der erste Atomkampfverband, ausgerüstet 
mit dem Uberschallflugzeug "Mirage IV" einsatzbereit 
sein. Der Aktionsradius dieser Bomber wird durch von den 
USA gelieferten Düsentankern auf 4800 km erweitert. 

Gleichzeitig werden ballistische Raketen mit einer Reich 
weite von rd. 3000 km entwickelt, die mit Wasserstoff
sprengköpfen ausgerüstet 1968/69 die erste Generation 
der französischen Atommacht ablösen sollen. Die erste in 
der Entwicklung befindliche französische Wasserstoff
bombe soll 1964 im Pacific gezündet werden, wo ein 
neues Versuchszentrum im Aufbau ist. Gegen die Durch 
führung weiterer Atombombenversuche in der Sahara, die 
an und für sich nach dem Vertrag von Evian noch bis 
1967 zulässig wären, haben die afrikanischen Anlieger
staaten vor einiger Zeit Protest erhoben. - Die in der 
BRD stationierten 350 französischen Jagdbomber wurden 
jetzt mit amerikanischen Kernwaffensprengsätzen für ihre 
Luft-Bodenraketen ausgerüstet. Die Sprengsätze können 
nur auf Grund eines von einer amerikanischen Kommando
zentrale ausgehenden elektronischen Impulses einsatzbe
reit gemacht werden, so daß sie unter amerikanischer 
Kontrolle bleiben. Amerika hat ähnliche Abmachungen 
mit der BRD, Belgien, Holland, England, Italien, Griechen 
land, Türkei und Kanada getroffen. 

Japan 

Modernisierung der Streitkräfte. 

Neben National-China haben im besondern die Streit
kräfte Japans eine besondere Bedeutung, wenn man die 
Auseinandersetzungen zwischen West und Ost von einem 
notwendigerweise die ganze Erde umfassenden Winkel 

betrachtet, und nicht nur aus der begrenzten Sicht Mittel
europas. Die Streitkräfte dieser Staaten des Fernen Ostens 
können als politisch zuverlässig im Sinne des Westens gei
ten. 

Die Pläne für die Modernisierung der Streitkräfte Japans 
sehen bis Ende 1966 eine Gesamtstärke von 180000 Mann, 
für die Kriegsflotte eine Gesamttonnage von 144000 BRT 
und 1036 einsatzbereite Flugzeuge vor. Da Japan mit 
amerikanischen Materiallieferungen rechnen kann, liegt 
hier der Engpaß auf personellen Gebiet, um die fehlen
den 30000 Freiwilligen zu rekrutieren angesicht der höhe
ren Bezahlung in der Wirtschaft. 

Das He e r wird umgegliedert. Geplant sind 13 Divisio-
nen, von denen 5 eine Stärke von je 9000 Mann und 8 je 
7000 Mann haben sollen - also wesentlich schwächer wie 
die Divisionen innerhalb der NATO. Die Bewaffnung der 
Divisionen wird modernisiert. Es sind vorhanden 1200 
leichte und mittlere Panzer, 300 Panzergeschütze, 650 Flak
Geschütze, 1900 Mörser (schw. Granatwerfer) neben den 
üblichen leichten Infanteriewaffen. In der ersten Phase 
der Modernisierung werden 260 Panzer, 470 Panzerge
schütze und mehr als 1000 M.G. durch neuzeitliche Mo
delle ersetzt. Der Fahrzeugpark wird gleichfalls erneuert (' 
neben der Beschaffung von Hubschraubern und Fernlenk
waffen. Für die Luftabwehr ist die Einführung von NIKE-
und Hawk-Raketen geplant. 

Die F lot t e wird durch Neubauten verstärkt. Im Jahre 
1966 sollen 11 moderne U-Boote einsatzbereits sein, ein 
Teil der vorhandenen 11 Zerstörer wird mit dem amerika
nischen Fernlenkgeschoß "Tartar" ausgerüstet. Besonderer 
Wert wird der Verbesserung der U-Bootabwehr beige
messen . 

Die Lu f t w a f f e verfügte schon 1962 über ein Ge
schwader mit 19 "Starfighter-Jägern" des Typs F 104 J, 
eine etwas abgeänderte Version des Typs F 104 G. Im 
Jahre 1966 werden 200 Flugzeuge dieses Typs einsatz
bereit sein, die mit Raketen des Typs "Sidewinter" und 
"Bomarc" bewaffnet sind . Am Ende der Umrüstung wird 
die Luftwaffe 24 Geschwader besitzen. 

Japan wird nach Durchführung der Umrüstung wohl nicht 
hinsichtlich der Zahl der Soldaten, aber in Bezug auf die 
Bewaffnung wieder die stärkste Militärmacht des Fernen 
Ostens sein, da nicht anzunehmen ist, daß es Rotchina 
nach Ausfall der russischen Lieferungen gelingt, aus eige
ner Kraft seine Streitkräfte, wenn sie auch über 1 MII 
Mann zählen, modern zu bewaffnen. ( 

Vereinigte Arabische Republik Ägypten 

Bewaffnung der Streitkräfte. 

Die Weltöffentlichkeit hat vor einigen Wochen die Be
schwerden Israels über die Tätigkeit deutscher Wissen
schaftler beschäftigt. - In diesem Zusammenhang inter
essieren Nachrichten der Weltpresse über Lieferungen 
des Auslandes und die eigene Herstellung von Waffen . -
Im Jahre 1961 wurden von den Russen Waffen im Wert 
von mehr als 1 Mild. DM an Ägypten geliefert. Im ein
zelnen erhielt Ägypten: 20 Langstreckenbomber, weitere 
20 sollten 1962 folgen - 70 Jagdbomber, 1962 weitere 
40, 490 mittlere Panzer, 100 schwere und 500 leichtere 
Panzer in den Jahren 1961 und 1962. Außerdem wurden 
von den Sowjets schwere Artillerie, Fernmeldegeräte, 12 
U-Boote und 7 Schnellboote geliefert. Zur Zeit sollen die 
Russen Raketenbasen einrichten, davon eine in Assuan, 
drei andere in Port Said, Suez und im Nildelta waren im 
Bau. Diese Raketenbasen sind zur Luftabwehr mit der 
modernen Rakete S.A.M. bestückt, von der auch das 
amerikanische U 2-Flugzeug über der Sowjetunion abge-



schossen wurde. Nach Angaben der französischen "L'Ex
press" soll die eigene Herstellung von Raketen .erhebl.lch 
im Rückstand sein . Erst 1960 sei es gelungen, mit ausl?n 
discher Hilfe Boden-Boden-Raketen zu fertigen, die em~ 
Weiterentwicklung der deutschen V 2 darstellten .. Zur Z~lt 
soll Ägypten über ca. 20 dieser Raketen ver.Fugen; sie 
werden mit einem flüssigen Treibsatz angetrieben und 
sind nicht fernlenkbar. Die Reichweite betrage ca. 600 .km. 
Ohne Atomsprengköpfe sei ihr militärischer Wert gering. 
Die Voraussetzungen zur Herstellung von Ato~spreng · 
köpfen in Ägypten erscheinen angesich~s der germgen I~
dustriellen Entwicklung des Landes nlc~~ gegeben. Die 
Nachrichten über den Umfang der Beteiligung deutscher 
Wissenschaftler an der Entwicklung von ABC-Waffen und 
über die Lieferung von Fertigteilen aus der BRD für deren 
Herstellung sind umstritten . 

PERSÖNLICHES 
Vom Regierungsdirektor zum Ministerialrat befördert 
wurde Dr. Erwin Ger h a r d t, der Leiter der Pressestelle 
des Bundesministeriums. 
Unser Schriftleiter für den Abschnitt ABC-Abwehr.' Ober
regierungsrat Ludwig Sc h e ich I wurde zum Regierungs
direktor ernannt. 
Ob B .. h vom Bundesmini-erregierungsrat Georg 0 n sc. d' k 
sterium des Innern wurde ebenfalls zum Regierungs Ire -
tor ernannt. 
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h - I d' D ckwelle und der radio· ouc Personenschä den führen kannen 0 s le ru . 'chk' . 0 
aktive Nied ersch lag And e rerseits ist d ie Wahrscl;tnlk elt elnerele~ 
tonotio n in großer Höhe , um eine maxjmale Bran w" ung tU b{~ e: 
--: bedingt durch die Entwicklung großerer Waffen ;,; ve:rs~ärkt w~r-
stiegen. Aus diesem Grunde sind auch die Bestre_b ung hl d d 
de.n, di e darauf au sgehen,. die Wirk~ngend der War~es~;d,e~nF~uu:;weher~ 
Brande zu. reduzieren. Broldo, el'.' fuhren . erdamF" an nach einer kern
experte, dISkutiert die Frage .Konner; Wir os euer 
phYSIkalischen Detonation überleben? . A . 
AI G . d Atropin benutzt Die trop,n
b segengift gegen Nervengase wir

A 
. d' Wirku~g des Ace tyl -

ehandlung beruht darauf, daß das trop,n . le 'cht normal abge -
chol lns hemmt, das bei einer Nervengasvebgltdun\l nl - I"ch nach einer 
baut wird. Die Atropinbe handlung muß so. 0 'ß,e ~OPn!ekt i on in die 
~ervengasvergiftung einsetzen. Das AJrapln d'u Blutba~n verabreicht 

uskulatur, d irek t unter der Haut o.er "\t le d mit welchem Erfolg 
werden. Es wird geschildert wie Atropin Wir un 
bei eine r Behandlung zu rechnen ist. M' I' t " 
N h - d d ' Mögl ichkeit sich vom I lar-

.ac norwegischem Recht hat te er le _ 'cher Art ab es für die 
dienst befreien zu lassen. Eine Regelung ah.nll R 'chst~ hat d ieses 
~,vilverteidigung bisher nicht. De r ndßeglS~ede~'ZivilvgerteidigUngS-

roblem di sk uti ert und vorgesch.lagen, WO hauA'chfgen eingeräumt wer-
pA,chlig en das gleiche Recht wie den e rp I I 
den müsse ~ 11 

I' 9 1 . A chuß für Atomaufklarung 
n Dänemark wurde Anfang 1 6 ein uss. . ;" er Wissenschaft

gegründet. Dieser Ausschuß wur~e auf Betreiben ßel~sg wichtig sei , die 
ler .~ebildet , die darauf hingeWiesen ha!ten, dda durch Freimachung 
Bevolkerung über die Proble~e aufzukladre"bish:rige Arbeit wird be
der Kernenergie entstanden selen. Ober le 

richtet. . _ . er ihre Versuchsd eto
Am. 5. August 1962 haben . die Sowtetr!ss';,n wl:~ranlaßte d ie norwegi
no lianen aufgenommen: Die Wlederau n? m~ dem zentralen Gesund hche Zivilverteidigung In Zusammenarb!,lt N't dnorwegen einzurichten. 
Aeltsomt einen radiologisch~n Dlenst.;n M';ssungen durchgeführt. 

n 50 StoIIonen werden drei Mal am ag I . kt Färsva r 
Tidskrift för Civilt Försvar, Ekonomiskt Försvar, Psyko oglS , 
Nr. 2, Februar 1963, 26. Jahrgang - Schweden f - d ' schwedische 
I J h . d V . 'gten Staaten ur le mOre 1960 wurde In en. erelnl I d Schutzraumbau und 
luftschutzeinheiten die Evakulerungsp anung , er 
dos Schutzraumvol~men. _ d' cholo ische Ver
Der .Wortführer des Bereitschafts.ouschschusd~s ~ur Be~eäl~~~ung Jer psycho
te,d,g ung stellt die Frage , ob die s we ISC :wachsen ist. Er kommt zu 
~oglSchen Kriegführung durch den

h 
GeJr~ gBevölkerung bereit ist , für 

d
em Schluß, daß die gesamte. sC

d 
we

l
" d es mit der Waffe in der Hond 

le Freiheit und Unabhängigkeit es on e 
Zu kömpfen. . . _ d USA und den 
Die Entwicklungsl inien in der Zivilverteidigung In en 
UdSSR werden kurz gesprochen. B t' gen für den Bau 
1962 d' fl d t chnischen es Immun G -wur e eine Neuau age er e b D' Broschüre wird von asta 
von N ormalschutzräumen herausgege en. le 
Smitt besprochen. 
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"Ziviler Bevölkerungsschutz ZB" Heft 511963 . 
Schule im Atomzeitalt er - Das Einmaleins im unterirdischen Klassen 
zimmer Michel, Mehrzweckbauten und Ve rkehrsan lagen I laturner , 
Polaris - Geschichte und Bedeutung einer Abschreckungswaffe I 
Wagner , Hier ruft die Rettung - antwortetl I Die lästige Schallmauer 
- Mit Oberschallgeschwindigkeit durch das luftmeer I Schaake, lai en
hilfe - ei ne Aufgabe für iede Frau I Erfolgreiche Selbstschutz-Werbung 
auf der Internationalen Saarmesse I 

"Ziviler Bevölkerungsschutz ZB" Heft 611963 
Frankl, Metallfolien I Weiler, Wohin mit dem läschwasservarrat 
Die Verwendung von Fl exi-Tanks im Selbstschutz I Hubschrauber ver
hindern Notlage I 10 Jahre Malteser-Hilfsdienst I ZB im Bild I Die 
Gleichgültigkeit überwinden - Diakonissen geben ein Be ispie l I 
Schoake, Zum Selbstschutz gehört nüchternes Wissen I Vom Ste in zur 
Megatonnenbombe - Eine kleines Kapitel Waffentechnik I Besuch der 
BLSV-Bundesschule in Waldbröl I Der rote Strahl - Anwendungsmäg
lichkeiten für di e Loser-Technik I 

Aus dem I nhalt der Zeitschrift Wehrkunde Heft 5:63 
Das nukleare Dilemma der Allianz 
Von Henry A. Kissinger, Harvard University, Cambr idge, Mass., USA 
Erziehung des Soldaten zur Persönlichkeit 
Von Hellmu th Heye, Vizeadmiral a. 0., 
Wehrbeauftragter des Deutschen Bundestages 
Die britische Verteidigungspolitik 
Von Brigadier C. N. Barclay, (Retd.), Großbritannien 
Der kalte Krieg (I) 
Dr. iur Ihna Krumpelt , Oberst i. G. a. D. 
Das Ende des Milizgedankens in der UdSSR 
Von Walter DorneIl Jacobs, USA 
Die Behandlung von Zivilangelegenheiten durch die US-Armee 
(Civii Affairs) 
Von Wolfgang Schwarz 
Neue Lösungen im Wehrersatzwesen sind überfällig 
Von Hans-Järg Monitor 
Mexiko und seine Armee 
Von Horst v. Zitzewitz, Oberst i. G. a . D. 
Seemacht und Staatsinteresse 
Von Fritz E. Giese, Korv.Kapitön a . D. 
Fernsehen - ein neues Fernmeldemittel 
Von Karl-Albert Mügge , Oberst a. D. 

SCHRIFTTUM 
Im Würgegriff des Fortschritts. Von Bodo Manstein. 
Mit 62 graphischen Darstellungen von Wolfgang Doh
men. Europäische Verlagsanstalt, Frankfurt am Main, 
1961. DM 28,60 

In dem vorliegenden Werk hat der Verfasser Material aus 
allen wissenschaftlichen Disziplinen zusammengetragen, 
die in irgendeiner Beziehung zu der vor nunmehr unge
fähr 25 Jahren erfolgten Kernspaltung stehen. Auf die 
Konstruktion und auf den Einsatz von Atomwaffen wird 
ausführlich eingegangen, außerdem wird aber auch die 
Verwendung von Radioisotopen in der Technik, in der 
Landwirtschaft und in der Medizin diskutiert. Verfasser hat 
damit den nicht ganz einfachen Versuch unternommen, 
die friedliche und kriegerische Ausnutzung der Kern
energie von den verschiedensten Seiten aus zu beleuchten. 
Der bisher verlaufenen Entwicklung gegenüber ist er aller
dings negativ eingestellt. Die wenigen Vorteile, die eine 
Nutzung gebracht haben, so meint er, können durch die 
offensichtlichen Nachteile nicht aufgewogen werden. Als 
Beweis zur Stützung dieser Theorie werden beispielsweise 
die zu erwartenden lomatischen und genetischen Schäden 
durch eine erhöhte Strahlenbelastung angeführt. Die Ge
sundheit des Menschen, so argumentiert er, werde da
durch untergraben und somit werde auf schleichendem 
Wege das Ende der Menschheit vorbereitet. Ein Nuklear
krieg zwischen Ost und West vollends könne nur mit der 
Ausrottung der Menschheit schlechthin enden_ Seine Aus
führungen zu den militärischen Problemen, besonders auch 
zu denen der Zivilverteidigungsstrategie . wirken jedoch 
sehr dilettantisch. Die Studien der Amerikaner, wie man 
Millionen von Menschen durch Bau von Fall-out Schutzräu
men und durch andere Maßnahmen - wie Anlage von 
Verpflegungs- und Arzneimittellagern - retten kann, wer
den kaum erwähnt, geschweige denn ernsthaft diskutiert. 
Hier liegt eine der Gefahrenquellen für den nicht mit Ein 
zelheiten der Materie vertrauten Leser. Durch bewußte 
oder unbewußte Unterlassung der Erwähnung bestimmter 
Tatsachen wird er einseitig informiert. Ihm werden EinzeI
tatsachen vorgesetzt, die aber nur als Mosaik in einem 
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größeren Komplex zu werten sind . Um zu zeigen, was 
gemeint ist, seien die Ausführungen des Verfassers zu der 
Frage der Lebensmittelkonservierung durch ionisierende 
Strahlen herausgegriffen . Es ist bekannt, daß Technologen 
und Naturwissenschaftler der verschiedensten Fachrichtun
gen in fast allen westeuropäischen Ländern und in den 
USA intensiv an der Lösung dieses Problems arbeiten 
und zum Teil bereits Teilerfolge erzielt werden konnten 
in der Hinsicht, daß die Kanad ier vor kurzem d ie Behand
lung von Kartoffeln mit Gammastrahlen zur Keimhemmung 
zugelassen haben. Wer sich auch nur oberflächlich mit die
sem Fragenkreis befaßt hat, weiß außerdem, daß bereits 
eine sehr große Zahl an Forschungsarbeiten veröffentlicht 
wurde, und daß besonders auch alle nur erdenklichen 
Aspekte in bezug auf die gesundheitliche Unbedenklich
keit erörtert wurden. Trotz der Fülle des vorliegenden Tat
sachenmaterials, das durchaus in mancher Hinsicht als er
mutigend anzusehen ist, hat kein Staat bisher geglaubt, 
dieses Verfahren zulassen zu können . Vielmehr haben die 
Gesundheitsbehörden ausdrücklich betont, daß es erst 
weiterer Forschungsarbeiten zur Klärung von Einzelfragen 
bedarf. Hierauf geht der Verfasser mit keinem Wort ein . 
Man bekommt vielmehr den Eindruck, daß er sich beim 
Quellenstudium auf halbseriöse Zeitschriften und Presse
meldungen stützt, die kritiklos und teilweise sogar wört
lich übernommen wurden. Gegen die wörtliche übernahme 
ganzer Abschnitte aus Zeitschriften ist an sich nichts ein
zuwenden, wenn der Verfasser es unterlassen würde, sie 
als Grundlagen einer Kritik zu benutzen . Es ist nicht zu 
vermeiden, daß man dadurch unwillkürlich annehmen muß, 
der Verfasser habe eine vorgefaßte Idee gehabt - die 
Idee, die durch die Atombombengegner offeriert wird -
in die nun alles, was an Tatsachen gebracht wird, hinein
gezwängt werden soll, und sofern die Tatsachen mit den 
festgelegten Vorstellungen nicht übereinstimmen, wird auf 
eine Wiedergabe verzichtet. 

Unsere Abteilung Buchhandel bietet an: 

Bergungs- und Rettungsfibel 1/11 
von Ober-Ing. Georg P. J. Feydt 

Teil I: Aufgaben der Bergungsarbeit und 
leichte Bergung 

Taschenformat, etwa 185 S., reich illustriert, DM 7,50 

Teil: 11 Bergung aus Trümmern - Hilfsgeräte -
Ausbildungseinrichtungen u. - Methodik 

Taschenformat, etwa 1955., reich illustriert, DM 7,50 

Für alle im Katastrophenschutz- und Luftschutzhilfs
dienst Tätigen, für jeden Bürger überhaupt, ist es wich
tig, über die Möglichkeiten des Einsatzes bei der 
Rettung Verschütteter und über die Systematik der 
Ausbildung für diese Tätigkeit unterrichtet zu sein. 

Der T eil I behandelt die Aufga ben der Bergungsarbeit 
und den Teil der Arbeiten, die jede Person - einerlei 
ob Mann oder Frau - erlernen kann. 

Der Teil 11 enthält die Bergung aus Trümmern. Hier
bei ist Fachkenntnis, handwerkliche Erfahrung und 
kärperliche Leistungsfähigkeit für das Gelingen der 
Bergung Voraussetzung. 

Die beiden handlichen Fibeln sind in Leinen geheftet, 
sehr reich illustriert und leicht verständlich geschrieben 

Zu beziehen durch 

Wenn man sehr wohlwollend ist, wird man auch diese 
subjektive Auswahl an Tatsachenmaterial unter Berück
sichtigung der Grundeinsteilung des Verfassers verstehen 
können . Unverständlich ist es jedoch wenn bestimmte 
Dinge vollkommen falsch dargestellt 'werden. Verfasser 
geht auf S. 431 /432 auf Atomtestversuche der amerikani
schen Atomenergiekommission in der Nevadawüste ein 
und schreibt, daß durch diese Versuche die für Katastro
phen.fälle wichtige Frage geklärt werden solle, "ob Arz
neimittel ~el Atomexplosionen Veränderungen erfahren". 
Weiter heißt es : " ... Danach wiesen zahlreiche Arzneimit
tel meßbare Radioaktivität auf. Sämtliche Glasbehälter 
waren in erheblichem Maße radioaktivität". Damit ist aber 
nur die halbe Wahrheit gesagt. Es kam nämlich der AEC 
darauf an festzustellen , in welchem Abstand vom Null
punkt (dem Detonationspunkt) die Lebens- und Arzneimit
tel radioaktiv werden . Und durch die erwähnten Versuche 
konnte nun gerade gezeigt werden, daß nur solche in 
einem Umkreis von ungefähr 1 km vom Detonationspunkt 
radioaktiv wurden. Arzneimittel jenseits dieser Entfernung 
aufbewahrt, zeigten keine Anderungen und konnten unbe
schadet benutzt werden. Man sieht also, daß durch diese 
Versuche genau das Gegenteil von dem gezeigt werden 
konnte , was der Verfasser aufführt. 
Diese wenigen Beispiele mögen genügen. Sie zeigen, daß ( 
ein Buch geschrieben wurde, das nicht objektiv informie-
ren sondern den Leser einseitig beeinflussen möchte . Will 
man jedoch die Bevölkerung für eine Idee gewinnen, so 
muß man mit durchdachten und fundierten Argumenten 
kommen . Man darf sich nicht darauf beschränken, eine 
Unmenge an Zitaten zu bringen, die durch geeignete Sätze 
miteinander in Zusammenhang gebracht werden. Das Buch 
ist deshalb unbedingt abzulehnen, und es sollte vor allen 
Dingen vermieden werden, daß es Menschen in die Hände 
fällt,. die d.en Problemen des Atomzeitalters gegenüber 
unkritisch eingestellt sind . U. Schützsack 

Zahn, Pionierfibel I 
Grundlagen des Pionierhandwerks 
Leineneinband DM 5,40 
Im I. Teil wird in der Hauptsache die handwerkliche 
Pionierausbildung behandelt 

Zahn, Pionierfibel 11 
Leineneinband DM 7,50 
In einer übersichtlichen und reich bebilderten Dar· 
stellung werden Hinweise gegeben für Sprengen, 
Sperren, Behelfsbrückenbau und dergleichen. 

Hille, Katastrophenschutzfibel 
Taschenbuchformat, flex. geb., 182 Seiten 
mit 155 Illustrationen, Zeichnungen usw. DM 8,40 

Ausführliche Darlegungen über Katastrophenarten 
und ihre Bekämpfung. Ausbildung und Aufgaben der 
Hilfsdienste. Hinweise auf Erste Hilfe, neuzeitliche 
Geräte u. a. mehr, zahlreiche technische Formeln. 
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